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Schulen sanieren 

ln Kassel haben Schüler ein Bildungsbündnis ge¬ 
gründet. Über die Hintergründe sprachen wir mit 
Freya Pillardy. 
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Frieden? 

ln Kolumbien wird das Friedensabkommen der 
FARC mit der Regierung Stück für Stück zerlegt, 
die Angriffe auf Aktivisten nehmen zu. 

Seite 6 
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Thema der Woche 


Betreff: Partei 

Auf Seite 5 ein Interview mit Tom Talsky, zum 
Neustart seiner Kreisorganisation in München 
sowie eine Stellungnahme des Sekretariats 
zu den jüngsten Parteiaustritten. Ebenfalls 
auf Seite 5 erscheint ein Bericht über die 11. 
Parteivorstandstagung der DKP, die u.a. die 
Bundestagskandidatur ausgewertet und den 
Leitungswechsel bei der UZ beschlossen hat 
(mehr dazu auf Seite 15). 

Auf den Seiten 12 und 13 wird die Debatte 
zum Leitantrag an den 22. Parteitag fortge¬ 
führt. 


AfD stoppen! 


GroKo zum Dritten 

SPD-Führung hat nicht die Absicht, soziale Forderungen durchzusetzen 



Augen auf bei der Partnerwahl 


D ie SPD hat Kurs in Richtung 
Große Koalition aufgenommen. 
Nur einen Tag, nachdem FDP- 
Chef Christian Lindner am 19. Novem¬ 
ber kurz vor Mitternacht das Scheitern 
der „Jamaika“-Sondierungen verkün¬ 
det hatte, nahm die Kampagne zur 
Wiederherstellung der Großen Ko¬ 
alition Fahrt auf. Zunächst hatte der 
SPD-Parteivorstand seine Haltung be¬ 
kräftigt, für eine Regierung nicht zur 
Verfügung zu stehen, sondern in der 
Opposition zu bleiben. Aber schon 
kurz danach eröffnete der Sprecher 
des rechten Parteiflügels der SPD, Jo¬ 
hannes Kahrs, die öffentliche Überzeu¬ 
gungsarbeit für eine Beteiligung an ei¬ 
ner Regierung Merkel wie in den ver¬ 
gangenen vier Jahren. Fast die gesamte 
SPD-Prominenz meldete sich anschlie¬ 
ßend in diesem Sinn zu Wort. Sie hatte 
schon den Wahlkampf darauf ausge¬ 
richtet, sich als zuverlässiger Partner 
für Frau Merkels Regierung zu prä¬ 
sentieren und dafür gesorgt, dass das 
vage Gerede des Kanzlerkandidaten 
und Parteivorsitzenden Martin Schulz 
von „mehr Gerechtigkeit“ vage blieb. 

Die Presse stellt die Große Koali¬ 
tion als einzig gangbaren Ausweg aus 
einem Dilemma dar, in dem Deutsch¬ 
land keine handlungsfähige Regierung 
hätte und instabil würde. Der Bundes¬ 
präsident Frank-Walter Steinmeier 
schließlich, selber langjähriger Befür¬ 
worter und Profiteur der Großen Koa¬ 
lition, brachte die „Verantwortung für 
unser Land“ ins Spiel. Er lud die Par¬ 
teivorsitzenden Angela Merkel, Horst 
Seehofer und Martin Schulz ein. Letz¬ 
terer war von diesem Gespräch sicht¬ 
lich beeindruckt. Nach einer weiteren, 
acht Stunden dauernden Sitzung des 
Parteivorstands der SPD klang er völ¬ 
lig anders und gewendet. Der Kurs¬ 
schwenk in der Parteispitze war damit 
schon fast vollzogen. Die Entscheidung 
soll aber, so Schulz, von den Parteimit¬ 
gliedern nachvollzogen und bestätigt 
werden. Es wird Zeit und Mühe brau¬ 
chen, um die Mitgliedschaft von der 
Großen Koalition zu überzeugen. 

Die lange Zeit, bis es nach einer 
Bundestagswahl zu einer Regierungs¬ 


Siemens hat angekündigt, 6 900 Stel¬ 
len zu streichen, etwa die Hälfte davon 
in Deutschland. Besonders betroffen 
sind Werke in den sächsischen Städten 
Görlitz und Leipzig - ihnen droht die 
Schließung. Auf der Kapitalseite sieht 
es dagegen gut aus: Innerhalb von fünf 
Jahren legte die Siemens-Aktie um 50 
Prozent zu. Die Erträge der im Visier 
stehenden Kraftwerkssparte waren 
bisher bestens. Trotz Milliardengewin¬ 
nen greift der Konzern zum Mittel der 
Entlassung. 

2008 wurde in Radolfzell eine Ver¬ 
einbarung zwischen der Siemens AG, 
der IG Metall und dem Betriebsrat ge¬ 
troffen. Darin wurde festgelegt, dass 
es zu keinen betriebsbedingten Kün¬ 
digungen und zu keinen Werksschlie¬ 
ßungen kommen wird. So sollte in der 
„Wir sind alle Siemens“-Familie für 
gute Stimmung gesorgt werden. Ähn- 


bildung kommt, ist in der BRD unge¬ 
wöhnlich. Die alte Regierung scheint 
aber durchaus handlungsfähig. So hat¬ 
te sie beispielsweise kein Problem, 
den Vertrag zur Bildung des Kriegs¬ 
und Rüstungsbündnisses der „Euro¬ 
päischen Verteidigungsunion“ von 23 
EU-Staaten zu unterzeichnen. Auch 
dass Landwirtschaftsminister Chris¬ 
tian Schmidt (CSU) am vergangenen 
Montag in Brüssel die Zustimmung 
der Bundesregierung zu fünf weiteren 
Jahren Glyphosat gab, verärgert zwar 
die SPD, bezeugt aber - leider - die 
Handlungsfähigkeit der amtierenden 
Regierung. 

Es besteht kein Grund anzuneh¬ 
men, dass die neue Große Koalition, 
wenn sie denn gebildet wird, besser 
wird als die alte. Einige Kapitalvertre¬ 
ter bedauern allerdings, dass es nicht 
zur ersten Wahl, der schwarz-grün-gel¬ 
ben Koalition, gekommen ist. Michael 
Hüther, Chef des von BDI und BDA 
bezahlten „Instituts der Deutschen 


liehe Vereinbarungen gibt es auch bei 
anderen Monopolen, wie bei VW und 
Daimler-Benz. 

Geht es nach Siemens, wird der 
Konzernumbau nicht ohne heiße Kün¬ 
digungen zu machen sein, es soll „um 
große Einschnitte“ gehen. Mit der fak¬ 
tischen Aufkündigung des Radolfzel- 
ler Abkommens setzt der Konzern ein 
Signal für die Republik: Entlassungen 
dürfen kein Tabu mehr sein. 

Fast im Jahresrhythmus legte Sie¬ 
mens-Chef Joe Kaeser, seit 2013 Vor¬ 
standsvorsitzender, Abbaupläne auf 
den Tisch. Jedes Mal war die Empörung 
groß, doch nach einigem Protest kam 
der Werkzeugkasten raus: Abfindung, 
Frühverrentung, Auffanggesellschaft 
mit den üblichen negativen Folgen für 
die Kollegen - trotz Radolfzell. Aber 
die Öffentlichkeit war beruhigt und der 
Haussegen zurechtgerückt. 


Wirtschaft“ (IW), sagte dem „Handels¬ 
blatt“, ein neues schwarz-rotes Bündnis 
werde wohl keine „nachhaltige Strate¬ 
gie der Wachstumsvorsorge“ verfolgen. 
Damit ist eine Offensive zur weiteren 
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, 
der weiteren Zurückdrängung der Ge¬ 
werkschaften und dauerhafter Druck 
auf die Löhne gemeint. Steuersenkun¬ 
gen könnte man nur in geringem Um¬ 
fang erwarten. 

Im SPD-Umfeld wurden viele 
Stimmen laut, die darauf hinwiesen, 
dass die Gelegenheit günstig sei, um in 
den Koalitionsverhandlungen soziale 
Forderungen gegen die Unionspartei¬ 
en durchzusetzen. An erster Stelle wird 
dabei genannt, dass die mittelfristige 
Absenkung des Rentenniveaus rück¬ 
gängig gemacht werden solle. (Da¬ 
gegen spricht, dass die alte Koalition 
gerade jetzt die Absenkung der Ren¬ 
tenbeiträge um einen Zehntelpunkt 
zu Beginn nächsten Jahres genehmigt 
hat.) Vorrangig sei ein massives öffent¬ 


- aber notwendig 

Damit ist es nun vorbei. Die Per¬ 
sonalchefin Kugel greift zum Klein¬ 
gedruckten und weist auf Öffnungs¬ 
klauseln hin. Und sie droht: „Je mehr 
Mitarbeiter freiwilligen Maßnahmen 
zustimmen, desto weniger müssen ent¬ 
lassen werden“. So versucht sie Zwist 
zu säen in der Belegschaft. 

Innerhalb weniger Tage ist Wider¬ 
stand entstanden. Die Chefetagen sollen 
überrascht gewesen sein. So wurde per 
Videokonferenz den lieben Mitarbei¬ 
tern mitgeteilt, wer rausfliegen soll. In 
Görlitz, wo das Werk geschlossen wer¬ 
den soll, gingen die Kollegen vors Tor 
und forderten: „Der Kaeser soll selbst 
den Hintern heben und herkommen!“ 

Auch in anderen Werken wie Ber¬ 
lin, Leipzig, Erfurt gab es Demos und 
Kundgebungen. Die Parolen der Kol¬ 
legen sind deutlich. Betriebsräte ha¬ 
ben angekündigt, von ihrem Recht 


liches Investitionsprogramm in Kombi¬ 
nation mit staatlich gefördertem Bau 
von Wohnungen mit erschwinglichen 
Mieten. Schließlich wird im Gesund¬ 
heitswesen endlich eine Versicherung 
für alle Bürger und die Abschaffung 
der Privatversicherungen und der 
Zweiklassenmedizin gefordert. Aller¬ 
dings hat die SPD-Führung nicht die 
Absicht, solche Forderungen im Vor¬ 
feld der Mitgliederbefragung zur Koa¬ 
litionstaktik zu diskutieren oder sie gar 
zur Bedingung für eine Regierungsbe¬ 
teiligung zu machen. Die von SPD- 
Oberen immer wieder genannte große 
Bedeutung der Europapolitik für die 
Partei bietet ohnehin keinen Konflikt¬ 
stoff. Die von Wolfgang Schäuble den 
Euro-Ländern diktierte Kürzungs- und 
Knebelpolitik wurde in der alten Koa¬ 
lition von der SPD immer gebilligt. So 
wird es voraussichtlich weiter gehen. 

Lucas Zeise 
Siehe Kommentar 
von Georg Fülberth auf Seite 9 


Gebrauch zu machen, Überstunden 
nicht zuzustimmen. Gut so, denn in der 
Kraftwerkssparte sind noch Aufträge 
von 40 Millionen Euro abzuarbeiten. 

Aus Siemens-Kreisen wurde un¬ 
ter dem Druck der wachsenden öf¬ 
fentlichen Empörung lanciert, man 
könne sich vorstellen, Standorte in 
Ostdeutschland durch übergreifende 
Verlagerungen zu erhalten. Denkbar 
sei auch, zugunsten der Beschäftigung 
auf den „letzten Prozentpunkt Marge 
zu verzichten“. Nach der individuellen 
Einschätzung eines beliebigen mittle¬ 
ren Managers klingt das nicht. 

Nun brachte Jürgen Kerner, Haupt¬ 
kassierer der IG Metall und Aufsichts¬ 
ratsmitglied bei Siemens, das Wörtchen 
„Streik“ ins Gespräch - „als letztes Mit¬ 
tel“. Alleine die Androhung versetzte 
die Kapitalisten, Analysten und Bör¬ 
senhaie in Angst und Schrecken, der 
Kurs der Siemens-Aktie ging runter. 
Inzwischen wird Kerner vom Vorsitzen¬ 
den der IG Metall, Jörg Hofmann, in 
der Streikfrage unterstützt, auch wenn 
der erst einmal „Krawall“ machen will. 


Antifa bedeutet für die 
eigenen Interessen zu kämpfen 

Die AfD hat den Rassismus und eine 
Politik für die Banken und Konzerne 
nicht erfunden, sie treibt es nur auf 
die Spitze. Sie setzt dort an, wo die 
etablierten Bundestagsparteien nicht 
weiter reden, was sie meinen. Wenn 
über Obergrenze oder Flexibilisie¬ 
rung gesprochen wird, ist sie es, die 
ihren Rassismus nicht mit kreativen 
Worthülsen wie „atmender Rahmen“ 
(Bündnis 90/Die Grünen) verdeckt 
oder Sachzwänge beweint (SPD), die 
sie angeblich zu Maßnahmen bezüg¬ 
lich Lohnkürzungen und Arbeitsver¬ 
dichtung zwingen. 

Wer etwas Nachhaltiges gegen die 
AfD tun möchte, der kommt nicht he¬ 
rum, sich für seine Interessen und für 
die seiner Kollegen und Nachbarn ein¬ 
zusetzen. Die DKP hat in ihrem So¬ 
fortprogramm fünf zentrale Forde¬ 
rungen aufgestellt, die jetzt und heute 
die unmittelbare Not mindern können 
und somit den Nazis und Rechtspo¬ 
pulisten das Wasser abgraben würden. 

★ Öffentliche Investitionen in Woh¬ 
nungsbau, Schulen, Bildungseinrich¬ 
tungen, Jugendzentren und Kranken¬ 
häuser 

★ Schaffung von 300 000 Arbeitsplät¬ 
zen 

★ Aufstockung von sozialen Leistun¬ 
gen, von Hartz IV, Kindergeld, Rente 
und des Mindestlohns 

★ Ende der Kriege und anderer Aus¬ 
landseinsätze der Bundeswehr, Ver¬ 
ringerung des Rüstungsetats 

★ Erhöhung der Spitzensteuer für 
höchste Einkommen von Personen 
und Unternehmen - Wiedereinfüh¬ 
rung der Vermögensteuer als Millio¬ 
närssteuer 

Diese Forderungen sind nicht Wunsch¬ 
malerei von ein paar realitätsfernen 
Spinnern, sondern wären mit den Er¬ 
trägen der Millionärssteuer und den 
Einsparungen bei Bundeswehr und 
Rüstungsetat finanzierbar. Sie würden 
den Menschen, die um ihre Wohnung 
und ihren Job fürchten, arbeits- und 
perspektivlos sind und Angst um die 
Zukunft ihrer Kinder haben, etwas 
Luft zum Durchatmen geben. CH 
Siehe Kommentar auf Seite 9 


Sollte Kerner mit der Streik-Dro¬ 
hung einen Streik für Sozialtarifverträ¬ 
ge meinen, dann sind die Arbeitsplät¬ 
ze weg. Den Kollegen bliebe nur, ihren 
Arbeitsplatz so teuer wie möglich zu 
verkaufen, um dann letztendlich doch 
auf der Straße zu stehen. Die Kollegen 
von Infineon in München, die das 2005 
durchfochten, können ein Lied davon 
singen. Richtig wäre, wenn er damit 
meint, dass es bei einem Streik darum 
ginge, dass Siemens die Streichliste zu¬ 
rücknimmt und so auf Profit verzichten 
müsste. 

Nun ist ein Raunen zu hören: Da 
gäbe es doch rechtliche Hürden, für 
den Erhalt von Arbeitsplätzen dürfe 
nicht gestreikt werden. Dazu ist zu sa¬ 
gen: Krawall wird nicht genügen. Das 
Recht auf Streik müssen sich die Kol¬ 
legen nehmen, schließlich geht es um 
ihre Existenz. Die IG Metall muss diese 
Auseinandersetzung führen. Der Rich¬ 
ter muss erst einmal gefunden werden, 
der der größten Industriegewerkschaft 
der Welt einen Streik verbietet. 

UZ/Auf Draht 


Kapital kennt kein Tabu 

Streiken zur Arbeitsplatzverteidigung wäre nicht legal 
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Arbeitszeit braucht Grenzen 

Unternehmer und Parteien attackieren den Achtstundentag 


Machtlos gegen deut¬ 
schen Exportüberschuss 

Die heimische Politik kann kaum et¬ 
was gegen die riesenhaften Export¬ 
überschüsse tun, behauptet das Kie¬ 
ler Institut für Weltwirtschaft (IfW). 
In einer Studie, die im Auftrag des 
Bundesfinanzministeriums angefer¬ 
tigt wurde, prognostizieren die Au¬ 
toren deshalb, dass der Exportüber¬ 
schuss auf absehbare Zeit sehr hoch 
bleiben werde. Mehr schuldenfinan¬ 
zierte öffentliche Ausgaben hätten 
kaum einen Effekt, genauso wenig 
wie gegenfinanzierte Steuersenkun¬ 
gen. Mit keiner Maßnahme ließe sich 
der Überschuss dauerhaft unter die 
von der EU-Kommission vorgesehe¬ 
ne Höchstmarke von sechs Prozent 
senken. 2015 und 2016 lag er bei 
mehr als acht Prozent des BIP (Brut¬ 
toinlandsprodukt). Die Möglichkeit 
einer stärkeren Anhebung der Löh¬ 
ne, die die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Unternehmen schmälern 
würde, wird von den Autoren aller¬ 
dings gar nicht erwogen. Vermutlich 
ist so etwas außerhalb ihrer Vorstel¬ 
lungskraft. 

Gefängnisstrafe für 
die Schleckers 

Der ehemalige Drogerie-Unterneh¬ 
mer Anton Schlecker muss nicht ins 
Gefängnis. Das Landgericht Stutt¬ 
gart verurteilte den Dreiundsiebzig- 
jährigen wegen vorsätzlichen Bank¬ 
rotts zu einer zweijährigen Bewäh¬ 
rungsstrafe und einer Geldstrafe in 
Höhe von 54 000 Euro. Schleckers 
Kinder Lars (46) und Meike (44) 
wurden dagegen zu Haftstrafen 
von zwei Jahren und acht Mona¬ 
ten beziehungsweise zu zwei Jahren 
und neun Monaten verurteilt. Die 
Staatsanwaltschaft hatte zuvor drei 
Jahre Haft für Anton Schlecker ge¬ 
fordert. Sie sah als erwiesen an, dass 
er als Eigentümer der gleichnami¬ 
gen Drogeriekette in den Monaten 
vor der Zahlungsunfähigkeit Ver¬ 
mögen in Millionenhöhe zugunsten 
seiner Familie beiseite geschafft hat¬ 
te - Geld, das den Gläubigern am 
Ende fehlte. 

EU lässt 

Bankenreform fallen 

Vom wohl größten Sieg der Ban¬ 
kenlobby im Kampf gegen schär¬ 
fere Vorschriften seit Ausbruch der 
Finanzkrise wurde kaum Notiz ge¬ 
nommen. Schon im Oktober hat die 
EU-Kommission ihren eigenen Ge¬ 
setzesvorschlag zur Trennung des 
Kreditgeschäfts vom Wertpapierge¬ 
schäft bei den Großbanken zu Gra¬ 
be getragen. Das berichtet der Ge¬ 
neralsekretär von Finance Watch, 
Benoit Lallemand, in der „Frank¬ 
furter Rundschau“. Die Reform war 
eine der ehrgeizigsten und wichtigs¬ 
ten Veränderungsvorschläge in der 
Folge der Finanzkrise. Der damalige 
EU-Finanzkommissar Michel Bar- 
nier hatte vor knapp vier Jahren, als 
er den Richtlinienvorschlag unter¬ 
breitete, zeitweise seinen Mitarbei¬ 
tern verboten, sich mit Finanzlob¬ 
byisten zu treffen. Die Bankenlobby 
hat sich trotzdem wirksam Gehör 
verschafft. 

Zypries droht vor 
„Stahl “-Gipfel 

Bundeswirtschaftsministerin Brigit¬ 
te Zypries hat kurz vor dem G20- 
Stahlgipfel am 30. November in Ber¬ 
lin den USA mit Gegenmaßnahmen 
gedroht, sollten sie weitere Strafzölle 
auf Stahlprodukte europäischer An¬ 
bieter verhängen. „Wir stehen nach 
wie vor bereit, um Gegenmaßnah¬ 
men zu ergreifen, wenn die Ameri¬ 
kaner anfangen, solche Zölle zu er¬ 
lassen - das müssen wir auch“, sagte 
sie am Montag in einem Interview 
der Nachrichtenagentur Reuters. Für 
den Gipfel hoffe sie auf ein gemein¬ 
sames Abschlusskommunique. „Das 
ist im Moment nicht sicher, da ver¬ 
handeln wir noch dran“, räumte sie 
ein. Damit bleibe offen, ob die Ge¬ 
fahr eines Handelskriegs beim Stahl 
schon gebannt sei. Die G20 hatten 
beim Gipfel Anfang Juli in Hamburg 
eine Lösung zum hart umkämpften 
globalen Stahlmarkt vertagt und den 
„Stahlgipfel“ an diesem Donnerstag 
in Berlin vereinbart. 


D emnächst wird er hundert, der 
Achtstundentag, eine der Er¬ 
rungenschaften der November¬ 
revolution. Wie alles, was die Arbei¬ 
terbewegung erkämpft hat, schmälert 
er den Profit. Nachdem die gewerk¬ 
schaftliche Arbeiterbewegung nach 
den heftigen Kämpfen in den 80er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts um 
die 35-Stunden-Woche die Initiative 
verloren hat, hält das Kapital Zeit¬ 
punkt und Kräfteverhältnisse für 
günstig, auch rechtlich „aufzuräumen“ 
In der Praxis sind die durchschnittli¬ 
chen acht, ausnahmsweise bis zu zehn 
Stunden tägliche Arbeitszeit oft kei¬ 
ne wirklichen roten Linien mehr. Vor¬ 
geschickt von den Unternehmerver- 
bänden wird der Deutsche Hotel- und 
Gaststättenverband (Dehoga), der 
fordert, dass Gastronomen bis zu 12 
Stunden täglich arbeiten lassen dür¬ 
fen. 

So scheut der Verband in seinem 
Bestreben, „arbeiten zu lassen, wenn 
Arbeit anfällt“, nicht davor zurück, 
Mitglieder als unfähig zur Planung des 
Personaleinsatzes darzustellen. Para¬ 
debeispiel ist die fiktive Hochzeitsge¬ 
sellschaft, die um ein Uhr nachts kein 
Bier mehr bekommt, weil die Bedie¬ 
nung schon seit dem frühen Nachmit¬ 
tag arbeitet. „Mit seiner Forderung 
nach einer Ausweitung der täglichen 
Arbeitszeit auf bis zu 12 Stunden 
setzt der Dehoga die Gesundheit der 
im Gastgewerbe beschäftigten Men¬ 
schen aufs Spiel,“ hält Burkhard Sie- 
bert, stellvertretender Vorsitzender 
der Gewerkschaft Nahrung-Genuss- 
Gaststätten (NGG) dagegen und sagt: 
„Auch diese Beschäftigten, die ande¬ 
ren gute Lebensqualität bieten, haben 
ein Recht auf Lebenszeit - deshalb 
gilt: Arbeitszeit braucht Grenzen!“ 
Oft scheint sie in der Wirklichkeit 
grenzenlos zu sein. So machte in Bad 
Kreuznach der Präsident des Deho¬ 
ga in Rheinland-Pfalz und zugleich 
CDU-Funktionär Geron Haumann 
mit Arbeitsgerichtsprozessen Schlag¬ 
zeilen: In Presseberichten ist die Rede 
von hunderten unbezahlter Überstun¬ 
den und von angeblichen monatlichen 
Arbeitszeiten von bis zu 288 Stunden 
im Hotel des Verbandsfunktionärs. 
Das Arbeitsgericht soll das klären. 
In einem Zeitungsartikel über einen 
Strafprozess am selben Ort um eine 
gewalttätige Auseinandersetzung zwi¬ 
schen zwei chinesischen Köchen ist 
die Rede von 66 wöchentlichen Ar¬ 
beitsstunden. Zudem lässt sich aus 
Presseangaben ein Stundenlohn von 


Die ersten Verhandlungen zwischen 
Gewerkschaften und der evangeli¬ 
schen Kirche zur Erneuerung des Ta¬ 
rifvertrags sind beendet. Der bestehen¬ 
de „Kirchliche Tarifvertrag Diakonie 
in Hamburg und Schleswig-Holstein 
(KTD)“ zwischen dem Verband diako- 
nischer Anstellungsträger Nordelbien 
und den Gewerkschaften Diakonie und 
Kirche, IG BAU und ver.di wurde in 
dieser außerordentlichen Runde struk¬ 
turell verändert. Nachdem in den letz¬ 
ten Tabellen Verhandlungen von ver.di 
gefordert worden war, die Eingruppie¬ 
rung der größten Gruppe der Beschäf¬ 
tigten, nämlich Erzieher, Heilerzieher 
und Krankenpfleger, dem Tarifvertrag 
des Öffentlichen Dienstes anzupassen, 
erklärten sich die Arbeitgeber dazu 
bereit, über die Neustrukturierung zu 
verhandeln. 

Der größte Arbeitgeber in diesem 
Kreis, die Evangelische Stiftung Alster¬ 
dorf (ESA), hat ihren Schwerpunkt in 
der Behindertenhilfe, zählt neben ihren 
17 Tochtergesellschaften, u. a. eine eige¬ 
ne Zeitarbeitsfirma, aber auch Einrich¬ 
tungen ganz anderer Art wie Schulen 
oder ein Beratungszentrum. Mit etwa 
60 Prozent aller Beschäftigten im So- 


unter 6,50 Euro errechnen, weit unter 
dem gesetzlichen Mindestlohn. Son¬ 
derbar ist dabei, dass die Gewerbeauf¬ 
sicht das Lokal kontrolliert hatte, die 
Unterbringung der Köche in einem 
Raum neben der Küche abstellte, in 
Sachen Arbeitszeit und Mindestlohn 
aber anscheinend nicht aktiv gewor¬ 
den ist. Der DGB-Kreis forderte die 
Aufsichtsbehörden auf, angesichts sol¬ 
cher Pressemeldungen mehr zu kon¬ 
trollieren. 

Aber auch anderswo geht es of¬ 
fensichtlich um die Legalisierung 
alltäglicher Verstöße. So haben die 
sogenannten Wirtschaftsweisen den 
8-Stundentag als nicht zeitgemäß 
bezeichnet, (vgl. UZ vom 17.11.) Es 
müsse doch legal sein, dass ein Be- 


zial- und Erziehungsdienst sah sich der 
Arbeitgeber gezwungen, der Abwan¬ 
derung qualifizierten Personals entge¬ 
genzuwirken. Ein erster Schritt war be¬ 
reits die Öffnung der Stellen für Nicht- 
Kirchenmitglieder. Der zweite Schritt 
sollte zum Ziel haben, auch finanziell 
attraktiver zu werden. 

Die beiden Seiten einigten sich dar¬ 
auf, Gehaltstabellen in Abteilungen zu¬ 
sammenzufassen, die bisher eine nach 
der anderen verhandelt werden. Die 
Abteilungen werden durch die Art ih¬ 
rer Refinanzierung kategorisiert. Am 
dringlichsten ist das bei der Abteilung 
Erziehungs-und Sozialdienst, mit der 
jetzt der Anfang gemacht wurde. Das 
Ergebnis sieht für diese Abteilung eine 
Lohnsteigung von bis zu über 5 Prozent 
vor. Hinzu kommt die Schaffung neu¬ 
er Eingruppierungsstufen sowie eine 
mögliche Durchlässigkeit der Grup¬ 
pen. In welche Gruppe man zukünftig 
eingestuft wird, hängt nicht mehr allein 
von der Tätigkeit ab, sondern lässt sich 
durch berufliche Erfahrung und Fähig¬ 
keiten steigern. Anhand welcher Kri¬ 
terien Fähigkeiten anerkannt werden, 
bleibt allerdings offen. Ebenso gilt die¬ 
se Regelung nicht automatisch und für 


schäftigter außerhalb der Arbeits¬ 
zeit mal an einer Telefonkonferenz 
teilnimmt oder nach Feierabend die 
dienstlichen e-Mails checkt. Nicht 
nur in der IT-Branche werden Ar- 
beits- und Freizeit vermischt, wer¬ 
den nicht nur sehr oft unbezahlte 
Überstunden geleistet, sondern wird 
auch das Arbeitszeitgesetz verletzt. 
Bei CDU und FDP in Bund und Län¬ 
dern ist die Bereitschaft groß, hier zu 
Diensten zu sein. Im Bundestag ist 
es einzig die Partei „Die Linke“, die 
dagegen hält. 

„Bundesarbeitsministerin An¬ 
drea Nahles hat die Diskussion dar¬ 
über eröffnet, ob die starren Vorga¬ 
ben im Arbeitszeitgesetz gelockert 
und an die veränderte digitale Ar- 


alle, sondern der Beschäftigte muss sie 
selbst einfordern. 

Unklar ist, wie viele der Ungelern¬ 
ten und Fachfremden sich so tatsäch¬ 
lich eine Höhergruppierung verschaf¬ 
fen können und welche Maßnahmen 
dazu notwendig sind. Außerdem wurde 
für die Beschäftigten des Erziehungs¬ 
und Sozialdienstes eine fünfte Stufe 
eingerichtet, die ab 20 Jahren Betriebs¬ 
zugehörigkeit mehr Geld bringt. Nach¬ 
dem im Vorfeld die Aussage des Vor¬ 
standes der ESA, nach 18 Jahren sei 
man nicht mehr entwicklungsfähig, zu 
großer Aufregung geführt hatte, konn¬ 
te in diesen Verhandlungen zumindest 
für alle ab der Eingruppierung ES7 
eine zusätzliche Stufe herausgeschla¬ 
gen werden. 

Wenn auch die Ergebnisse auf den 
ersten Blick so wirken, als wären sie 
ein Grund zum jubeln, da sie für einige 
Beschäftigte eine deutliche finanzielle 
Aufwertung bedeuten, kommen einem 
bei näherer Betrachtung doch Zweifel 
über den Erfolg der Verhandlungen. 
Denn die Organisation der ohnehin 
schlecht gewerkschaftlich organisier¬ 
ten Beschäftigten in kirchlichen Un¬ 
ternehmen wird durch diese Methode 


beitswelt angepasst werden müssen“, 
so RP-Online am 23. Juli 2015. Nach 
Meinung der jetzigen SPD-Frakti- 
onsvorsitzenden könnten flexiblere 
Arbeitszeiten auch zum Vorteil der 
Beschäftigten sein. Die alltägliche 
Erfahrung lehrt aber, dass Flexibili¬ 
sierung in der Praxis zur Anpassung 
der Arbeitszeiten an die Profitinter¬ 
essen dient. Um hier Haltelinien ein¬ 
zuziehen, bedarf es nicht nur partiku¬ 
larer Forderungen nach zeitweiliger 
Teilzeit oder lebensphasenbestimm¬ 
ten Arbeitszeiten etc., sondern der 
Mobilisierung für gemeinsame Ziele 
wie die 30-Stunden-Woche bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich als neue 
Normalarbeitszeit. 

Volker Metzroth 


weiter geschwächt. Die Spaltung zwi¬ 
schen verschiedenen Einrichtungen 
wird durch die separaten Verhand¬ 
lungen vorangetrieben. Innerhalb der 
Abteilungen wird die Kluft zwischen 
den ohnehin kleinen Gruppen größer 
und am Ende heißt es dann: „jeder 
ist seines eigenen Glückes Schmied“. 
Eine Vereinzelung findet außerdem 
dadurch statt, dass durch diese neuen 
Regelungen gegebenenfalls innerhalb 
eines Unternehmens, sogar innerhalb 
einer Einrichtung, Beschäftigte unter 
verschiedene Abteilungen fallen. Die 
Formulierungen des Tarifvertrags sind 
zum Teil sehr schwammig und lassen 
viel Raum für Interpretationen. Die 
ver.di-Vertrauensleute der ESA, sowie 
ihre Mitarbeitervertretungen machen 
sich fit für die ersten Auseinanderset¬ 
zungen um höhere Eingruppierungen 
und stellen sich auf viel Aufklärungs¬ 
arbeit ein. 

Für alle außerhalb des Erziehungs¬ 
und Sozialdienstes wird es vorerst eine 
Erhöhung um 2,2 Prozent ab dem 
1.1.2018 geben. Die nächsten Verhand¬ 
lungen über die Abteilung der Pflege¬ 
kräfte sind bereits angelaufen. 

Carmen Peters 



Zwölf Stunden täglich auf den Beinen: Diese Horrorvision und teilweise Wirklichkeit der Beschäftigten in der Gastronomie ist 
die Wunschvorstellung der „Arbeitgeber“. 


Tarifvertrag bei Kirchen und Diakonie 

Im Norden wird über Anpassung an Öffentlichen Dienst verhandelt 
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Streiken für die 
Schulsanierung 

Bildungsbündnis in Kassel kämpft für bessere Lernbedingungen 


Bude dicht 


Geduld der Kollegen bei Seppelfricke am Ende 



Die Belegschaft ist kampfbereit: Warnstreik bei Seppelfricke am 15. November 


UZ: In Kassel haben Schüler mehrerer 
Schulen ein Bildungsbündnis gegrün¬ 
det Wie kam es dazu? 

Freya Pillardy: Wir haben an Kasse¬ 
ler Schulen, wie an allen Schulen in 
allen größeren Städten, das Problem, 
dass es massiv an Geld fehlt. Es fehlen 
über 140 Millionen Euro für Sanierun¬ 
gen. Im Haushaltsplan der Stadt sind 
aber gerade mal 3 Millionen Euro da¬ 
für veranschlagt. Ein besonders kras¬ 
ses Beispiel ist da die Offene Schule 
Waldau, wo es reinregnet, wo Stühle 
in Naturwissenschaftsräumen fehlen, 
wo eigentlich keine Experimente mehr 
gemacht werden dürfen, weil alle Ge¬ 
räte den TÜV nicht überstanden ha¬ 
ben. Das ist jetzt ein besonders krasses 
Beispiel. Aber auch an anderen Schu¬ 
len gibt es massive Probleme, z.B. mit 
Sporthallen oder Toiletten, die fehlen 
oder die nicht saniert sind, obwohl die 
Schulgebäude generell marode sind. 

Letztendlich kam es zu dem Bünd¬ 
nis dadurch, dass einige SDAJler an 
der Offenen Schule Waldau in der 
SV waren und dort angefangen ha¬ 
ben, an dem Thema zu arbeiten. Da 
gab es Ende des letzten Schuljahres 
einen Projekttag, an dem die Schüler 
sich mit der Thematik beschäftigt ha¬ 
ben und es eine Demo gab, worüber 
die Presse berichtet hat (UZ berichtete 
auch). Wir kamen damals zur Einsicht, 
dass dies nicht die einzige betroffene 
Schule in Kassel ist und dass es wei¬ 
tergehen muss. Wir haben uns an die 
Linkspartei im Rathaus gewandt. Die 
sagten, sie würden einen Antrag stel¬ 
len, in dem sie für den neuen Haus¬ 
haltsplan mehr Geld für die Sanie¬ 
rung von Schulen fordern. Um Druck 
auf die Stadt zu schaffen, bräuchte es 
aber auch ein Bündnis. Vor allem wir 
als SDAJ haben dann die Initiative er¬ 
griffen und ein Bündnis gegründet, das 
es jetzt seit Anfang dieses Schuljahres 
gibt, wo viele verschiedene Schulen 
vertreten sind. Auf den Bündnis treffen 
sitzen etwa zwanzig Schüler von ver¬ 
schiedenen Schülervertretungen. Der 
Kreis- und Stadtschülerrat unterstützt 
das Bündnis. 

UZ: Du hast es angesprochen, aber wel¬ 
che Hauptprobleme wollt ihr als Bil¬ 
dungsbündnis auf greifen? Wo liegen 
eure Prioritäten? 

Freya Pillardy: In unserem Bildungs¬ 
bündnis ist jedem bewusst, dass es 
weit mehr Probleme gibt als den Zu¬ 
stand der Schulen - seien es überfüllte 


Ende November gehen im baden-würt¬ 
tembergischen Pfullendorf beim Kü¬ 
chenbauer Aino die Lichter endgültig 
aus. Im Juli 2017 hatte der Küchenher¬ 
steller den Insolvenzantrag gestellt. 
Damit begann der letzte Akt einer einst 
als Erfolgsstory gestarteten Tragödie. 
Seit dem Börsengang im Jahr 1995 
schrieb die Aktiengesellschaft nahezu 
in jedem Jahr rote Zahlen und häufte 
einen riesigen Schuldenberg an. „Aino 
scheint Kehrtwende gelungen“, „Erho¬ 
lung beim Küchenbauer“ und „Aino ar¬ 
beitet sich aus der Krise“ sind Schlag¬ 
zeilen aus den Jahren 2004, 2010 und 
2014. Sie standen für Momente der 
Hoffnung beim seit den Wirtschafts¬ 
wunderjahren als Hersteller hochprei- 
siger Kücheneinrichtungen bekannten 
Unternehmen. 

Doch die Hoffnung der Kollegen 
währte jeweils nur kurz, obwohl die 
Beschäftigten immer wieder von den 
jeweiligen Firmenbossen und ihrem 
Betriebsrat samt zuständiger Gewerk¬ 
schaft zum Teil hohe Einbußen bei 


Klassen, in denen man nicht gut lernen 
kann, immer weiter steigender Leis¬ 
tungsdruck usw. Das thematisieren wir 
immer wieder, bei Kundgebungen, in 
Reden, aber der Hauptpunkt hegt auf 
dem Sanierungsstau bei den Kasseler 
Schulen. Das ist erst mal unsere Prio¬ 
rität, auch wenn es noch andere Prob¬ 
leme gibt, weil genau das etwas ist, was 
wir direkt in Kassel ändern können. 
Für die Gebäude und für die Ausstat¬ 
tung ist die Stadt Kassel zuständig und 
nicht das Land, was es sonst wesentlich 
schwieriger machen würde, effektiven 
Protest zu organisieren. 


UZ: Was hat das Bildungsbündnis bis¬ 
her gemacht und stehen noch weitere 
Aktionen an? 



Freya Pillardy ist aktiv in der SDAJ und 
im Bildungsbündnis„Unsere Zukunft 
erkämpfen“ Kassel 


Freya Pillardy: Die erste Aktion lief 
unter dem Motto „Bildung am Boden“. 
Das war eine Kundgebung mit etwa 80 
Schülerinnen und Schülern, die, wie ge¬ 
sagt, auf dem Boden stattgefunden hat, 
direkt vor dem Rathaus, wo kurz da¬ 
nach eine Stadtverordnetenversamm¬ 
lung stattfand. Wir wollten dann der 
Stadtverordnetenversammlung bei¬ 
wohnen und zuhören, wenn es um das 
Thema Schulsanierung ging. Dann 
stand aber auf einmal die Polizei vor 
dem Rathaus und hat gesagt: Nein, ihr 
könnt da nicht rein, da ist kein Platz. 
Dann ist der Bürgermeister zu uns 
raus gekommen, hat gesagt, er ündet 
das ganz toll und er möchte mit uns ein 
Gespräch führen. Dieses Gespräch hat 
auch stattgefunden. Dort wurde uns 
aber nur erzählt, dass das Geld nicht 
da ist. Dabei wissen wir ganz genau, 


Lohn, Arbeitszeit oder Sonderzahlun¬ 
gen in Kauf nahmen, um „ihr“ Unter¬ 
nehmen und damit ihre Arbeitsplät¬ 
ze zu retten. Sie handelten so, weil sie 
stolz auf ihre Arbeit waren, obwohl 
Aino in der Region schon lange nicht 
mehr die erste Adresse als Arbeitge¬ 
ber war. 

Im 90. Jahr seines Bestehens ist das 
Unternehmen Aino dennoch pleite. 
Für den zahlungsunfähigen Küchen¬ 
bauer aus Pfullendorf fand sich trotz 
intensiver Suche kein „Investor“. Auf 
einer Betriebsversammlung in der ver¬ 
gangenen Woche verkündete der In¬ 
solvenzverwalter das Aus von Aino. 
In letzter Minute witterten zuvor noch 
einige Börsenspekulanten ihre Chance 
auf schnelle Gewinne mit den Ramsch¬ 
papieren der Pfullendorfer Aktienge¬ 
sellschaft. Das kursierende Gerücht 
von der Existenz eines im Hintergrund 
agierenden Last-Minute-Investors aus 
dem fernen China hatte den Kurs der 
Schrott-Aktie kurzfristig noch einmal 
befeuert. 


dass das Geld da ist. Es gibt einen riesi¬ 
gen Haushaltsüberschuss, der seit Jah¬ 
ren nicht investiert wurde. Oder auch 
das Rathaus wurde vor kurzem für 16 
Millionen Euro saniert. Oder der Flug¬ 
hafen Kassel-Calden, der der Bevölke¬ 
rung nichts bringt, sondern Kassel le¬ 
diglich als Wirtschaftsstandort für die 
Industrie attraktiv macht. Auch durch 
eine Erhöhung der Gewerbesteuern 
könnten die Schulen saniert werden. 

Vor ein paar Wochen haben wir 
eine Satiredemo gemacht, auf der wir 
die Bildung beerdigt haben. Das heißt, 
wir haben einen Sarg gehabt, waren alle 
schwarz angezogen und hielten ver¬ 
schiedene Trauerreden, in denen wir 
nicht nur die Bildungsunterfinanzie¬ 
rung, sondern auch andere Probleme 
dieses Schulsystems kritisiert haben. 
Wir gehen mit entsprechenden bil¬ 
dungspolitischen T-Shirts in die Aus¬ 
schusssitzungen, einfach um unsere 
Präsenz zu zeigen. Wir sammeln darü¬ 
ber hinaus auch Unterschriften an vie¬ 
len Schulen. Ein Beispiel ist die He¬ 
gelsbergschule in Kassel. Das ist eine 
Schule, die als „soziale Brennpunkt¬ 
schule“ bezeichnet wird. Dort haben 
die Schülerinnen und Schüler in den 
letzten Wochen 500 Unterschriften 
für mehr Geld für Bildung gesammelt. 
Andere Schulen folgen und sammeln 
Unterschriften. Wir können die Ge¬ 
samtzahl noch nicht einschätzen. Die¬ 
se Unterschriftenlisten werden an die 
Fraktionen im Rathaus abgegeben. Wir 
haben aber keine allzu großen Illusi¬ 
onen, dass Gespräche mit den Frakti¬ 
onen das lösen werden. Dazu müssen 
wir selber durch Aktivitäten dafür sor¬ 
gen, dass der öffentliche Druck groß 
genug ist. 

Was jetzt noch weiter geplant ist, 
ist eine inhaltliche Veranstaltung, 
wo wir versuchen, Schülerinnen und 
Schülern zu erklären, dass der Bil¬ 
dungsstreik die richtige Aktionsform 
ist und es sich lohnt zu streiken. Dar¬ 
auf wird am 11.12. ein Schulstreik fol¬ 
gen, wo wir von einer Beteiligung von 
mehreren hundert Schülerinnen aus¬ 
gehen. Das ist der Tag der Haushalts¬ 
verabschiedung in Kassel. An diesem 
Tag müssen wir noch mal besonders 
Druck ausüben, weil dann die Ent¬ 
scheidung fällt. Deswegen macht auch 
das staatliche Schulamt bei uns gerade 
Stress. Sie schreiben die Schulleiter an 
und fordern sie auf, Schülerinnen und 
Schüler zu bestrafen, wenn sie sich am 
Schulstreik beteiligen. Wir lassen uns 
aber nicht einschüchtern. 

Die Fragen stellte Christoph Hentschel 


Laut Insolvenzverwalter werden 
zum Ende des Monats die schon seit 
einigen Wochen von der Arbeit frei¬ 
gestellten, aber noch nicht gekündig¬ 
ten rund 400 Kolleginnen und Kolle¬ 
gen, samt den etwa noch 170 bis jetzt 
im Werk arbeitenden Beschäftigten, 
die betriebsbedingte Kündigung be¬ 
kommen. Rund 60 Beschäftigte wer¬ 
den aber nicht gleich vom Hof gejagt, 
sie werden noch gebraucht, um bei 
der Abwicklung des Betriebes mitzu¬ 
helfen. 

Insolvenzverwalter und Betriebs¬ 
rat einigten sich im Vorfeld schon auf 
einen beschönigend „Interessenaus¬ 
gleich“ genannten „Sozialplan“. Viele 
der zum Teil schon seit Jahrzehnten 
Beschäftigten werden keinen neuen 
Job mehr ünden. Sie werden nichts 
davon haben, wenn jetzt die verblie¬ 
benen Vermögenswerte inklusive des 
Markennamens Aino schnellstmöglich 
im Rahmen der Resteverwertung ver¬ 
scherbelt werden. 

Manfred Dietenberger 


Die IG Metall hat die Kolleginnen 
und Kollegen zu einem erst einmal 
viertägigen Streik aufgerufen. Hin¬ 
tergrund ist die angedrohte Verlage¬ 
rung wichtiger Maschinen (die UZ 
berichtete). Die Belegschaft kämpft 
für den Abschluss eines Sozialta¬ 
rifvertrages. Der Streik begann am 
Dienstag zu Redaktionsschluss dieser 
Ausgabe und wird die ganze Woche 
durchgeführt, sollte die Geschäftslei¬ 
tung auch weiterhin Gespräche ver¬ 
weigern. 

Die DKP-Kreisorganisation Gel¬ 
senkirchen war bei dem Warnstreik 
in der vergangenen Woche vor dem 
Betrieb präsent und diskutierte mit 
einigen der Streikenden. Sie solida¬ 
risierte sich mit der Belegschaft des 


Am Wochenende trafen sich die Stadt-, 
Kreis- und Ortsverbände des DGB im 
Münsterland, um ihre gemeinsame 
Arbeitsplanung für das kommende 
Jahr zu diskutieren. Aufgeregte Wort¬ 
beiträge gab es als die aktuelle politi¬ 
sche Lage in Land und Bund auf der 
Tagesordnung stand, die die DGB- 
Organisationssekretärin Anne Sand- 
ner in deutlichen Worten zusammen¬ 
fasst: „Das Sozialticket ermöglicht 
Männern, Frauen und Kindern, die es 
sich sonst nicht leisten könnten, in ih¬ 
rer Kommune Busse und Bahnen zu 
nutzen. Es trägt damit zur gesellschaft¬ 
lichen Teilhabe derer bei, die mit wenig 
Geld auskommen müssen. Bei steigen¬ 
der Armut müssten diese Mittel ausge¬ 
baut und nicht gekürzt werden! Und 
die finanzielle Verantwortung in die 
Hände der finanziell angeschlagenen 
Kommunen zu übertragen ist blanker 
Hohn. Hier zeigt die „schwarz-gelbe“ 
Landesregierung bereits in ihren ers¬ 
ten Taten ihr unsoziales Gesicht. Die¬ 
se Sozialticketkürzung sowie weitere 
Lockerungen bei den Ladenöffnungs¬ 
zeiten deuten an, dass „Schwarz-Gelb“ 


Betriebes. In einem aktuellen Schrei¬ 
ben an den Betriebsrat heißt es u.a.: 
„Wir protestieren gegen den Versuch 
des Unternehmens, Maschinen aus 
eurem Werk an der Haldenstraße 
nach Großbritannien zu verlagern. 
Wieder droht der Verlust von über 
100 Arbeitsplätzen in einer Stadt, in 
der fast 50 000 Menschen auf Hartz 
IV angewiesen sind, in einer Stadt mit 
der bundesweit höchsten Arbeitslo¬ 
senquote. Ihr sollt wissen: Alle Akti¬ 
onen von euch erfahren unsere Soli¬ 
darität und Unterstützung. Der von 
euch vor einigen Tagen durchgeführ¬ 
te Warnstreik, ist die einzige Sprache, 
die von Unternehmen und Konzer¬ 
nen verstanden wird.“ 

WSK 


ihre Sparpolitik auf dem Rücken der 
Beschäftigten und der Armen austra¬ 
gen wird. Die Gewerkschafterlnnen im 
Münsterland werden dies nicht taten¬ 
los hinnehmen.“ 

Die Gewerkschaften begrüßen die 
ersten Aussagen der Kommunen im 
Münsterland, die die Finanzierung des 
Sozialticket vorerst übernehmen wol¬ 
len. Aber ein Sozialticket an den sei¬ 
denen Faden der gerade nicht über¬ 
schuldeten Kommunen zu hängen, ist 
für sie keine befriedigende langfristige 
Lösung. 

Auch der Erwerbslosenverein Tache¬ 
les e.V. fordert die Landesregierung 
auf, die Kürzungen zurückzunehmen 
und stattdessen die Ermöglichung ge¬ 
sellschaftlicher Teilhabe durch Ausbau 
öffentlicher Mobilität. Das Sozialticket 
soll billiger und für mehr Menschen 
verfügbar werden. Der Verein ruft 
zu einer Demonstration am Samstag, 
9. Dezember um 12 Uhr, Treffpunkt 
Alter Markt in Wuppertal Barmen, 
Besuch der örtlichen CDU/FDP-Par- 
teibüros. 

DGB Münsterland/UZ 



Gewerkschaftsmitglieder aus der DGB-Region Münsterland wollen Sozialticket 
verteidigen 


Die Küche bleibt für immer kalt 

Aino ist pleite - Werk Pfullendorf wird geschlossen 


DGB für Sozialticket 

Gewerkschafter im Münsterland diskutierten 
Arbeitsplanung 
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Ein Präzedenzfall 

Bundestagsmehrheit setzt Hauptausschuss ein 


Gegen Altersarmut 

Ausmaß und Dynamik der wach¬ 
senden Altersarmut in Deutsch¬ 
land werden nach Angaben des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands 
erheblich unterschätzt. Nach ak¬ 
tuellen Berechnungen der Pari¬ 
tätischen Forschungsstelle steigt 
das Risiko, im Alter in Armut zu 
leben, mit jedem neuen Renten¬ 
jahrgang dramatisch. Innerhalb 
von zehn Jahren habe sich der 
Anteil der älteren Menschen un¬ 
ter 70, die auf Grundsicherung im 
Alter angewiesen sind, verdop¬ 
pelt. Zwingend notwendig sei ein 
sofortiger Kurswechsel in der Al¬ 
terssicherungspolitik, insbesonde¬ 
re eine Anhebung des Rentenni¬ 
veaus und eine Reform der Alters¬ 
grundsicherung. 

„Lange Zeit war das Armuts¬ 
risiko älterer Menschen im Ver¬ 
gleich zur Gesamtbevölkerung un¬ 
terdurchschnittlich. Die Menschen 
konnten darauf hoffen, dass sie im 
Alter in der Regel einigermaßen 
abgesichert sind. Dies hat sich 
in den vergangenen zehn Jahren 
drastisch verändert: Die Armut 
von Rentnerinnen und Rentnern 
ist so stark gestiegen wie bei kei¬ 
ner anderen Bevölkerungsgruppe. 
Altersarmut ist kein drohendes 
Problem am Horizont, sondern 
heute bereits bittere Realität“, so 
Dr. Joachim Rock, Rentenexper¬ 
te des Paritätischen Gesamtver¬ 
bands. 

Roter Oktober 
in Bremen 

Am 15.11.2017 hatte die bremi¬ 
sche DKP zum des 100. Jahres¬ 
tags der Oktoberrevolution zu ei¬ 
ner Festveranstaltung eingeladen. 
Und über einhundert interessierte 
Menschen folgten der Einladung, 
darunter viele langjährige Sym¬ 
pathisanten, aber auch ehemalige 
Mitglieder unserer Partei. Sie alle 
wurden, neben der Tatsache dass 
100 Jahre Roter Oktober für die 
Kommunisten und alle fortschritt¬ 
lichen Kräfte natürlich ein beson¬ 
deres Jubiläum ist, durch die Auf¬ 
tritte des bekannten Schauspielers 
und linken Aktivisten Rolf Becker 
und des DKP-Vorsitzenden Patrik 
Köbele angezogen. 

Beide Redner sprachen über 
die damalige historische Situati¬ 
on in Russland und die notwen¬ 
digen Schlussfolgerungen aus 
den Erfahrungen der Oktoberre¬ 
volution für heute, setzten dabei 
aber unterschiedliche Akzente: 
Während Patrik Köbele in seinem 
politischen Referat scharfe Ana¬ 
lysen der vor uns liegenden Auf¬ 
gaben lieferte, es aber auch ver¬ 
stand, diese mit anekdotenhaftem 
Humor zu verbinden, schlug Rolf 
Becker einen noch nachdenkliche¬ 
ren Ton an und reflektierte auch 
über wirkliche und vermeintli¬ 
che Fehler der kommunistischen 
Bewegung, wobei er bedeutende 
Texte fortschrittlicher und kom¬ 
munistischer Autoren wie Heine, 
Ossietzky, Luxemburg sowie Marx 
und Engels in seine Überlegungen 
einflocht und in beeindruckender 
Weise vortrug. 

Ansprechversuch durch 
den Verfassungsschutz 

Andreas Zieger ist stellvertre¬ 
tender Landesvorsitzender der 
DKP Brandenburg. Er wurde 
jüngst von einem Spitzel des Ver¬ 
fassungsschutzes angerufen und 
zu einem informellen Gespräch 
eingeladen. Genosse Zieger hat 
diesen Ansprechversuch zurück¬ 
gewiesen. 

Genossinnen und Genos¬ 
sen weisen Kontaktversuche von 
Agenten des Verfassungsschutzes 
und anderer Geheimdienste mit 
entschiedenem Protest zurück. 
Wir Kommunisten haben aus un¬ 
serer Geschichte gelernt, dass un¬ 
sere Klassengegner immer zu allen 
Schweinereien bereit sind. Wir ge¬ 
hen stets davon aus, dass der Geg¬ 
ner uns schaden will und niemals 
etwa auf uns zugeht. 


D er Bundestag sollte eigentlich 
politisch arbeiten können, auch 
wenn es noch keine Regierung 
gibt. Und er sollte kein Anhängsel der 
Bundesregierung sein. Theoretisch. 

Bundestagspräsident Norbert Lam- 
mert (CDU) hatte im September in 
seiner Abschiedsrede im Parlament je¬ 
denfalls noch betont: „Hier im Deut¬ 
schen Bundestag schlägt das Herz der 
Demokratie - oder es schlägt nicht.“ 
Und er hatte die Abgeordneten zu 
mehr Debatten statt Reden und zu 
mehr Kontrolle der Regierung auf¬ 
gefordert. „Dass die Regierungsbe¬ 
fragung in jeder Sitzungswoche des 
Deutschen Bundestages noch immer zu 
den Themen stattfindet, die die Regie¬ 
rung vorgibt und nicht das Parlament, 
ist unter den Mindestansprüchen, die 
ein selbstbewusstes Parlament für sich 
gelten lassen muss.“ Doch die, derzeit 
geschäftsführend im Amt, trifft sich 
offensichtlich nur noch unregelmäßig, 
ihre Minister stimmen sich - wie beim 
überraschenden Glyphosat-Votum von 
Agrarminister Schmidt (CSU) zur wei¬ 
teren Zulassung des Gifts in der EU - 
offensichtlich gar nicht mehr ab. Aber 
eines klappt: Die geschäftsführende 
Bundesregierung hat dem Bundestag 
rechtzeitig ihre Anträge zur Verlänge¬ 
rung der Bundeswehrmandate im Ein¬ 
satz gegen den IS, in Afghanistan, in 
Dafür, im Südsudan sowie in Mali vor¬ 
gelegt. Klare Ablehnung kam nur von 
der Partei „Die Linke“, vor allem, im 
Zusammenhang mit dem Einsatz gegen 
den IS, von Sevim Dagdelen, die nicht 
nur auf die veränderte Lage in Syrien 
aufmerksam machte, sondern die Be¬ 
endigung des Wahnsinns und den so¬ 
fortigen Rückzug aller Bundeswehrein¬ 
heiten forderte. 

Die Anträge der Regierung wurden 
zwar auf der 2. und 3. Sitzung des Parla¬ 
ments am 20. bzw. 21. November noch 
nicht beschlossen, eine Zustimmung 
der Mehrheit der Abgeordneten zur 
Verlängerung der Auslandseinsätze auf 
der nächsten Sitzung des Bundestages, 
also noch vor Weihnachten ist aber ge¬ 
wiss. Da zudem die nächste Sitzung be¬ 
reits am 12. Dezember stattfinden wird, 
kann es zuvor nicht einmal eine umfas¬ 
sende inhaltliche Prüfung und Debatte 


Scheinriese 


Von einer „Großmacht im Landtag“ 
sprach auf ihrer Titelseite die „Hanno¬ 
versche Allgemeine Zeitung“ (HAZ), 
als sie den Abschluß der Koalitionsver¬ 
einbarungen von SPD und CDU ver¬ 
kündete. In der Tat ist die Mehrheit von 
schwarz-orange im Leineschloss erdrü¬ 
ckend: den über 100 Abgeordneten, die 
die Regierung tragen (55 von der SPD, 
50 von der CDU) stehen 32 Abgeord¬ 
nete von „Grünen“, FDP und AfD ge¬ 
genüber. Die Schwäche der dortigen 
Opposition ist so erbärmlich, dass die 
Regierenden das Erbarmen mit ihr so¬ 
gar in den Koalitionsvertrag geschrie¬ 
ben haben: Sie wollten, heißt es dort, 
„Minderheitenrechte im Niedersäch¬ 
sischen Landtag ... sichern und eine 
lebendige Parlamentskultur fördern. 
Eine starke Demokratie braucht eine 
Opposition, die ihre Kontrollfunktion 
wirkungsvoll ausüben kann.“ Bei Lich¬ 
te betrachtet wird das ein frommer 
Wunsch bleiben - mit der Wahl der 
Regierung am 22. November hat sich 
das dortige Parlament (wie es die bür¬ 
gerlichen Parlamente meistens tun) in 
die Rolle eines gut bezahlten, aber ein¬ 
flussarmen Debattierclubs verabschie¬ 
det. Die Musik spielt künftig in der 
Exekutive und dem ihr angeschlosse¬ 
nen bürokratischen Apparat. 

Zweierlei ist der neuen Regierung 
an der Leine vom Start weg gelungen. 
Zum einen hat sie sich in der Stille und 
Schnelligkeit ihrer Bildung als eine Art 
positives Gegenmodell zu dem Berli¬ 
ner Possenspiel dargestellt - und da- 


Leere Regierungsbank 

über die Mandatsverlängerungen ge¬ 
ben. Das auch, weil es die sonst zustän¬ 
digen Fachausschüsse des Bundestages 
noch gar nicht gibt. 

Auf der zweiten Tagung des Parla¬ 
ments wurde am 21. November statt- 
dessen mit Mehrheit ein gemeinsamer 
Antrag von CDU/CSU, SPD, AfD, FDP 
und Bündnis 90/Die Grünen beschlos¬ 
sen und ein „Hauptausschuss“ einge¬ 
setzt, während ein Antrag der Links¬ 
fraktion, wie üblich 22 ständige Aus¬ 
schüsse einzusetzen, bei Enthaltung 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen, 
keine Mehrheit fand. Ein entsprechen¬ 
der Antrag der Fraktion der Links¬ 
partei zur sofortigen Einsetzung aller 
Fachausschüsse war bereits auf der 
konstituierenden Sitzung des Bundes¬ 
tages mit der Begründung abgetan wor¬ 
den, diese müssten ja an die einzelnen 
Arbeitsbereiche bzw. Ministerien der 
neuen Regierung angebunden werden. 

Das nun eingesetzte 47-köpfige 
Gremium (CSU/CDU stellen 17, die 
SPD zehn, die AfD sechs, FDP und 
die Linkspartei jeweils fünf, die Frak- 


mit vor allem den Druck auf die SPD 
erhöht, dort aus ihrer klaren Opposi- 
tions- doch in eine Regierungs- oder 
wenigstens Tolerierungsrolle überzu¬ 
wechseln. Zum zweiten hat sie mit Hil¬ 
fe der Medien einige sozial klingende 
Zahlen im öffentlichen Bewußtsein 
verankern können: Beitragsfreiheit 
für die Kindergärten, 1000 zusätzliche 
Lehrerstellen, 3000 neue Polizisten, 
davon 750 sofort. Dies alles steht in der 
Tat im Koalitionsvertrag, der Leitlinie 
der Arbeit in den nächsten fünf Jah¬ 
ren sein soll. Solche Verträge sind nicht 
ganz so wertlos wie Wahlprogramme. 
Sie haben eine höhere politische Bin¬ 
dungskraft und verdienen auch des¬ 
halb unterhalb der Ebene ihrer Über¬ 
schriften und der von den Regierungs¬ 
pressestellen verbreiteten Meldungen 
eine genauere Lektüre. Dies soll in al¬ 
ler Kürze hier vor allem in Hinblick 
auf die eben erwähnte Selbstdarstel¬ 
lung des Kabinetts Weil II. geschehen. 
Alle Zielstellungen sind bereits in der 
Präambel der Vereinbarung unter „Fi¬ 
nanzierungsvorbehalt“ gestellt wor¬ 
den. Dort heißt es weiter, dass sich die 
neue Regierung zu einem „Haushalt 
ohne neue Schulden“ verpflichte. Falls 
also eine Krise oder auch nur eine Sta¬ 
gnation der wirtschaftlichen Entwick¬ 
lung die gegenwärtig sprudelnden 
Steuern reduziert, wird es nichts oder 
weniger werden mit den 1000 zusätz¬ 
lichen Lehrern - so steht’s zwar nicht 
in Pressemitteilungen, aber im Vertrag. 
Sogar unter einem doppelten Vorbe¬ 


tion der Grünen vier Mitglieder) soll 
bis zur Konstituierung der ständigen 
Ausschüsse alle parlamentarischen 
Vorlagen beraten, die ihm vom Ple¬ 
num überwiesen werden. Den Vorsitz 
hat Bundestagspräsident Schäuble 
oder einer seiner Stellvertreterinnen 
bzw. Stellvertreter - ohne Stimmrecht. 
Ein solcher Hauptausschuss war erst¬ 
mals nach der Bundestagswahl 2013 
eingesetzt worden, arbeitete damals 
allerdings nur drei Wochen. Jetzt ist es 
dagegen völlig ungewiss, wie lange es 
dauern wird, bis die Fachgremien ihre 
Arbeit aufnehmen können. In den 
Ausschüssen findet die Hauptarbeit 
im Bundestag statt. 

Ob, wie von Carsten Schneider, dem 
SPD-Fraktionsgeschäftsführer verspro¬ 
chen, die Sozialdemokraten sich bald 
aber auch für die Konstituierung weite¬ 
rer Ausschüsse einsetzen werden, blieb 
ungeklärt. Das solle unverzüglich ge¬ 
schehen - „in den nächsten Wochen“, 
erklärte Schneider in der Debatte. 
Marco Buschmann (FDP) äußerte sich 
ähnlich. Die Grünen, 2013 noch gegen 


halt steht die versprochene Beitrags¬ 
freiheit im Kindergarten: Um das zu 
erreichen, wollen SPD und CDU „mit 
den Kommunen eine entsprechende 
Finanz Vereinbarung treffen“ - im Ge¬ 
schäftsdeutsch heißt so etwas eine Ver¬ 
einbarung zu Lasten Dritter, dessen 
Zustimmung hier aber noch aussteht. 

Schließlich sollte der Blick auch 
auf die Teile der Pläne dieser künftigen 
„Großen Koalition“ gerichtet werden, 
die dank der gelungenen Selbstbeweih¬ 
räucherung bislang im Nebel geblieben 
sind. Hinsichtlich kleinerer Kranken¬ 
häuser zum Beispiel lässt der Satz „Fusi¬ 
onen und Schwerpunktbildungen sollen 
gefördert werden.“ nichts Gutes ahnen. 
Die Bespitzelung hingegen wird inten¬ 
siviert - beide Parteien „bekennen sich 
zu einem starken und handlungsfähigen 
Verfassungsschutz“, wollen die Anforde¬ 
rung einer „erheblichen Bedeutung“ bei 
sogenannten Vertrauenspersonen (also 
Spitzeln) streichen und damit ihren Ein¬ 
satz erleichtern und „die personelle und 
sächliche Ausstattung des Verfassungs¬ 
schutzes deutlich verbessern“. Die Son¬ 
dereinsatzkommandos (SEK) der Poli¬ 
zei bekommen nicht nur neue „sonder¬ 
geschützte Fahrzeuge“, sondern auch 
noch einen zweiten Standort in Olden¬ 
burg. Bei der Personalausstattung für die 
Polizei gilt übrigens als einzige Stelle im 
Vertrag der erwähnte Finanzierungsvor¬ 
behalt nicht - „die finanzielle Absiche¬ 
rung der ersten 750 zusätzlichen Stellen“ 
soll hier schon „in einem Nachtragshaus¬ 
halt 2018“ abgesichert werden. 


Anmerkungen zur „großen“ Koalition in Niedersachsen 



die Einsetzung eines Hauptausschus¬ 
ses durch die Unionsparteien und die 
SPD, weil das Parlament dadurch ge¬ 
schwächt werde, stimmten dieses Mal 
dafür. 

In seiner Rede im Bundestag hat¬ 
te Jan Körte, 1. Parlamentarischer Ge¬ 
schäftsführer der Fraktion der Partei 
„Die Linke“, am 21. November die vor¬ 
liegenden Anträge seiner Fraktion, vor 
allem den zur Einsetzung aller Fach¬ 
ausschüsse, unter anderem wie folgt be¬ 
gründet: „Die derzeitige Situation hat 
eine konkrete Folge, nämlich, dass wir 
... eine geschäftsführende Bundesre¬ 
gierung haben, die auf der Regierungs¬ 
bank versammelt ist, und nach dem 
Stand der Dinge wird sie dort noch ein 
wenig länger sitzen. Das ist nun ein¬ 
mal so. Das sind die Verfahren, wie sie 
durch das Grundgesetz vorgeschrieben 
sind. Daraus ergibt sich allerdings ein 
Problem für das Parlament. Wenn eine 
kommissarische Bundesregierung, wie 
sie hier sitzt, logischerweise politisch 
nur eingeschränkt handlungsfähig ist, 
dann ist es von entscheidender Bedeu¬ 
tung, dass das Parlament voll und ganz 
handlungsfähig ist.“ 

Die Einsetzung eines Hauptaus¬ 
schusses aber bedeutet, dass ein Gre¬ 
mium von 47 Bundestagsabgeordneten 
die Arbeit des gesamten Bundestages, 
also von allen 709 Bundestagsabge¬ 
ordneten erledigen soll. Eine mögli¬ 
che Sacharbeit ist unter den aktuellen 
Bedingungen gar nicht möglich. Durch 
die Einsetzung eines Hauptausschusses 
wird das Recht von Abgeordneten, in 
Gremien mitzuarbeiten, eingeschränkt. 
Entscheidungen werden in den fol¬ 
genden Wochen nun wahrscheinlich 
noch schneller durch den Bundestag 
„durchgewinkt“. Hier wurde vielleicht 
sogar ein Präzedenzfall geschaffen. Die 
Notstandsgesetze, die seit 1968 in das 
Grundgesetz zusätzlich aufgenommen 
wurden, kennen das politische Instru¬ 
ment des „Gemeinsamen Ausschusses“ 
als Notparlament. Er soll aus 16 Mit¬ 
gliedern des Bundesrates und 32 Ab¬ 
geordneten des Bundestages bestehen, 
also aus 48 Mitgliedern, eine Größe, die 
mit dem jetzt installierten Hauptaus¬ 
schuss zufällig gleich ist. 

Nina Hager 


So ausgestattet werden die Kräfte 
des Repressionsapparates keine Ka¬ 
pazitätsengpässe haben, um ein weite¬ 
res Vorhaben der Koalition umzuset¬ 
zen: Abgelehnte Asylbewerber sollen 
„schnellstmöglich wieder in ihre Hei¬ 
mat zurück(ge)führt werden“ - dafür 
wird es ordentlich Beifall bei der neuen 
AfD-Fraktion im Leineschloss geben. 

Gegenüber der alten, aus SPD und 
„Grünen“ gebildeten Landesregierung 
handelt es sich bei dem, was die acht 
Millionen Niedersachsen erwartet, aus¬ 
weislich des Koalitionsvertrages um 
eine Rechtsverschiebung - allen hüb¬ 
schen Etiketten zum Trotz. Die beiden 
Parteien werden das zumindest am Be¬ 
ginn ihrer gemeinsamen Regierungs¬ 
zeit durchziehen. Und dennoch: Trotz 
der erdrückenden Parlamentsmehrheit 
ist diese Regierung ein Scheinriese. Sie 
wird ebenso wie die bei den jüngsten 
Wahlen auf Bundesebene so herbe 
gerupfte CDU/SPD-Koalition in Ber¬ 
lin mit erheblichen Widerständen zu 
rechnen haben, sobald die Euphorie 
der ersten Tage und die Wirkung der 
blumigen Meldungen über einen Ver¬ 
trag, in dem sich viele Dornen verber¬ 
gen, verblasst. Die Kommunisten dieses 
Bundeslandes werden sicherlich nach 
Kräften dazu beitragen, den Mantel der 
Modernität, den sich dieser Scheinriese 
von der Leine da umgehängt hat, bei¬ 
seite zuziehen und deutlich zu machen, 
dass er darunter sozial ziemlich nackt 
dasteht. 

Manfred Sohn 












m unsere zeit 


Politik 


Freitag, 1. Dezember 2017 


Handlungsfähig werden 

Interview mit Tom Talsky über den Neustart der DKP in München 


UZ: In den letzten Tagen sind teils lang¬ 
jährige Mitglieder aus der DKP ausgetre¬ 
ten. Doch die Auseinandersetzung läuft 
schon länger. Welche Bedeutung hat der 
20 . Parteitag von 2013 dabei? 

Tom Talsky: Das hängt natürlich alles 
miteinander zusammen. Die DKP hat¬ 
te auf dem 20. Parteitag eine klare Rich¬ 
tungsentscheidung getroffen, die da hieß, 
wir wollen die DKP als eigenständig auf¬ 
tretende, als klare kommunistische Kraft 
haben und deutlich wahrnehmbar sein. 
Die Wortführer in München und Süd¬ 
bayern bildeten dabei den Gegenpol, der 
vor dem 20. Parteitag noch die Mehrheit 
hatte. Leo Mayer, der bis vor kurzem 
Kreissprecher der DKP München war, 
war damals Stellvertretender Parteivor¬ 
sitzender. Er und Bettina Jürgensen, da¬ 
malige Vorsitzende der DKP, haben das 
Schlusswort der statutenwidrigen Be¬ 
zirksdelegiertenversammlung in Südbay¬ 
ern mitunterschrieben, zu der nicht mal 
alle südbayrischen Gruppen eingeladen 
waren. Das war jetzt ein konsequenter 
Schritt von Teilen der Ausgetretenen, die 
schon seit Jahren die gemeinsame De¬ 
batte und die gemeinsame Aktion ver¬ 
hinderten. Sie haben sich damit in eine 
gewisse Opferrolle gestellt, weil sie die 
Mehrheit in der Partei verloren hatten 
und zur Selbstkritik anscheinend nicht 
fähig sind. Folglich haben sie sich an ge¬ 
meinsam gefasste Beschlüsse wie die der 
Parteitage 2013 und 2016 nicht mehr ge¬ 
halten. Die gemeinsame Arbeit vor Ort 
war deswegen nicht möglich, und nahezu 
alle Initiativen, welche wir vor Ort entwi¬ 
ckelt hatten, wurden entweder niederge¬ 
stimmt oder ignoriert. Schade ist es auf 
jeden Fall, dass jetzt schmerzlich viele 
den Schritt einfach mitgegangen sind, 
die nicht bereit waren zu diskutieren. 
Wir wollen aber jetzt nicht die Brücken 
abreißen und wir wissen, dass viele Mit¬ 
glieder auch falsch oder unvollständig 
informiert wurden und teils emotionale 
Konstrukte aufgebaut wurden, um uns 
zu diffamieren 

UZ: Die Kreisdelegiertenkonferenz der 
DKP München hat Anfang November 
keinen neuen Kreisvorstand gewählt und 
auf ihrer Homepage einen Artikel mit 


DKP stärken 

Parteivorstand beriet über 

Im Mittelpunkt der Tagung des Partei¬ 
vorstandes der DKP am vergangenen 
Wochenende standen die Einschätzung 
der Bundestagswahlen und des DKP- 
Wahlkampfs, die Öffentlichkeitsarbeit 
der Partei und die Vorbereitung des 
22. Parteitags vor allem die Diskussion 
über einen Antrag zur Parteistärkung. 

In seinem Referat zu den Bundes¬ 
tagswahlen analysierte Männe Grüß 
das Ergebnis im Einzelnen. Die DKP 
habe ihren Anspruch, Druck auf die 
Partei „Die Linke“ auszuüben, nicht 
genügend umsetzen können. Als eine 
Schlussfolgerung aus dem Wahlkampf 
orientierte Grüß auf die Unterschriften¬ 
aktion „Abrüsten statt Aufrüsten“, die 
auch der DKP-Vorsitzende Patrik Kö- 
bele unterzeichnet hat. Sie könne ein 
Knotenpunkt für den Friedenskampf 
im Zusammenhang mit weiteren An¬ 
griffen auf die Interessen der arbeiten¬ 
den Menschen werden, wie sie aktuell 
im Zehn-Punkte-Plan des BDI formu¬ 
liert worden seien. 

Dem entspricht auch der Antrag 
des Parteivorstandes zur Parteistär¬ 
kung an den 22. Parteitag, der einstim¬ 
mig beschlossen wurde. Er orientiert 
darauf, die Friedensfrage in Betriebe, 
Gewerkschaften und Kommunen zu 
tragen. Organisationspolitisch legt er 
den Schwerpunkt auf die Stärkung der 
Grundorganisationen und zwar auf ein 
organisiertes Herangehen an die Grün¬ 
dung von Betriebs- und Branchengrup¬ 
pen und die Stabilisierung der Wohn¬ 
gebietsgruppen unter anderem durch 
kontinuierliche Öffentlichkeits- und 
Bildungsarbeit. 


dem Titel „Die DKP München ist Ge¬ 
schichte“ veröffentlicht. Gleichzeitig be¬ 
schloss die Kreisdelegiertenkonferenz 
eine außerordentliche Kreismitgliederver¬ 
sammlung, auf der ein neuer, sechsköp¬ 
figer Kreisvorstand gewählt wurde. Wie 
passt das zusammen? 

Tom Talsky: Wir waren auch am Anfang 
sehr irritiert von der Erklärung des ehe¬ 
maligen Kreisvorstandes. Auf der Kreis¬ 
delegiertenkonferenz haben die beiden 
Kreissprecher, Leo Mayer und Kerem 
Schamberger, angekündigt, dass sie nicht 
mehr für den Kreisvorstand kandidieren 
werden, wie auch andere Genossinnen 
und Genossen aus dem Kreis Vorstand. 
Obwohl es Kandidatinnen und Kandi¬ 
daten gab, die bereit waren, zum Kreis¬ 
vorstand zu kandidieren, beschloss die 
Mehrheit, dass sie eben keinen neuen 
Kreisvorstand wählen wollen. Die Be¬ 
gründung war, dass sie sowieso dem¬ 
nächst austreten und deshalb uns nicht 
wählen wollen. Es hieß, wir sollen uns 
doch bitte in zwei Wochen auf einer 
außerordentlichen Kreismitgliederver¬ 
sammlung selbst wählen. Ich glaube, 
diese zwei Wochen waren ihnen wichtig. 
Sie mussten noch möglichst viele Genos¬ 
sinnen und Genossen zum Austritt be¬ 
wegen. Das passierte zum Teil dadurch, 
dass Genossinnen und Genossen zu 
Einzelgesprächen eingeladen und unter 
Druck gesetzt wurden. Teilweise haben 
auch Kassierer erklärt, dass alle von ih¬ 
nen kassierten Mitglieder, die seit Jah¬ 
ren nicht mehr in der Partei aktiv waren, 
mitgenommen werden. Was sie aber auf 
der Konferenz beschließen konnten, war, 
dass 4 000 Euro an die „Marxistische 
Linke“ gespendet werden. Sie nannten 
es mehrfach „das Startkapital“ und be¬ 
gründeten den Beschluss damit, dass sie 
selbst Jahrzehnte lang eingezahlt hatten. 

Zwei Wochen später konnten wir auf 
der Außerordentlichen Kreismitglieder¬ 
versammlung dann einen neuen Kreis¬ 
vorstand wählen. Klar wurde, dass es ei¬ 
nen großen Teil in der DKP München 
gibt, die weiter in der DKP kämpfen 
wollen. Es herrschte auf der Kreismit¬ 
gliederversammlung große Verunsiche¬ 
rung, wie man jetzt zukünftig mit dem 
Kreis München umgehen soll, wie die 


aktuelle Probleme 

In der Debatte über die Öffent¬ 
lichkeitsarbeit stand die UZ im Mittel¬ 
punkt. Lars Mörking stellte den Stand 
der Diskussion zur Arbeitsweise der Re¬ 
daktion und ihre Zukunftsvorstellungen 
vor. Die UZ brauche Ansprechpartner 
in den Bezirken und anderen Gliede¬ 
rungen der DKP. Er benannte positive 
Beispiele für eine gelungene Zusam¬ 
menarbeit. Nach einer lebhaften Dis¬ 
kussion wählte der Parteivorstand Lars 
Mörking einstimmig zum neuen Chefre¬ 
dakteur der UZ. Das Gremium sprach 
Lucas Zeise, der den Posten aus gesund¬ 
heitlichen Gründen mit sofortiger Wir¬ 
kung abgeben musste, großen Dank aus. 

Wera Richter, stellvertretende Vor¬ 
sitzende der DKP, sprach zum Stand 
der Vorbereitungen des 20. UZ-Presse- 
fest. Sie informierte über die Arbeit am 
Kulturprogramm und organisatorische 
Vorbereitungen mit zentralen Helferin¬ 
nen und Helfern. Sie wies darauf hin, 
dass nun die Diskussion in den Bezir¬ 
ken Gestalt annehmen müsse, um zen¬ 
tral weiter planen zu können. Für eine 
Beschlussfassung auf dem 22. Parteitag 
müssten bis dahin 40 000 Euro Zusam¬ 
menkommen. 

Nach einer auch kontrovers geführ¬ 
ten Debatte über die Auseinanderset¬ 
zungen innerhalb der DKP und erfolg¬ 
ten Austritten wurde das Sekretariat 
beauftragt, einen Appell an die Mitglie¬ 
der der DKP zu erarbeiten. Diesen Ap¬ 
pell veröffentlichen wir auf dieser Seite. 
Das Referat von Männe Grüß und die 
Beschlüsse der 11. PV-Tagung werden 
in Kürze in den DKP-Informationen 
veröffentlicht. Werner Sarbok 


Gruppen weiter arbeiten können. Der 
neue Kreisvorstand hat deswegen vor al¬ 
lem die Aufgabe, die Lage zu analysieren 
und zu überlegen, ob und wie die Grup¬ 
pen im Kreis Weiterarbeiten können. Der 
neue Kreisvorstand ist damit erst einmal 
eine Übergangslösung. Wir wollen wie¬ 
der dahin kommen, einen gemeinsamen 
Arbeitsplan im Kreis München zu ha¬ 
ben, der im Vorfeld zu diskutiert wird, 
und dann beschließen. Wir wollen als 
Kreisorganisation wieder handlungsfä¬ 
hig werden. 

Was dramatisch war, war die Erklä¬ 
rung, die DKP München hätte sich auf¬ 
gelöst. Auf der Kreismitgliederversamm¬ 
lung berichteten mehrere Genossen, dass 
sie beispielsweise von Gewerkschafts¬ 
kollegen darauf angesprochen wurden. 
Diese Außenwirkung war vermutlich 
gewollt, auch wenn sie mit einem Stern¬ 
chen versehen war. Das hat uns aber auf 
jeden Fall geschadet. Die DKP muss jetzt 
in München daran arbeiten, das Ganze 
richtigzustellen. Es gibt die DKP wei¬ 
ter. Wir werden aktiver und gemeinsam 
handlungsfähiger und hoffentlich auch 
wieder stärker. 

UZ: Deine Grundorganisation, das Be- 
triebsaktiv, war die einzige DKP-Gruppe 
in München, die sich aktiv am Bundes¬ 
tagswahlkampf beteiligt hat. Welche Er¬ 
fahrungen könnt ihr für die Restrukturie¬ 
rung der DKP in München nutzen? 

Tom Talsky: Ja, das stimmt, wir waren 
die einzige Grundorganisation, die tat¬ 
sächlich im Wahlkampf für die DKP ak¬ 
tiv geworden ist. Trotz des eigentlich ma¬ 
geren Ergebnisses können wir erst mal 
stolz sein. Wir sind als Betriebsaktiv in 


dieser Zeit nach außen gegangen, haben 
über 35 Infotische gemacht, haben tau¬ 
sende Briefkastensteckungen gemacht. 
Wir haben als DKP an einem Strang ge¬ 
zogen. Auch bei uns waren nicht alle Ge¬ 
nossinnen und Genossen vom Wahlan¬ 
tritt überzeugt. Trotzdem haben sie sich 
an den gemeinsamen Beschluss gehalten 
und im Nachhinein diese Entscheidung 
als sehr positiv ausgewertet. Wichtig 
war, dass wir in die Stadtviertel gegan¬ 
gen sind. Wir waren im Hasenbergl häu¬ 
fig präsent. Die Orientierung auf ein so¬ 
genanntes Problemviertel war sehr gut. 

Wir haben uns nicht hinter einem 
Bündnislogo oder einer anderen Orga¬ 
nisation versteckt, sondern sind offen als 
DKP aufgetreten. Mit Antikommunis¬ 
mus hatten wir weniger zu kämpfen, als 
wir uns das vorgestellt haben. Was wir auf 
jeden Fall mitnehmen können, ist, dass 
wir dieses Schwerpunktviertel weiter nut¬ 
zen wollen und zum Beispiel dort die UZ 
bekannter machen und im Stadtbild prä¬ 
sent sein wollen. Dort, wo die Arbeiter 
wohnen, dort müssen wir genauso sein, 
wie wenn wir die „Auf Draht“-Betriebs- 
zeitung vor den Betriebstoren verteilen. 
Wir müssen in München in der Kommu¬ 
nalpolitik aktiver werden, so wie es hier 
in München viele Genossinnen und Ge¬ 
nossen Jahrzehnte lang mal waren. 

UZ: Die Kreismitgliederversammlung be¬ 
schloss eine Mitteilung, in der ihr schreibt, 
dass ihr die Austritte bedauert und be¬ 
müht seid, mit den Genossinnen und Ge¬ 
nossen, die jetzt ausgetreten sind, im Ge¬ 
spräch zu bleiben. Was tut ihr genau? 

Tom Talsky: Wir haben ganz klar gesagt, 
dass wir keine Brücken abreißen wol¬ 
len. Wir haben den Eindruck, dass viele 
ausgetreten sind, weil sie keine Chance 
hatten, überhaupt inhaltlich mit uns zu 
diskutieren. Der ehemalige Kreisvor¬ 
stand hat leider nicht nur behauptet, 


„mit denen“, also mit uns, „lohne es sich 
nicht, die Diskussion zu führen“, sondern 
er hat das zur Grundlage für die Arbeit 
des Kreisvorstandes gemacht. Es gab 
also keine gemeinsame Bildungsarbeit, 
keine Kreisversammlung, auf der man 
inhaltlich hätte diskutieren können, kei¬ 
ne gemeinsamen Aktionen, die für einen 
inhaltlichen Austausch eben auch wich¬ 
tig sind. Jetzt ist es unsere Aufgabe, ge¬ 
zielt solche Angebote zu schaffen. Wir 
wollen die kreisweite Bildungsarbeit 
wieder aufbauen. Wir wollen Angebote 
schaffen, bei denen der Austausch unter 
Genossinnen und Genossen wieder stär¬ 
ker wird. Wir haben festgestellt, der Be¬ 
darf dafür besteht. Auf der Kreismitglie¬ 
derversammlung wurde über jedes Wort 
eines Antrages diskutiert und solche 
Diskussionen kenne ich zumindest von 
den letzten Kreisdelegiertenkonferenzen 
nicht. Die Vorbereitung des Parteitages 
2018 hat im Kreis München nicht statt¬ 
gefunden. Wir wollen daher den Antrag 
zur Handlungsorientierung zum Partei¬ 
tag, mindestens auf einem Kreisabend im 
Januar, mit allen Genossinnen und Ge¬ 
nossen diskutieren. Es geht darum, die 
Gemeinsamkeiten herauszustellen, die 
wir im Kreis München haben. 

Die Bereitschaft ist auf unserer Sei¬ 
te auf jeden Fall da, mit denjenigen, die 
jetzt ausgetreten sind, zu diskutieren und 
zusammenzuarbeiten. Sie sind immer 
herzlich willkommen. Wir hoffen natür¬ 
lich, dass sich viele Genossinnen und Ge¬ 
nossen ihren Schritt noch mal überlegen 
und vielleicht zurückkehren in die Partei. 
Das kann aber nur gelingen, wenn wir als 
DKP wieder stärker werden und über¬ 
zeugende Argumente bieten, warum die 
DKP der Ort für Kommunistinnen und 
Kommunisten in München ist. 

Die Fragen stellte Christoph Hentschel 

Tom Talsky ist Stellvertretender Kreis¬ 
vorsitzender der DKP München 


An die Mitglieder der DKP 


Liebe Genossinnen und Genossen, 
wir wenden uns im Ergebnis der Dis¬ 
kussionen der ii. Tagung des Partei¬ 
vorstands am 25-/26. November 2017 
an Euch. Unsere Partei ist in einer sehr 
komplizierten Situation. Der Kurs der 
Partei und ihres Vorstands wird von 
„links“ und von „rechts“ kritisiert. Auf 
beiden Seiten verlassen Genossinnen 
und Genossen die Partei oder tragen 
sich mit dem Gedanken, die Partei zu 
verlassen. 

Einige Genossinnen und Genossen 
befürchten eine sektiererische Veren¬ 
gung der Partei. Sie machen das fest 
an der Auflösung der Bezirksorgani¬ 
sation Südbayern und dem Antrag des 
Parteivorstandes an den 22. Parteitag, 
die Unvereinbarkeit der Mitgliedschaft 
in der DKP mit der Mitgliedschaft im so¬ 
genannten „Netzwerk kommunistische 
Politik in der DKP“ festzustellen. 

Wir möchten festhalten, dass wir 
diese Beschlüsse gefasst haben, weil 
wir einen klaren Auftrag des 21. Partei¬ 
tags hatten. Wir möchten darauf ver¬ 
weisen,dass sich diese Beschlüsse nicht 
gegen unterschiedliche Positionen in 
umstrittenen Fragen, sondern gegen 
das Aufkündigen des gemeinsamen 
Handelns und die Bildung von frakti¬ 
onellen Strukturen richten. Wir haben 
mehrfach geäußert, dass ein Unverein¬ 
barkeitsbeschluss unnötig wird, wenn 
es vor dem 22. Parteitag klare Signale 
gibt, dass Wege zur Überwindung des 
Netzwerkes innerhalb der DKP und zur 
Rückkehr zum gemeinsamen Handeln 
und zur gemeinsamen Diskussion in 
den Strukturen der DKP gesucht wer¬ 
den. In diesem Sinne stehen wir jeder¬ 
zeit für weitere Gespräche zur Verfü¬ 
gung. 

Aber auch wenn wir an dem Antrag 
festhalten müssen, weil diese Signale 
ausbleiben, und die Delegierten des 
22. Parteitags die Unvereinbarkeit be¬ 
schließen sollten, bedeutet das nicht 
den Ausschluss von Genossinnen und 
Genossen, die sich dem Netzwerk zu¬ 
gehörig fühlen. Die Unvereinbarkeit ist 
dann eine politische Feststellung. 

Andere Genossinnen und Genos¬ 
sen diskutieren, dass die antimono¬ 
polistische Strategie, wie sie von KPD 


und DKP erarbeitet wurde und seit 
Neukonstituierung der DKP unsere 
grundsätzliche Strategie ist, die ideo¬ 
logische Grundlage für das Aufkom¬ 
men opportunistischer Positionen 
sei. Dem widersprechen wir. Wir sind 
weiterhin überzeugt, dass die anti¬ 
monopolistische Strategie die richti¬ 
ge Grundlage zur Überwindung des 
Kapitalismus ist. 

Wir sind allerdings der Meinung, 
dass es falsche Auslegungen dieser 
Strategie zum Beispiel in der Macht- 
und Staatsfrage in der Geschichte der 
DKP gegeben hat. Sie fanden ihren 
Ausdruck in den sogenannten Thesen 
des alten Sekretariates, die durch den 
19. Parteitag zurückgewiesen wurden. 
Die Politik, die daraus entwickelt wur¬ 
de, hat sich zum Beispiel auf die Bünd¬ 
nispolitik der DKP ausgewirkt. Sie wa¬ 
ren auch ideologische Grundlage von 
„Unite“, der versuchten Gründung ei¬ 
ner Gegenorganisation zur SDAJ. „Uni¬ 
te“ strich das sozialistische Ziel ersatz¬ 
los und nahm damit der Strategie das 
Ziel und die Orientierung auf die Klas¬ 
sen- und Machtfrage. 

Wir haben nicht vor, mit dem Leit¬ 
antrag an den 22. Parteitag und seiner 
Beschlussfassung eine Diskussion über 
die Strategie der Partei zu beenden. Wir 
sind im Gegenteil ja froh, dass sie jetzt 
in Gang kommt. Schon heute wissen 
wir, dass wir unter anderem folgen¬ 
de Fragen dringend weiterdiskutieren 
müssen: 

Wer ist, ausgehend vom Grundwider¬ 
spruch zwischen Lohnarbeit und Kapi¬ 
tal, der Hauptgegner in der imperialis¬ 
tischen BRD heute? 

Was kennzeichnet die Produktionsver¬ 
hältnisse der BRD heute? 

Welche Klassen und Schichten gibt es 
heute in der BRD zwischen Proletariat 
und Bourgeoisie, wie sind deren Inte¬ 
ressen? 

Welches sind die Kräfte des Wider¬ 
stands, auf welche orientieren wir, wie 
ist deren Verfasstheit? 

Was bedeuten die Begriffe Strategie 
und Taktik und wie gehen wir richtig 
mit der Strategie und Taktik um? 

Was bedeutet die führende Rolle der Ar¬ 
beiterklasse? 


Was ist Bündnispolitik, was ist Aktions¬ 
einheitspolitik? 

Wie ist die Struktur und das Bewusst¬ 
sein der Arbeiterklasse? 

Damit ist klar: Die Diskussion zur 
Strategie geht in jedem Fall auch nach 
dem Parteitag weiter. Wenn der Par¬ 
teitag, wofür wir uns einsetzen, den 
Leitantrag mit vielen Verbesserungen 
und Veränderungen aus der Diskussi¬ 
on der Partei annimmt, dann beinhal¬ 
tet dieser Beschluss die derzeitige Po¬ 
sition der DKP zur strategischen Orien¬ 
tierung. Das ist kein Ende der Debatte. 
Unser Prinzip der Verbindung breiter 
innerparteilicher Demokratie mit dem 
Grundsatz der vereinigten zentralisier¬ 
ten Aktion bedeutet Folgendes: 

Beschlüsse, die das Handeln und 
Eingreifen der Partei betreffen, werden 
gemeinsam umgesetzt, unabhängig 
davon, ob Genossinnen und Genossen 
oder Gliederungen in der Diskussion 
und Beschlussfassung eine andere Po¬ 
sition hatten. 

Beschlüsse, die die Positionierung 
der Partei, also auch die strategische 
Orientierung enthalten, werden auch 
von Genossinnen und Genossen, die 
solche Fragen anders sehen, als Positi¬ 
on der Partei respektiert und nach au¬ 
ßen dargestellt. Gleichzeitig ist es aber 
das gute Recht, abweichende Positio¬ 
nen ebenfalls darzustellen und in den 
Strukturen der Partei für die Verände¬ 
rung zu wirken. 

Wir halten Aussagen fürfalsch,dass 
sich eine Diskussion mit Mitgliedern, 
die eine andere Meinung haben, nicht 
lohne. Wir halten es aber für genauso 
falsch,einen laufenden Diskussionspro¬ 
zess durch den Austritt aus der Partei 
zu beenden. 

Wir sind eine kommunistische, eine 
marxistisch-leninistische Partei. Darum 
wollen wir eine diskutierende, kons¬ 
truktiv streitende Partei. Darum wollen 
wir eine gemeinsam handelnde Partei. 

Wir sind überzeugt, dass es für alle, 
die eine revolutionäre Politik machen 
wollen, keine Alternative zur Organisie¬ 
rung in DKP und SDAJ gibt. Wer kom¬ 
munistische Politik machen will, darf 
die DKP nicht schwächen. 

Sekretariat des Parteivorstands der DKP 
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Der langsame Tod 
des Friedensprozesses 

Kolumbien: Verfassungsgericht ändert Vereinbarungen von Havanna 



Foto: UN Photo/Renata Ruiz 


305 ehemalige Mitglieder der revolutionären Streitkräfte FARC-EP erhalten in Bogota Urkunden, die die Abgabe ihrer 
Waffen bestätigen (12. Juni 2017). 


Opposition gewinnt 
Wahl in Honduras 

Bei der Präsidentenwahl in Hondu¬ 
ras liegt Oppositionskandidat Salva¬ 
dor Nasralla entgegen den Progno¬ 
sen vor Amtsinhaber Juan Orlando 
Hernändez. Der Kandidat des Op¬ 
positionsbündnisses „Allianz gegen 
die Diktatur“ kam nach Auszählung 
von mehr als der Hälfte der Stimmen 
auf 45,17 Prozent, wie das Wahlamt 
am Montag mitteilte. Für den bishe¬ 
rigen Staatschef Hernändez, Kandi¬ 
dat der rechten Nationalpartei (PN), 
stimmten 40,21 Prozent der Wähler. 
Der Kandidat des ultrakonserva¬ 
tiven Partido Liberal, Luis Zelaya, 
kam auf 13,77 Prozent. Das offizielle 
Endergebnis wurde erst nach Redak¬ 
tionsschluss bekanntgegeben. 

Zuvor hatten beide Kandidaten 
den Sieg für sich beansprucht. „Wir 
haben diese Wahl gewonnen“, jubel¬ 
te Hernändez, Wunschkandidat des 
Westens, am vergangenen Sonntag 
vor seinen Anhängern von der kon¬ 
servativen Nationalpartei. Salvador 
Nasralla sagte vor seinen Anhän¬ 
gern: „Ich bin der neue Präsident 
von Honduras.“ Vor dem Wahlamt 
wurden Kräfte der Polizei zusam¬ 
mengezogen. Die Regierung rief die 
Bevölkerung zur Ruhe auf. 

Der neue Präsident steht vor 
großen Herausforderungen: Mehr 
als 60 Prozent der Menschen gelten 
als arm, rund 38 Prozent leben in 
extremer Armut. Nasralla will den 
Zugang zur Bildung verbessern und 
setzt auf Prävention zur Eindäm¬ 
mung der Kriminalität. 

Gleichzeitig mit den Präsident¬ 
schaftswahlen wurden in Honduras 
auch die 128 Abgeordneten des Par¬ 
laments und die Bürgermeister der 
298 Gemeinden des Landes neu ge¬ 
wählt. 

Die beiden Amtszeiten der PN 
waren durch Korruptionsskandale 
geprägt. Die Regierungspartei PN ist 
mit der Privatwirtschaft und dem or¬ 
ganisierten Verbrechen in Honduras 
eng vernetzt. Mitglieder der PN sind 
angeblich am Mord an der indigenen 
Umweltaktivistin Berta Cäceres be¬ 
teiligt gewesen, der im März 2016 
Schlagzeilen machte. 

Expräsident Manuel Zelaya, der 
2009 aus dem Amt geputscht wurde, 
gratulierte Nasralla zu seiner Wahl. 

Neuer Chef bei PDVSA 

Inmitten der laufenden Korruptions¬ 
ermittlungen beim venezolanischen 
Ölkonzern PDVSA hat Präsident 
Nicoläs Maduro den Präsidenten 
des Staatsunternehmens abgesetzt. 
Er ernannte am vergangenen Sonn¬ 
tag General Manuel Quevedo zum 
Öl- und Bergbauminister und Chef 
der PDVSA. Quevedo werde beim 
Ölkonzern aufräumen und die Kor¬ 
ruption beenden, sagte Maduro im 
venezolanischen Fernsehen. 

Die Behörden ermitteln seit 
Monaten wegen Korruption beim 
staatlichen Ölkonzern. Dutzende 
Verdächtige wurden bereits fest¬ 
genommen. Zuletzt wurde der Lei¬ 
ter der US-amerikanischen Tochter 
Citgo verhaftet, weil er gemeinsam 
mit weiteren Managern dubiose 
Finanzgeschäfte auf den Weg ge¬ 
bracht haben soll. 

Armando Hart gestorben 

Der kubanische Intellektuelle und 
Politiker Armando Hart ist am ver¬ 
gangenen Sonntag im Alter von 
87 Jahren gestorben. Er war einer 
der Gründer der Bewegung des 
26. Juli und war an der Befreiung 
Kubas vom Batista-Regime betei¬ 
ligt. Nach 1959 war er der erste Bil¬ 
dungsminister und übernahm leiten¬ 
de Funktionen in der Kommunisti¬ 
schen Partei Kubas und im Staatsrat. 

Hart leistete wertvolle Arbeit 
insbesondere bei der Alphabetisie¬ 
rungskampagne. Ab 1976 war Hart 
Minister des kurz zuvor gegründe¬ 
ten Kulturministeriums. Diesen Pos¬ 
ten bekleidete er über 20 Jahre und 
setzte dabei die von Fidel Castro ent¬ 
worfene Kulturpolitik der Revolution 
um. Seit der Konstituierung der Nati¬ 
onalversammlung war er Abgeordne¬ 
ter und blieb dies bis zu seinem Tod. 


V or einem Jahr, am 24. Novem¬ 
ber 2016, wurde in Havanna das 
zweite Abkommen zwischen den 
Revolutionären Streitkräften (FARC) 
und der Regierung Kolumbiens über 
eine Beendigung des bewaffneten Kon¬ 
flikts in dem südamerikanischen Land 
unterzeichnet. Eine erste Vereinbarung 
war in einem Referendum einen Monat 
zuvor knapp gescheitert, weshalb Nach¬ 
verhandlungen nötig geworden waren. 

Diese waren auf Druck der Friedens¬ 
gegner um Ex-Präsident Uribe zustande 
gekommen und hatten im zweiten Ent¬ 
wurf Verschlechterungen aus Sicht der 
Guerilla, aber auch der Friedenskräfte 
insgesamt, ergeben. Dennoch blieben 
neben vielen weiteren Vereinbarungen 
immerhin drei für die Guerilleros wich¬ 
tige Punkte übrig: Schaffung von Über¬ 
gangs- und Normalisierungszonen, ein 
Sonderstrafrecht für den Frieden sowie 
Landgabe für die Kämpfer, von denen 
die meisten Bauern sind. 

Inzwischen haben sich die FARC zur 
politischen Partei „Alternativkraft des 
gemeinen Volkes“ (ebenfalls mit dem 
Kürzel FARC) formiert, aber die Situ¬ 


ation hat sich noch einmal dramatisch 
verschlimmert. 95 nachgewiesene Mor¬ 
de, 33 Attentate, 171 Drohungen, Ent¬ 
führungen sowie Fälle von Verschwin¬ 
denlassen und sexueller Aggression ge¬ 
gen gesellschaftliche Aktivistinnen und 
Aktivisten listet die kolumbianische 
Stiftung „Frieden und Versöhnung“ für 
den Zeitraum zwischen dem 24. Novem¬ 
ber 2016 und dem 31. Oktober 2017 auf. 
Hinzu kommen Dutzende Morde an 
entwaffneten Guerilleros und deren 
Familienangehörigen. 

Jean Arnault, Chef der UN-Mission 
für Kolumbien, hat vor wenigen Tagen 
bilanziert, dass von den etwa 8 000 Gue¬ 
rilleros, die sich in den 26 Übergangszo¬ 
nen eingefunden hatten, wo sie nach der 
Waffenabgabe zur Ausbildung und Re¬ 
integration in ein ziviles Leben gekom¬ 
men waren (siehe UZ vom 4. August), 
4 500 diese Lager wieder verlassen ha¬ 
ben. Insgesamt geht es nach UN-Anga¬ 
ben inklusive der teilweise noch immer 
Inhaftierten um 12 262 Ex-Kämpfer, 
von denen 10 445 gemeldet sind, um 
einen Zuschuss für ein neues Leben 
zu bekommen und 10 218 nun dem So¬ 


zialsystem angehören. 5 300 haben an 
Kursen für solidarische Ökonomie teil¬ 
genommen, um dann in 22 landwirt¬ 
schaftlichen Projekten zu arbeiten, die 
von den ehemaligen Guerilleros selbst 
verwaltet werden. 

Dass so viele die Zonen verlassen 
haben, liegt nach Arnault nur zum Teil 
an dem Umstand, dass sie zu ihren Fami¬ 
lien gegangen seien: „Die meisten gin¬ 
gen wegen eines Vertrauensverlusts, was 
die Ausbildungs- und Übergangszonen 
angeht.“ Dass die Menschen zu ihren Fa¬ 
milien zurückgegangen seien, bestreiten 
die Betroffenen zudem, denn „zu Hause 
ist es noch schwieriger als hier, denn wir 
kommen aus Bauernfamilien, die vom 
Staat völlig vergessen sind“. 

Die Anfang September gegründete 
Partei FARC bestätigt den UN-Bericht 
dahingehend, dass schon die Übergangs¬ 
zonen das erste Problem darstellten; nur 
drei waren fertig. Danach warten die 
Menschen nun seit Februar vergeblich 
auf die Eingliederungsprojekte des Staa¬ 
tes. Die ausgehandelten Sonderstrafge¬ 
richte sollten bewusst neben dem Justiz¬ 
system existieren, zu dem kein Vertrau- 


Am vergangenen Sonntag waren rund 
acht Millionen wahlberechtigte Ku¬ 
baner aufgerufen, die Mitglieder der 
Gemeindeversammlungen zu wäh¬ 
len. In jedem Wahlkreis waren min¬ 
destens zwei Kandidaten aufgestellt. 
Gewinnt keiner von ihnen die absolu¬ 
te Mehrheit der Stimmen, kommt es 
am 3. Dezember zur Stichwahl. Der 
Kommunistische Jugend verband UJC 
gab bekannt, dass mehr als 300 000 
Jugendliche zum ersten Mal in ihrem 
Leben das aktive Wahlrecht ausüben 
dürfen, unter den Kandidatinnen und 
Kandidaten sind mehr als 5 000 Ju¬ 
gendliche. Darüber hinaus waren tau¬ 
sende Schüler und Studenten an den 
Vorbereitungen der Wahl beteiligt, 
z. B. übernehmen sie die Aufgabe der 
„Ehrenwache“ an den Wahlurnen. 

Der kubanische Vizepräsident 
Miguel Diaz-Canel sagte nach sei¬ 
ner Stimmabgabe auf die Frage, ob 
er künftig das Amt des Präsidenten 
Kubas ausüben werde: „Die kubani¬ 
schen Präsidenten werden stets die 
Revolution verteidigen und es wer¬ 
den immer Genossen sein, die aus 
dem Volk stammen und vom Volk 
gewählt werden.“ 


en besteht. Vergehen staatlicher Akteure 
oder von den Paramilitarismus finanzie¬ 
renden Großgrundbesitzern wurden 
dort kaum verfolgt, aber in reinster 
Klassenjustiz Tausende Guerilleros und 
Zehntausende gesellschaftliche Aktivis¬ 
ten verurteilt. Nun hat der Verfassungs¬ 
gerichtshof kürzlich beschlossen, dass 
diese Sondergerichte eingeführt werden, 
die Hintermänner von Massakern - sei¬ 
en es private oder staatliche - dort aber 
nicht erscheinen müssen, sondern kön¬ 
nen, wenn sie es so wollen. 

Die KP-Zeitung „Voz“ erläutert, 
dass gleichzeitig eine erweiterte Im¬ 
munität für staatliche Bedienstete be¬ 
schlossen wurde. Auch ist zu der in Ha¬ 
vanna vereinbarten Immunität der ehe¬ 
maligen Präsidenten des Landes auch 
die Straffreiheit für Ex-Gouverneure 
und Ex-Minister gekommen. Fast schon 
eine Nebensache ist da der von der 
Rechtspartei Cambio Radical (eine der 
stark in den Paramilitarismus verwickel¬ 
ten Gruppen) in den Senat eingebrachte 
Vorschlag, vier der vorgesehenen Rich¬ 
ter des Sondergerichts wegen Befangen¬ 
heit abzulehnen - sie hätten eine „ideo¬ 
logische Schieflage“, da sie früher auch 
die Verteidigung von Menschenrecht¬ 
lern übernommen hatten. 

Und nicht zuletzt warten die ehema¬ 
ligen Kämpfer auf Land: „Die Landfra¬ 
ge ist der Grund für den bewaffneten 
Konflikt gewesen, weshalb die Land¬ 
übergabe ein Werkzeug zur Wiederein¬ 
gliederung in ein ziviles Leben ist“, sagte 
der ehemalige Kämpfer Fredy Munoz in 
einem Interview. Für die FARC ist das 
eigentlich vorgesehene Projekt einer 
kollektiven Wiedereingliederung damit 
de facto in Frage gestellt. Aber auch 
ein anderes Problem, das den Konflikt 
in den Jahrzehnten begleitet hat, ist im 
Gegensatz zu den Vereinbarungen von 
Havanna nach wie vor virulent: der An¬ 
bau von Koka mit dem Ziel des Drogen¬ 
handels. Statt Ersatzangeboten für die 
Bauern wird weiterhin mit harter Hand 
vorgegangen; dennoch ist der Anbau 
noch angewachsen. 

Eine Skizzierung, die ahnen lässt, 
was aus den groß gefeierten Vereinba¬ 
rungen von Havanna werden dürfte. 
Dass damals der Friedensnobelpreis mit 
Juan Manuel Santos an den Mann ging, 
der als Präsident Kolumbiens der stück¬ 
weisen Zerlegung der Vereinbarungen 
nun tatenlos zuschaut, passt ins Bild. 

Günter Pohl 


Die Beziehungen zwischen Kuba 
und den USA werden stets von der 
Haltung der US-Regierung gegen¬ 
über Kuba abhängen, betonte Diaz- 
Canel. „Wir sind offen gegenüber 
Beziehungen mit Washington, jedoch 
ohne Vorbedingungen.“ Diese Bezie¬ 
hungen zu den USA müssten auf der 
Basis der Gleichberechtigung, der 
Kooperation und der Respektierung 
des Rechts des kubanischen Volkes 
auf Unabhängigkeit und Souveräni¬ 
tät beruhen. 

Der frühere US-Präsident Barack 
Obama hatte während seiner Amts¬ 
zeit den Versuch unternommen, die 
Beziehungen mit Havanna zu norma¬ 
lisieren. Einige vorsichtige Schritte 
zur Verbesserung seien in dieser Zeit 
unternommen worden, sagte Migu¬ 
el Diaz-Canel. Ohne Aufhebung der 
wirtschaftlichen, finanziellen und 
Handelsblockade, ohne das Aufge¬ 
ben der subversiven Pläne der USA 
gegen Kuba und ohne die Rückgabe 
des von den USA okkupierten Ge¬ 
bietes um die US-Basis Guantänamo 
sei aber keine weitere Entwicklung 
möglich. 

ZLV/UZ 


Kommunistenverfolgung 

Protest vor der Botschaft Polens in Berlin 



Am Montag standen in Dabrowa Görnicza in der Nähe von Krakow vier Genossen 
der Kommunistischen Partei Polens (KPP) wegen „Verbreitung kommunistischer 
Propaganda“ vor Gericht. Mitglieder und Freunde der DKP protestierten gegen 
diesen Versuch der Kriminalisierung gemeinsam mit Genossen der Kommunisti¬ 
schen Parteien aus Chile,Griechenland und derTürkei vorder polnischen Botschaft 
in Berlin und forderten: „Schluss mit der Verfolgung von Kommunisten in Polen!“ 
Mitgebrachte DKP-Fahnen trugen das Konterfei Rosa Luxemburgs, der wohl 
berühmtesten Polin des vergangenen Jahrhunderts. 

Ein Gespräch haben die Diplomaten der polnischen Botschaft verweigert. Wahr¬ 
genommen wurde der Protest dennoch, aus der Botschaft heraus wurde fleißig 
fotografiert und gefilmt. 

Die Kaczynski-Regierung versucht aktuell die KPP verschwinden zu lassen: Ein 
Verbot der Partei wird vorbereitet. Den vor Gericht gestellten vier Genossinnen und 
Genossen wird vorgeworfen, sie würden als Angehörige der KP eine Website betrei¬ 
ben und die Parteizeitung„Brzask“ (Morgenröte) veröffentlichen. Ihnen droht eine 
mehrjährige Haftstrafe. Die Verteidigung forderte die Staatsanwaltschaft auf, sie 
solle die Vorwürfe konkretisieren. Dies wurde vor Gericht abgeschmettert. 

Der nächste Gerichtstermin ist am 22. Januar. An diesem Tag wird die DKP 
wieder gegen die Kriminalisierung von Kommunisten in Polen protestieren. UZ 


Wahlen auf Kuba 

Vizepräsident äußert sich zum Verhältnis zu den USA 
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Verhandlungen statt Staatszerfall 

Bilanz des russischen Militäreinsatzes in Syrien 



Russische Streitkräfte in Aleppo (Dezember 2016). 


S eit sieben Jahren wird Syrien im 
Krieg zerstört. Nur mit der mili¬ 
tärischen und politischen Hilfe 
Russlands konnte das Schlimmste ver¬ 
hindert werden. Der Zusammenbruch 
des Landes und ein Regime Change ä 
la Libyen fanden nicht statt. Die end¬ 
lose Unterstützung des Westens für die 
Dschihadisten in ihrem Kampf gegen 
die syrische Regierung blieb nicht fol¬ 
genlos. 2015 stand die syrische Armee 
mit dem Rücken zur Wand. Sie konn¬ 
te die großen Städte mehr schlecht als 
recht schützen. Die Verbündeten Syri¬ 
ens unterstützten die Armee, dennoch 
waren weite Teile des Landes ihrer 
Kontrolle entzogen. 

Der Krieg war von Anfang an in¬ 
ternationalisiert. So war es nur konse¬ 
quent, dass Syrien und Russland sich 
auf eine militärische Unterstützung 
einigten. Russland begann Ende Sep¬ 
tember 2015 Luftangriffe mit der syri¬ 
schen Armee zu koordinieren. Damals 
war noch nicht abzusehen, wie erfolg¬ 
reich sie sein würden. Bis heute haben 
die russische Luftwaffe und die Marine 
Zehntausende Angriffe gegen Ziele in 
Syrien durchgeführt. Die Angriffe wa¬ 
ren wirksam, das lässt sich an den Sta¬ 
tionen ablesen, die die syrische Armee 
mit ihrer Hilfe erreichte: Palmyra, Ost- 
Aleppo, Deir Ezzor, al-Bukamal. Die 
Armee hat damit die Kontrolle über 
weite Gebiete zurückerlangt. 

Die Russische Föderation konn¬ 
te auch zeigen, wie effektiv ihre ak¬ 
tuellen Waffen sind. Moderne Kalibr 
Cruise Missile konnten nicht nur von 
U-Booten im Mittelmeer sondern auch 


von veralteten Schiffen im Kaspischen 
Meer aus mit militärischem Erfolg in 
Syrien eingesetzt werden. 

Die Veränderung der militärischen 
Situation ging auch an der „Hohen Ver¬ 
handlungskommission“ der Opposition 
nicht spurlos vorüber. Zwar wiederholt 
sie ihre Forderung nach dem Rücktritt 
des syrischen Präsidenten. Aber der bis¬ 
herige Chef der Hohen Verhandlungs¬ 


kommission, Riad Hijab, trat kurz vor 
einem Treffen der Opposition und vor 
dem Beginn einer weiteren Runde von 
Verhandlungen in Genf zurück. Wei¬ 
tere Rücktritte folgten. Zum Rücktritt 
Hijabs erklärte der russische Außenmi¬ 
nister Lawrow, es sei der „Abgang radi¬ 
kaler Oppositioneller“ und das eröffne 
Chancen für eine Übereinkunft. Auch 
die Regierung Saudi-Arabiens scheint 


mittlerweile bereit zu sein, eine Über¬ 
einkunft anzuerkennen. 

Von Beginn an ging das Ziel der 
russischen Intervention weit über den 
rein militärischen Einsatz hinaus. Sie 
sollte die Bedingungen für einen po¬ 
litischen Kompromiss schaffen. Dies 
ist seit den Verhandlungen in Asta- 
na und vor allem mit dem Treffen in 
Sotschi gelungen. In Sotschi einigten 


sich die Präsidenten der drei Länder 
Iran, Russland und Türkei auf einen 
Kongress, der über die Zukunft Syri¬ 
ens bestimmen, eine neue Verfassung 
ausarbeiten und Wahlen vorbereiten 
soll. Die drei Länder werden ein wei¬ 
tes Spektrum syrischer Gruppierungen 
und die Regierung zu diesem Kongress 
einladen. 

Die syrische Regierung begrüßt den 
angekündigten Kongress und ist bereit, 
mit allen zu verhandeln, die nach einer 
politischen Lösung suchen, wie die Be¬ 
raterin des Präsidenten, B. Shaaban er¬ 
klärte. Sie fügte hinzu „Der Erfolg des 
Kongresses hängt davon ab, dass die 
bewaffneten Gruppen erkennen: es ist 
Zeit, die Waffen niederzulegen“. Auch 
Vertreter der „Moskauer Opposition“, 
wie z.B.Q. Jamil sehen den angekün¬ 
digten Kongress als einen positiven 
Schritt an. Völlig offen dagegen ist die 
Teilnahme kurdischer Parteien. Die 
Türkei lehnt dies nach wie vor strikt 
ab - während Russland ihre Teilnahme 
erwartet. 

Präsident Putin sagte zu dem ge¬ 
planten Kongress: „Es ist klar, dass der 
Reformprozess nicht einfach sein wird 
und von allen Seiten Kompromisse und 
Zugeständnisse verlangt, auch von der 
syrischen Regierung ...“. Mit seiner In¬ 
tervention hat Russland nicht nur den 
Zerfall Syriens aufgehalten. Es gibt 
nun auch eine Aussicht auf reale Ver¬ 
handlungen um die Zukunft Syriens. 
Statt Staatszerfall und Regime-Change 
scheint eine politische Erneuerung Sy¬ 
riens möglich. 

Manfred Ziegler 


Schuss ins eigene Knie Massensterben im Mittelmeer 

US-Steuersenkungen - das asoziale Austrocknen der Staatskasse UNO kritisiert EU-Abfangpolitik 


Die neoliberalen Kampfmedien des 
deutschen Finanzkapitals stehen vor 
einem Dilemma: Da hat man aus dem 
US-Präsidenten einen dummdreisten 
Watschenmann gemacht. Zur propa¬ 
gandistischen Veredlung der eigenen 
Exportambitionen und der verstärkten 
Aufrüstung. Und nun verfolgt Donald 
Trump ein Herzensanliegen der deut¬ 
schen Marktradikalen: Eine Steuersen¬ 
kung „historischen Ausmaßes“. Bei an¬ 
derem Personal würden FAZ & Co. in 
Jubelarien ausbrechen. So kann es argu¬ 
mentativ schon etwas eng werden. 

Da Steuersenkungen per se als etwas 
Gutes erscheinen müssen, beherrschten 
Details und der Dilettantismus bei der 
Durchsetzung die Gazetten. Aber nun 
hat das US-Repräsentantenhaus vor 14 
Tagen seine Version der Steuersenkun¬ 
gen beschlossen. 227 Abgeordnete, die 
republikanische Mehrheit, stimmten da¬ 
für, 205, die Demokraten, dagegen. Falls 
dieser Text nun auch im republikanisch 
beherrschten Senat eine Mehrheit fän¬ 
de, was keineswegs sicher ist, käme es 
in den USA zur größten Steuersenkung 
seit 30 Jahren. Das ökonomische Wunder 
der Marktradikalen könnte seinen Lauf 
nehmen. 

Trump hatte versprochen, die Unter¬ 
nehmenssteuer von nominal 35 Prozent 
auf 15 Prozent, für kleinere Betriebe 
von nominal 39,6 auf 25 Prozent abzu¬ 
senken. Was davon bleibt, ist noch unge¬ 
wiss. Aber schon jetzt zahlen bekanntlich 
vor allem die großen Multis real deutlich 
niedrigere Sätze. Reduziert werden soll 
ebenso die Einkommenssteuer von no¬ 
minal 39,6 auf 35 oder 33 Prozent. Mit 
Ministeuersätzen von 3,5 bis 8,75 Pro¬ 
zent soll im Ausland geparktes Unter¬ 
nehmenskapital, konkret: nicht versteu¬ 
erte Gewinne, wieder in die USA „zu¬ 
rückgelockt“ werden. 

Da diese massiven Steuersenkungen 
über die Dekade mit etwa minus 5,8 Bil¬ 
lionen Dollar zu Buche schlagen sollen, 
muss mit zum Teil erheblichen Steuerer¬ 
höhungen gegenfinanziert werden. Vor 
allem sollen Absetzungs- und Abschrei¬ 
bungsmöglichkeiten gestrichen werden. 
So zum Beispiel für hohe Immobilien¬ 
kredite, Studiendarlehen, Kosten für 


medizinische Behandlungen, Steuerpri¬ 
vilegien für Elektroautos und Univer¬ 
sitätsstiftungen. Gestrichen werden soll 
ebenso die Anrechenbarkeit der Bundes¬ 
staaten- und Gemeindesteuern auf die 
Bundessteuern. Damit sollen über die 
Dekade 4,3 Billionen Dollar an Mehr¬ 
einnahmen erzielt werden, so dass für 
die Bundeskasse unter dem Strich ein 
rechnerisches Minus von 1,5 Billionen 
Dollar bleibt. 

Nun gilt es nach den bisherigen, nicht 
gerade erbaulichen Erfahrungen unter 
aufgeklärteren Zeitgenossen als einiger¬ 
maßen müßig, über den Neo-Lafferismus 
(These, dass Steuersenkungen sich selbst 
finanzieren, Anm. der Redaktion) von 
Steuersenkungsprogrammen zu disku¬ 
tieren. Auch diesmal sollen die Steuer¬ 
geschenke an die Reichen einen Anstieg 
des Bruttoinlandsproduktes erbringen, 
von dem dann alle profitierten. Diese als 
„Trickle-Down-Effect“ (Durchsickern 
nach unten) bekannte „Theorie“ ist einer 
der zentralen Glaubenssätze des neoli¬ 
beralen Mantras, mit dem üblicherweise 
die ungehemmte Bereicherung der obe¬ 
ren 0,1 Prozent plausibel gemacht wer¬ 
den soll und mit dem der US-Ökonom 
Arthur Laffer seinerzeit angeblich Ro¬ 
nald Reagan beeindruckt hat. Bar jeder 
Realität. 

Am 20. November dieses Jahres prä¬ 
sentierte der nicht gerade umstürzleri- 
scher Umtriebe verdächtige Think-Tank 
„Tax Policy Center“ (Zentrum für Steu¬ 
erpolitik), eine makroökonomische Ana¬ 
lyse des „Tax Cuts and Jobs Act“ (Steu- 
ersenkungs-und-Arbeitsplätze-Gesetz) 
wie es bislang das Repräsentantenhaus 
verabschiedet hat. Die positive Wirkung 
auf das Bruttoinlandsprodukt (GDP) 
wird mit 0,6 Prozent in 2018,0,3 Prozent 
in 2027 und 0,2 Prozent in 2037 geschätzt. 
Also weit unterhalb dessen, was tatsäch¬ 
lich prognostiziert werden kann. Lax for¬ 
muliert könnte man sagen, der makro¬ 
ökonomische Effekt (natürlich nicht der 
mikroökonomische, für die Konzernbi¬ 
lanzen) ist gleich null. Und das wäre 
wahrscheinlich immer noch die güns¬ 
tigste Variante. 

Denn worin soll der Effekt bestehen, 
wenn aus den erzielten Unternehmens¬ 


gewinnen ein deutlich geringerer Teil an 
den Staat abgeführt wird? Der Gewinn 
wird dadurch nicht größer, sondern nur 
anders verteilt. Statt in der Staatskas¬ 
se landet er auf den (Offshore-)Konten 
der Aktionäre, Banken und Investment¬ 
gesellschaften. „Die Gewinne von heu¬ 
te sind die Investitionen von morgen 
und die Arbeitsplätze von übermorgen“ 
(Helmut Schmidt), lautet der nächs¬ 
te angebotstheoretische Glaubenssatz. 
Bekanntlich ein ebenso großer Unfug, 
der von der These ausgeht, dass Geld 
„knapp“ ist und entweder sinnloserweise 
in den Taschen der normalen Bürger lan¬ 
det und für Konsum verbraten wird oder 
eben von findigen und weiterdenkenden 
Unternehmern zu Investitionen in neue 
Produkte und Produktionen, also für die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze verwandt 
werden kann. 

Allerdings, Geld ist nicht „knapp“, 
zumindest nicht bei jenen, die von den 
Steuergeschenken der Republikaner 
profitieren sollen. Im Gegenteil. Es gab 
noch nie so viel davon. So viel, dass es, 
weil es keine profitable Anlage in der 
Real Wirtschaft mehr findet, ein gewal¬ 
tiges parasitäres Finanzcasino hervor¬ 
gebracht hat. Dessen steigender Anteil 
am BIP wird durch die Steuergeschenke 
weiter steigen, aber außer vielleicht den 
Börsenjobbern hilft das niemandem. 

Real fehlt es dort, wo Geld dringend 
gebraucht wird und seit Jahrzehnten zu 
wenig vorhanden ist: In der Bildung, im 
Gesundheitssystem, in der öffentlichen 
Infrastruktur. Und hier sind die - ne¬ 
gativen - makroökonomischen Effekte 
beträchtlich. Und wenn auch die positi¬ 
ven Versprechen des „Tax Cuts and Jobs 
Act“ mehr als windig sind, die negativen 
Wirkungen auf den US-Haushalt sind es 
nicht. Das „Tax Policy Center“ schätzt 
den Effekt auf den Anstieg der Staats¬ 
verschuldung im Zeitraum 2018-27 auf 
1,7 Billionen US-Dollar, im Zeitraum 
2028-37 auf 4,2 Billionen. Falls US-Prä- 
sident Donald Trump tatsächlich jemals 
vorgehabt hat, das Land zu modernisie¬ 
ren und die Infrastruktur des Landes zu 
restaurieren - dies ist der sicherste Weg 
genau das zu verhindern. 

Klaus Wagener 


Bei Bootsunglücken vor der libyschen 
Mittelmeerküste sind in der vergange¬ 
nen Woche mindestens 50 Migranten 
umgekommen, mehrere hundert Men¬ 
schen seien vor dem Ertrinken gerettet 
worden, wie Hilfsorganisationen mit¬ 
teilten. 

Ein Sprecher der libyschen Küsten¬ 
wache berichtete, dass rund 60 Kilome¬ 
ter westlich der Hauptstadt Tripolis ein 
Notruf aufgefangen worden sei. Etwa 
30 Menschen seien tot aus dem Wasser 
gezogen worden, nachdem ihr Schiff ken- 
terte. 44 Menschen - vor allem aus Soma¬ 
lia - seien gerettet worden. Kurz darauf 
seien am gleichen Ort über 110 Men¬ 
schen aus einem Boot aufgenommen und 
zurück nach Libyen gebracht worden. 

Ein Sprecher des UNO-Flüchtlings- 
kommissariats UNHCR berichtete von 
einem weiteren Zwischenfall, der sich 
letzte Woche in der Nacht von Mittwoch 
auf Donnerstag ereignet haben soll. Da¬ 
bei seien etwa 20 Menschen ertrunken, 
als sie von einem überfüllten Schlauch¬ 
boot über Bord gegangen seien. 

Hilfsorganisationen wie die Hilfsor¬ 
ganisation „Ärzte ohne Grenzen“ weisen 
auf eine zunehmende Behinderung bei 
der Suche nach Flüchtlingen vor Libyen 
hin. So rettete z.B. das Hilfsschiff „Aqua- 


rius“ mehr als 400 Menschen, die mit ei¬ 
nem Holzboot in Seenot geraten waren. 
Die EU sieht solche Aktionen nicht ger¬ 
ne, vor allem darum nicht, weil die Ret¬ 
ter sich nicht an ihre Abschottungspoli¬ 
tik halten. 

Seit letzter Woche Mittwoch waren 
laut Berichten der italienischen Küs¬ 
tenwache und von Hilfsorganisationen 
mehr als 1100 Menschen gerettet wor¬ 
den. „Die Menschen, die mit der jüngs¬ 
ten Welle angekommen sind, befinden 
sich in einem sehr schlechten Zustand“, 
sagte der UNHCR-Sprecher. Viele Mi¬ 
granten, die sich bis zu eineinhalb Jahre 
in libyschen Haftzentren befunden hät¬ 
ten, wiesen u.a. Spuren von Folter und 
Gewalt auf. 

Die UNO hatte die EU-Hilfen für 
die libysche Küstenwache zum Abfan¬ 
gen von Migranten kritisiert. Nach un¬ 
bestätigten libyschen Angaben befinden 
sich rund 20 000 Menschen in Lagern, im 
September waren es noch 7 000 gewesen. 

Die Internationale Organisation für 
Migration (IOM) bezeichnete das Mit¬ 
telmeer als die „mit Abstand tödlichste 
Grenze“ weltweit. In diesem Jahr sind 
bereits über 3 000 Menschen bei dem 
Versuch umgekommen Europa zu er¬ 
reichen. Imö 
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Stahlwerker 

haben die Faxen dicke 

R und 8 000 Beschäftigte aus allen deutschen Stahlstandorten von Thyssen-Krupp waren am Don¬ 
nerstag letzter Woche auf der Straße. Sie demonstrierten im rheinland-pfälzischen Andernach ge¬ 
meinsam für eine sichere Zukunft ihrer Werke und Arbeitsplätze. 

Die meisten der Stahlwerker kamen aus dem Ruhrgebiet und dem Siegerland. Allein aus Duisburg 
reisten Beschäftigte von Thyssen-Krupp Steel Europe (TKSE) in 35 Bussen an, um mit ihren rheinland- 
pfälzischen Kolleginnen und Kollegen amThyssen-Krupp-Stahlwerk Rasselstein in Andernach gegen die 
Fusionspläne des Konzerns zu protestieren. 

Seit September wissen die Beschäftigten, dass der Thyssen-Krupp-Konzern seine Stahlsparte mit 
dem indischen Stahlunternehmen Tata in einem Joint Venture zusammenbringen will. Aber immer noch 
schweigt der Konzernvorstand sich darüber aus, welche konkreten Pläne er für die deutschen Standor¬ 
te hat. Nur, dass schon bald mindestens 2 000 Arbeitsplätze allein bei TKSE und genauso viele bei Tata 
wegfallen sollen, steht seit langem als Drohung im Raum. 

IG Metall und Betriebsräte von Thyssen-Krupp haben große Zweifel, dass die Fusionspläne den deut¬ 
schen Stahlwerken und ihren Beschäftigten sichere Perspektiven bieten. 

Sowohl Thyssen-Krupp als auch Tata sind hoch verschuldet. Auf Tata lasten hohe Pensionsverpflich¬ 
tungen für Beschäftigte in Großbritannien. Beide Unternehmen wollen Schulden in dem neuen Gemein¬ 
schaftsunternehmen verklappen: Tata 2,5 Milliarden und TKSE vier Milliarden. Thyssen-Krupp will auf 
diese Weise seine Konzernbilanz von den Altlasten des Brasilienabenteuers entlasten. „Die Stahlwerke 
wollen nicht die Bad Bank von Thyssen-Krupp werden“, sagt Wilhelm („Willi“) Segerath, der Konzern¬ 
betriebsratsvorsitzende. IGM/UZ 
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Olaf Matthes über die Mitte, die nach rechts rückt 

Wie die AfD wirkt 


D ie ganz große Koalition steht. 
Union, SPD, FDP und Grü¬ 
ne konnten sich noch nicht auf 
eine Koalition einigen - aber die Ge¬ 
spräche über Jamaika oder Groko ha¬ 
ben gezeigt: Die neue Bundesregierung 
wird hart gegen Flüchtlinge Vorgehen, 
sie wird die asoziale Politik gegen die 
Mehrheit der Menschen im Land fort¬ 
setzen, sie wird eine Regierung des 
Rechtsrucks sein. 

Was ist demokratisch am großen 
Spiel, das Parteien ins Parlament bringt 
und Funktionäre zu Ministern macht? 
Am Ende, das zeigt die ganze Geschich¬ 
te des Parlamentarismus, setzt sich die 
Politik durch, die die beste ist, um die 
Profitmacherei der Konzerne zu ver¬ 
walten. Aber sie setzt sich nicht direkt 
durch, sondern über einen Umweg: Den 
Umweg der „öffentlichen Meinung“, 
der Stimmung, der Abstimmung. Solan¬ 
ge die arbeitenden Menschen nicht im 
eigenen Interesse an diesem Spiel teil¬ 
nehmen (um es zu beenden), sind sie 


Stimmvieh, eine Masse, die die Oberen 
mit Vorurteilen und „Sachzwängen“ da¬ 
hin treiben, wo sie sie haben wollen. 

Zu den angeblichen Sachzwängen 
gehört, dass die letzten Regierungen 
die Menschen arm gemacht und die öf¬ 
fentlichen Einrichtungen kleingespart 
haben. Zu den Umständen gehört, dass 
vielen Menschen erst klar geworden ist, 
dass es uns in Deutschland nicht so gut 
geht wie Merkel behauptet, als viele 
Flüchtlinge kamen: Als auch die Flücht¬ 
linge billige Wohnungen brauchten, als 
die Jugendämter mit weniger Personal 
mehr Kindern helfen sollten, als in zu 
großen Schulklassen manche Kinder 
gar kein Deutsch konnten. Haben die 
Flüchtlinge den sozialen Wohnungs¬ 


bau zerstört, öffentliche Einrichtungen 
kaputtgespart, zu wenige Lehrer ein¬ 
gestellt? Die hilflose Hoffnung: Ohne 
Flüchtlinge finde ich leichter eine Woh¬ 
nung, eine Arbeit, ein Leben in sozialer 
Sicherheit. Das rassistische Vorurteil ist 
nur noch der Stock, mit dem die rech¬ 
ten Hetzer die Hilflosen zur Bundes¬ 
tagswahl getrieben haben. 

In den Jamaika-Sondierungen hat 
der Grüne Cem Özdemir von Patrio¬ 
tismus geschwafelt und der CSU-For- 
derung nach einer Obergrenze von 
200 000 Flüchtlingen im Jahr unter an¬ 
derem Namen zugestimmt. Horst See¬ 
hofer war bereit, mehr Flüchtlingen 
zu erlauben, ihre Familien nachzuho¬ 
len, als er vorher gefordert hatte - da 


sagte Christian Lindner für die FDP, 
dass er nun die CSU-Forderung zum 
Familiennachzug übernehmen wolle. 
Die Willkommensmutti Merkel macht 
die 200 000-Grenze zur Bedingung für 
eine neue Koalition mit der SPD - und 
die SPD wird, wenn sie ihrer Basis ge¬ 
nug Theater vorgespielt hat, dieser 
Obergrenze zustimmen und ein paar 
kosmetische soziale Maßnahmen als 
ihre Handschrift im Koalitionsvertrag 
feiern. So funktioniert das Spiel: Die 
staatstragenden Parteien wollen nicht 
noch mehr Wähler an die AfD verlie¬ 
ren, und deshalb verwandeln sie nur zu 
gerne jede Vorlage von Rechts in Regie¬ 
rungspolitik. Vor allem deshalb sind die 
halben und ganzen Nazis der AfD so 


gefährlich: Weil sie die Antreiber sind, 
die der „Mitte“ den Vorwand liefern, 
um weiter nach rechts zu rücken. 

Für die Kommunistinnen heißt das: 
Um der AfD das Wasser abzugraben, 
kann es keinen Schulterschluss mit den 
Pseudodemokraten in Ministersesseln 
geben. Die Kommunisten kämpfen ge¬ 
gen die Bundesregierung. Um die ras¬ 
sistischen Vorurteile zurückzudrängen, 
hilft keine moralische Empörung. Die 
DKP leistet ihren Beitrag, um für die 
gemeinsamen Interessen aller arbei¬ 
tenden Menschen im Land zu kämp¬ 
fen. Gegen die Angst und die Hilflosig¬ 
keit hat sie kein einfaches Rezept, nur 
eine schwierige Einsicht: Der einzige 
mühsame Ausweg führt über unzähli¬ 
ge kleine Kämpfe, in denen die Arbei¬ 
terklasse ihre eigenen Organisationen 
aufbauen, ihre eigene Weltanschauung 
verbreiten, ihre eigenen Ziele erkennen 
kann. Ein Leben in Sicherheit, Frieden 
und Solidarität wird es nur im Sozialis¬ 
mus geben. 


Naziskandale in der Bundeswehr passen schlecht zum aufregenden Menschenrechtskarrierekrieger-Image, das Kriegs¬ 
ministerin von der Leyen ihrerTruppe verpassen möchte. Damit die Hakenkreuze nicht mehr so auffällig in den Kasernen 
rumhängen, hat sie den 
Entwurf für einen neu¬ 
en Traditionserlass vor¬ 
gelegt. Angehörige der 
Naziwehrmacht sollen 
nur dann in der Bun¬ 
deswehrgeehrt werden, 
wenn sie Widerstand 
geleistet haben - oder 
„besondere Verdienste 
um den Aufbau der 
Bundeswehr“ hatten. 

Natürlich waren es alte 
Nazis, die die Bundes¬ 
wehr aufgebaut haben. 

Von der Leyen mag es 
nicht zugeben, aber die 
Tradition der faschisti¬ 
schen Wehrmacht prägt 
die Bundeswehr. 

Auch die NVA, die Armee 

der DDR, begründe keine Tradition der Bundeswehr. Diese Armee haben nicht alte Nazis, sondern KZ-Häftlinge, Spani¬ 
enkämpfer, Wehrmachtsdeserteure aufgebaut. Ihre Soldaten leisteten ihren Eid oft an Gedenkstätten der faschistischen 
Verbrechen, wie auf dieser Briefmarke abgebildet, in der KZ-Gedenkstätte Sachsenhausen - sie waren auf Antifaschismus 
und die bewaffnete Verteidigung des Friedens eingeschworen. Wir geben von der Leyen recht: Mit dieserTradition hat die 
Bundeswehr nichts zu tun. om 


Gebrochene Flügel 

Die SPD wird ihre Chance auch diesmal nicht nutzen • Kolumne von Georg Fülberth 



Uwe Koopmann zu der Sperrklausel bei Kommunalwahlen in NRW 

Stimmenklau gescheitert 


Als der Kanzlerkandidat Schulz im 
Februar 2017 andeutete, er wolle den 
Schröder-Ballast der SPD abwerfen, 
ging ein Aufatmen nicht nur durch sei¬ 
ne Partei: Plötzlich meldeten sich jun¬ 
ge Leute und wollten Mitglied werden. 
Dann redete Schulz vor Spitzenvertre¬ 
tern der Wirtschaft, sagte nichts, was 
ihnen hätte Angst machen können, 
und doch rührte sich keine Hand zum 
Beifall. Er hatte verstanden, sprach 
nicht über eine Vermögensteuer und 
Umverteilung von oben nach unten, 
sondern schwadronierte nur allgemein 
von sozialer Gerechtigkeit. Die Quit¬ 
tung kam am 24. September. 

Im Moment der Niederlage gab 
Schulz bekannt, die SPD werde in 
die Opposition gehen. Andrea Nahles 
sprach etwas von „in die Fresse hau¬ 
en“. Dann scheiterte die „Schwam- 
pel“. Noch einmal redeten Nahles und 
Schulz darüber, aus einer neuen Gro¬ 
ßen Koalition werde nichts. Das hätte 
bedeutet: entweder ein Minderheits¬ 
kabinett Merkel oder Neuwahlen. 

Die erste Variante wäre günstig für 
die SPD gewesen. Sie hätte die Min¬ 
derheitsregierung vor sich hertreiben 
können. Vielleicht wäre die Kanzlerin 
gezwungen gewesen, Deals zu machen, 
bei denen sie auch sozialdemokrati¬ 
sche Forderungen hätte berücksich¬ 
tigen müssen. Da das keine bequeme 
Lösung für sie wäre, wirbt sie weiter 
für eine Große Koalition. Manche 
meinen, sie habe ein Druckmittel in 
der Hand: Neuwahlen, bei denen die 
SPD vielleicht noch weiter abstürzen 
werde. Das wäre allerdings die Dro¬ 
hung mit einem Papierschwert: die¬ 
selbe Gefahr besteht ja auch für die 
Union. 


Bedenkenträger weisen darauf hin, 
dass die SPD-Kasse leer ist, sodass ein 
Wahlkampf ihr finanzielle Schwierig¬ 
keiten machen werde. Auch habe man 
keinen geeigneten Kanzlerkandidaten, 
Schulz sei verbrannt. Aber es gibt doch 
Andrea Nahles. Springt sie ihren ra¬ 
dikalen Phrasen hinterher, könnte sie 
als Spitzenkandidatin einen resoluten 



Georg Fülberth 


Wahlkampf führen. Wäre sie glaub¬ 
würdig, könnte das mobilisieren. Ge¬ 
wiss werden die Mainstream-Medien 
gegen die SPD hetzen und die Uni¬ 
on bekommt, worauf diese verzichten 
muss: riesige Spenden - ein ungleicher 
Kampf. Den aber wird zunächst immer 
führen müssen, wer gründlich etwas 
ändern will. 

Hier liegt das Problem. Seine nähe¬ 
re Betrachtung zeigt, weshalb die vor¬ 
stehend referierten Hoffnungen lee¬ 
re Phantasterei waren. Man könnte 
Karl Valentin zitieren: „Mögen täten 
wir schon wollen, aber dürfen haben 


wir uns nicht getraut.“ Vorsicht ist kei¬ 
ne Feigheit, sondern einer Partei, die 
die Interessen kleiner Leute zu ver¬ 
treten vorgibt, durchaus angemessen. 
Dann sollte man ihnen aber auch kei¬ 
ne falschen Hoffnungen machen, nicht 
große Sprüche klopfen, hinter denen 
nichts steht. 

Die Zaghaftigkeit von Schulz und 
Nahles ist verständlich, wenn man er¬ 
misst, wie schwer es wäre, wenn sie 
ihren flotten Sprüchen tatsächlich ge¬ 
recht werden wollten. Sie müssten sich 
mit dem Kapital anlegen. Das würde 
bedeuten: zunächst wahrscheinlich 
neue Wahlniederlagen, auf Bundes¬ 
ebene eine lange Zeit der Opposition, 
gründlicher Bruch mit einer Vergan¬ 
genheit, deren Vertreter(innen) noch 
immer in der Partei stark sind. 

Gern lässt sich die SPD an ihre 
„staatspolitische Verantwortung“ er¬ 
innern, deretwegen sie wieder in die 
Große Koalition müsse. Der wird sie 
aber dann nicht gerecht, falls sie auf¬ 
grund einer solchen Entscheidung 
noch kleiner wird und als so genann¬ 
te Volkspartei ausfällt. Bis vor einiger 
Zeit hat ihre Führung den Begriff der 
staatspolitischen Verantwortung an¬ 
ders ausgelegt: Man dürfe der AfD 
im Bundestag nicht die Oppositions¬ 
führerschaft überlassen. Das gilt jetzt 
wohl nicht mehr. 

Für den Fall, dass die Führung wie¬ 
der mitregieren will, hat sie angekün¬ 
digt, dass eine Mitgliederabstimmung 
darüber entscheiden wird. Ausweis¬ 
lich von Umfragen ist gegenwärtig 
noch eine Mehrheit dagegen. Gelingt 
es schließlich, sie umzudrehen, würde 
die SPD vollends eine Partei mit ge¬ 
brochenen Flügeln. 


SPD, CDU und Grüne im Düsseldor¬ 
fer Landtag hatten eine temporäre su¬ 
pergroße Koalition geschmiedet, um 
die Kommunalwahlen zu reglementie¬ 
ren. So wollten sie die Verfassung kna¬ 
cken. Jetzt sind sie damit gescheitert: 

In NRW gab es eine 5-Prozent- 
Sperrklausel, die von Gerichts wegen 
am 6. Juni 1999 als nicht demokratie¬ 
konform aufgehoben wurde. Der neue 
Anlauf der drei „großen“ Parteien mit 
dem Titel „Kommunalvertretungsstär¬ 
kungsgesetz“ sieht eine Sperre von 2,5 
Prozent vor. Um keine Angriffe gegen 
das Gesetz fürchten zu müssen, wurde 
von der übergroßen Landtagsmehr¬ 
heit großes Geschütz aufgefahren: Das 
Wahlrecht sollte im Rahmen der Ver¬ 
fassung geändert werden. Damit wären 
dann die kleinen Parteien und Einzel¬ 
bewerber, die bei Kommunalwahlen 
unter 2,5 Prozent bleiben, für immer 
weg vom Fenster - abgesichert werden 
sollte das in der Landesverfassung in 
Artikel 78 Absatz 1 Satz 3. 

Um die Verfassung für diese Ziel¬ 
setzung zu ändern, hätten gravierende 
Argumente vorgetragen werden müs¬ 
sen. Aber das, was von den Rechts¬ 
vertretern der großen Drei vorgetra¬ 
gen wurde, genügte dem Maßstab des 
Verfassungsgerichtshofes (VerfGH) 
nicht: Der Ratssaal wäre zu vielfältig 
bestückt, die Sitzungen würden zu lan¬ 
ge dauern, das wäre alles zu lästig und 
von Ehrenamtlern nicht zu leisten. Als 


Wütende Kollegen protestieren gegen 
die Entlassungspläne des Siemens- 
Managements. Da ist es der Beruf ei¬ 
nes Obersozialdemokraten, auf Kund¬ 
gebungen markige Sprüche zu klopfen: 
„Asozial“ hat Martin Schulz den Stel¬ 
lenabbau genannt. Thomas de Maiziere 
kann die Siemens-Pläne, Werke im Os¬ 
ten plattzumachen, „nicht nachvollzie¬ 
hen“ - als Konservativer formuliert man 
gesetzter. Eigentlich. 

Thomas 4 Cousin Lothar, als letzter 
Ministerpräsident der DDR an deren 
Zerstörung beteiligt, beklagt, dass das 
Siemens-Management das Vertrauen 
in die so genannte soziale Marktwirt¬ 
schaft untergrabe. Und: „Heute beneh¬ 
men sich Unternehmer zunehmend so, 
wie man es früher im Marxismus-Leni- 
nismus-Unterricht gelernt hat.“ 

Der Siemens-Vorstandsvorsitzende 
Joe Kaeser kontert: Die Regierung sei 
für den Stellenabbau verantwortlich. 
Durch die Energiewende seien sei¬ 
nem Konzern die Käufer für Turbinen 
in Kohle- und Atomkraftwerken ab¬ 
handen gekommen, nun müssten eben 
Werke geschlossen werden, schreibt er 
in einem Brief an Martin Schulz. Kaeser 
hat Grund sich aufzuregen: Die chine¬ 
sischen Konkurrenten von Siemens 


Zeugen für die Belastung der Man¬ 
datsträger wurden die Bürgermeister 
bemüht. Sie, die Mitglieder von SPD 
und CDU sind und verschiedentlich 
von Koalitionen mit den Grünen ge¬ 
tragen werden, bestätigten natürlich 
die Bedenken ihrer Parteifreunde. Fa¬ 
zit: die Ratsversammlungen seien nicht 
mehr handlungsfähig. 

Der Verfassungsgerichtshof kon¬ 
terte scharf: „Die gesetzgeberische 
Prognose drohender Funktionsstörun¬ 
gen aufgrund einer parteipolitischen 
Zersplitterung entbehrt einer tragfä¬ 
higen, in tatsächlicher und rechtlicher 
Hinsicht vollständigen Grundlage.“ In 
der Pressemitteilung des VerfGH heißt 
es: „Die Sperrklausel bewirke die Un¬ 
gleichgewichtung der Wählerstimmen 
hinsichtlich ihres Erfolgswertes, da 
Stimmen für solche Parteien und Wäh¬ 
lervereinigungen, die an der 2,5-Pro- 
zent-Hürde scheiterten, ohne Einfluss 
auf die Sitzverteilung blieben.“ 

Anders ausgedrückt: Jeder Sitz 
im Rathaus, der danach nicht an die 
kleinen Parteien geht, würde an SPD, 
CDU oder Grüne gehen. 

Die DKP spricht von Stimmen¬ 
klau und begrüßt die Entscheidung 
des VerfGH Münster. Nicht nachvoll¬ 
ziehbar ist allerdings, dass die Aufhe¬ 
bung der Sperrklausel nicht für die 
Wahlen zu den Bezirksvertretungen 
und zur Regionalversammlung Ruhr 
gelten soll. 


werden von ihrer Regierung ganz or¬ 
dentlich unterstützt, um neue Märkte 
zu erobern. 

Da könnte man den Eindruck krie¬ 
gen, dass sich Konzerne und Regie¬ 
rungen wirklich so verhalten, wie es in 
verstaubten ML-Büchern steht. Dort 
nennt man das Staatsmonopolistischen 
Kapitalismus: Die großen Konzerne 
und der Staat wachsen zusammen, weil 
die Profitjäger sich nur mit Hilfe der 
politischen Macht gegen ihre Konkur¬ 
renz auf der ganzen Welt durchsetzen 
können. Joe Kaeser kann deshalb den 
Vorwurf der „Verantwortungslosigkeit“ 
an Martin Schulz zurückgeben: Er ent¬ 
ziehe sich schließlich selbst der Verant¬ 
wortung, weil sich die SPD noch etwas 
feiern lässt, bis sie Merkel wieder zur 
Kanzlerin wählt. In seinem Brief warnt 
Kaeser davor, dass „China und Indien“ 
„zuletzt lachen“ könnten, wenn die Re¬ 
gierung die deutschen Konzerne nicht 
ausreichend zu Diensten ist. 

Auch das wissen wir aus dem ML- 
Unterricht: Er muss sich keine Sorgen 
machen. Wenn es darauf ankam, haben 
die SPD-Chefs den kämpfenden Kolle¬ 
gen noch immer erklärt, warum sie für 
ein Bündnis mit dem deutschen Kapital 
die Füße stillhalten sollen. 


Gerd Ziegler zu einem Streit unter Freunden 

Asozialpartnerschaft 
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Neulich auf der Bettkante 


Zu den Marxistischen Blättern, Heft 6-17 


A lso eine „Gute-Nacht-Lektüre“ 
sind die „Marxistischen Blät¬ 
ter“ 6-17 irgendwie nicht! Aber 
wer will auch schon mit der ganzen 
Arbeiterklasse ins Bett? Doch um ge¬ 
nau die geht es in den neuen „MBs“: 
„Klasse - Demokratie - Arbeiterbe¬ 
wegung? 

Und wo die einen behaupten, 
die Arbeiterklasse verschwindet (so 
sehr, dass sie in die Ritze des heimi¬ 
schen Doppelbetts abtaucht), analy¬ 
siert Heinz Bierbaum im ersten Arti¬ 
kel der Themenstellung: „Von einem 
Verschwinden der industriellen Ar¬ 
beiterklasse (...) kann jedoch nicht 
die Rede sein.“ ( S. 26) Sie verände¬ 
re sich und um den wirklichen Ver¬ 
änderungen nachzugehen, sei es not¬ 
wendig, die Entwicklung der Arbeit 
zu beleuchten. Und das tut er dann 
auch, der Professor aus Saarbrücken 
und beschränkt sich nicht darauf: es 
seien auch die Veränderungen auf der 
Kapitalseite, also der Unternehmens¬ 
politik aufzugreifen, wie sie sich durch 
die Entwicklung hin zum Finanzkapi- 
talismus ergeben. 

Wenn wir uns dann verständigt 
haben, dass die Arbeiterklasse nicht 
verschwunden ist, so ist wohl auch die 
Frage erlaubt, was sie denkt - falls sie 
denkt. Und vor allem: warum sie so 
denkt, wie sie denkt. Der Philosoph 
Dominico Losurdo beschreibt, wie 
zwei „Patriarchen des Neoliberalis- 
mus“ ( S. 30) das ideologische und 
politische Gegengewicht zur Sowjet¬ 
union entwickelten und stellt dar, wie 
bereits im 19. Jahrhundert der Kampf 
um die Köpfe erfolgte. „Seitdem 
stand im Zentrum des Kampfes um 
die Macht wohl die Kontrolle der Ge¬ 
danken, aber vor allem die der Gefüh¬ 
le, und eine solche Kontrolle konnte 
erreicht bzw. aufrechterhalten wer¬ 
den, indem man sich in erster Linie 
des ,Unbewussten 4 bediente. 44 (S. 36) 
Ja, sie wird beeinflusst, die Arbei¬ 
terklasse, und es gibt „die entsetzli¬ 
che Macht des multimedialen Feuer¬ 
werks“ ( S . 39). Aber warum gelingt es 
ihr dann doch immer wieder, sich zur 
Wehr zu setzen, zu kämpfen, in Bewe¬ 
gung zu kommen? Dieser Frage geht 
der Belgier Brecht De Smet nach an¬ 
hand der ägyptischen Arbeiterklas¬ 
se mit der „Mahalla-Bewegung“. Er 
beschreibt die Phasen der Bewusst¬ 
seinsentwicklung der dortigen Bewe¬ 


gung und versucht diese mit Grams- 
ci (kennt man doch) und Vygotskij 
(kennt man eher nicht) zu abstrahie¬ 
ren. Wenn dann jedoch von der „Form 
der Heterolepsis für andere Arbeiter“ 
die Rede und der „Übergang vom 
Synkretismus zum Denken“ Gegen¬ 
stand der Betrachtung ist, wird die 
ungeübte UZ-Leserin, gefolgt vom 
UZ-Leser, mit Schweißperlen auf der 
Stirn die Bettkante verlassen und das 
Lexikon zu Rate ziehen müssen. 

Wo wir dann schon beim aufrech¬ 
ten Gang sind: 

Weitere Artikel der Marxisti¬ 
schen Blätter beschäftigen sich mit 
den gewerkschaftlichen und betrieb¬ 
lichen Kämpfen der Arbeiterklasse: 
Oliver Jonischkeit wirft den Blick 
auf 70 Jahre Weltgewerkschaftsbund 
und schätzt optimistisch ein: „Trotz 
der Stärke des Imperialismus ha¬ 
ben die klassenorientierten Gewerk¬ 
schaften in den letzten zehn Jahren 
an Bedeutung gewonnen“. Geht es 
in diesem Artikel um Strategien, die 
sich mit den Ursachen, dem kapita¬ 
listischen System, auseinandersetzen, 
heben Uwe Fritsch u. a. die Besonder¬ 
heit der Kampfbedingungen im VW- 
Konzern hervor: hier seien mit der 
„qualifizierten Mitbestimmung“, dem 
VW-Gesetz und dem hohen gewerk¬ 
schaftlichen Organisationsgrad zahl¬ 
reiche Erfolge erzielt worden - im 
Rahmen und trotz der gravierenden 
Veränderung/Internationalisierung 
des Konzerns. „Ziel einer verantwor¬ 
tungsvollen und an den Belangen 
der Beschäftigten ausgerichteten Po¬ 
litik ist es, sich mit nachvollziehbaren 
Positionen und gegebenenfalls auch 
betriebswirtschaftlich überzeugen¬ 
den Alternativen mit der Politik des 
Unternehmens und seiner Strategie 
auseinanderzusetzen 44 (S. 72) Dieser 
Satz dürfte den einen oder die andere 
erschlafft auf die Bettkante zurück¬ 
sacken lassen: Weht da ein schwüler 
Hauch von Sozialpartnerschaft in den 
„Marxistischen Blättern“ oder ist dies 
nur die Darstellung der besonderen 
Situation in einem der weltweit größ¬ 
ten Industriekonzerne? 

„Gut dass wir verglichen haben 44 
lautete vor einigen Jahren ein prä¬ 
mierter Werbeslogan: Wir blättern 
ein paar Seiten weiter und widmen 
uns dem Artikel „Der Kampf um ge¬ 
setzliche Regelungen und Tarifverträ¬ 


ge 44 (Jan van Hagen). Hier geht es um 
die Mobilisierbarkeit der Pflegekräfte 
in Krankenhäusern zugunsten eines 
„Tarifvertrags Entlastung“, die Erfol¬ 
ge in den Kämpfen, aber auch um die 
Rückschläge und Schwierigkeiten in 
den gewerkschaftlichen Auseinander¬ 
setzungen. Spannend ist hier nicht nur 
die Beschreibung des Ringens um die 
richtige Aktionsform („Aktionstag 
Händedesinfektion 44 Unterschriften¬ 
listen, Überstundenverweigerung...). 
Das Besondere an dieser Auseinan¬ 
dersetzung ist auch, dass sie an „zwei 
Fronten“ ausgetragen wird: Nämlich 
gegen die Krankenhausträger (Tarif¬ 
vertrag) einerseits und gegen „die Re¬ 
gierungsvertreter“ (gesetzliche Rege¬ 
lung) andererseits. 

Diese Nummer der „Marxisti¬ 
schen Blätter“ beschäftigt sich aus¬ 
weislich des Titels mit der Arbeiter¬ 
bewegung. Dass es diese gibt und wo¬ 
mit sie sich beschäftigt, darüber geben 
Georg Polikeit und Pierre Laurent in 
jeweils einem Artikel mit Blick auf 


Frankreich Auskunft. Der National¬ 
sekretär der Kommunistischen Par¬ 
tei Frankreichs Laurent kommt nach 
Darlegung der sozialen und ideologi¬ 
schen Auseinandersetzungen und der 
Möglichkeiten breiter(er) Bündnisse 
zu der Erkenntnis, dass die Demokra¬ 
tiefrage neu bewertet werden muss: 
„Ich bin davon überzeugt, dass der 
Kampf für die Demokratie, für neue 
Rechte und Befugnissen auf allen 
Gebieten zum Zentrum des Klassen¬ 
kampfes geworden ist.“ (S. 96) Eine 
solche deutliche Akzentuierung dürf¬ 
te in Aussagen anderer kommunisti¬ 
scher Parteien so nicht zu ünden sein. 

Nicht unbekannt wird den deut¬ 
schen Leserinnen die Einschätzung 
des kommunistischen Gewerkschafts¬ 
aktivisten Bruce Bostick aus den USA 
Vorkommen: „Die aktuelle Periode ist 
eine Periode der Abwehrkämpfe ...“ 
(S. 102) Er berichtet aus dem Trump¬ 
geprägten Land von einer organisier¬ 
ten Arbeiterbewegung, die mit unge¬ 
fähr 12 Prozent nur einen kleinen Teil 


vertritt. Es gehe darum, in eine nächs¬ 
te „Phase der Auseinandersetzungen“ 
zu kommen. Einige Forderungen und 
Ziele, die für diese Phase hilfreich sein 
können, werden im Artikel genannt. 
Auch hier wird - ähnlich wie im Arti¬ 
kel des französischen Genossen - die 
Notwendigkeit zum Kampf um die 
Demokratie betont („eine Demokra¬ 
tie der Arbeiterklasse, in der neue In¬ 
stitutionen und Kontrollen notwen¬ 
dig sein werden“, S. 107), ohne diese 
jedoch zum „Zentrum des Klassen¬ 
kampfes“ zu erheben. 

Darf s ein bisschen mehr sein, in 
den „Marxistischen Blättern“? Ja, es 
darf: Unter „Aktuelles 44 „Positionen“ 
und weiteren Rubriken gibt es noch 
einiges Lesenswertes. 

Nun steht der Leser wie elektri¬ 
siert in der Vertikalen seines Bettes. 
Aus gut unterrichteten Kreisen ver¬ 
lautet: die nächsten „MBs“ sind schon 
in Bearbeitung! Endlich legt er sich 
hin und murmelt: man kann sie auch 
abonnieren ... Ulrich Macher 
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Paris, Oktober 2017 : Protest gegen Präsident Macrons neues Arbeitsgesetz 


Muss Kapitalismus zum Faschismus führen? 

Für breite Bündnisse gegen Rechts 


Georg Fülberth schrieb: „Kapitalismus 
führt zum Faschismus - Kapitalismus 
muss weg! So lautete ein Slogan der 
1968er-Bewegung in der Bundesre¬ 
publik.“ Dieser Slogan wird derzeit 
wieder mehr verwendet. „Er benennt 
eine Möglichkeit: Kapitalismus kann 
zum Faschismus führen, ist aber keine 
Zwangsläuügkeit. Es gibt auch nichtfa¬ 
schistischen Kapitalismus: Denken wir 
an die skandinavischen Staaten, Groß¬ 
britannien und die USA, die niemals 
faschistisch waren. Wer meint, gegen 
Faschismus könne nur gekämpft wer¬ 
den, wenn zugleich DER Kapitalismus 
beseitigt werde, verurteilt sich gegen¬ 
wärtig, da der Kapitalismus nahezu 
weltweit gesiegt hat, zum Nichtstun. 
Dann wäre aktueller Antifaschismus 
nur eine Sache z.B. von Bürgerlichen 
und Christen, die das Nötige gegen Fa¬ 
schismus zu tun versuchen, auch wenn 
dadurch der Kapitalismus nicht ver¬ 
schwindet. Den Antikapitalisten blie¬ 
be da ausschließlich Däumchendre¬ 
hen 44 Auch der Leitantrag zum DKP- 
Parteitag sieht den antifaschistischen 
Kampf vor allem unter dem Gesichts¬ 
punkt, dass der „Maßstab für den Er¬ 
folg“ sei, „die Werktätigen durch die 
Mobilisierung für ihre eigenen Interes¬ 
sen gegen das Kapital“ in den Kampf 
zu führen. Also nur „ Antikapitalismus 
führe zum Erfolg?“ 


Marx und Engels kannten noch 
keinen Imperialismus und Faschismus, 
kennzeichneten allerdings das Frank¬ 
reich unter Napoleon Bonapartes III. 
Herrschaft (1852-1870) als einen Staat, 
„der nichts anderes als ein mit parla¬ 
mentarischen Formen verbrämter, mit 
feudalem Besitz vermischter und zu¬ 
gleich schon von der Bourgeoisie be¬ 
einflusster, bürokratisch gezimmerter, 
polizeilich gehüteter Militärdespo- 
tismus“ ist. (Marx, Kritik des Gotha¬ 
er Programmentwurfs (1875), MEW, 
Bd. 19, S. 29) Sie schlossen daraus, dass 
für die Überwindung des Kapitalis¬ 
mus unbedingt Zustände erforderlich 
sind, die einer demokratischen Repu¬ 
blik entsprechen. Der Faschismus bie¬ 
tet unmittelbar keine Möglichkeit der 
Überwindung des Kapitalismus, ganz 
im Gegenteil. Das erkannte auch Ernst 
Thälmann, der in seiner letzten Rede 
vor der Führung der KPD am Beginn 
der faschistischen Diktatur betonte, 
„der Sturz der Hitlerregierung und 
der Sieg der proletarischen Revolution 
müssten nicht unbedingt ein und das¬ 
selbe sein.“ (Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 21) 

Der vergessene Parteitag 

In dem Bericht vom 15. Parteitag der 
KPD vom 19./20. April 1946, dem letz¬ 
ten gesamtdeutschen KPD-Parteitag, 


haben die KPD-Politiker Wilhelm 
Pieck, Walter Ulbricht und Anton 
Ackermann die „ernsten Fehler von 
uns in diesen Jahren in unserer Ar- 
beiterpolitik“ am Ende der Weimarer 
Republik herausgestellt. Diese radika¬ 
le Selbstkritik ist bis heute fast unbe¬ 
kannt, das Protokoll des letzten Par¬ 
teitages vor den Parteitagen der SED 
ist kaum zugänglich. Das ist mit ein 
Grund dafür, dass bis heute bei vie¬ 
len Linken der Irrtum herumgeistert, 
es stand 1932/33 der Sturz des Kapita¬ 
lismus unmittelbar auf der Tagesord¬ 
nung und die Kapitalisten hätten Hit¬ 
ler als eine Art Notbremse gebraucht, 
wo sie schon lange vorher mittels 
Notverordnungen herrschten. Jedoch: 
Schon lange vorher wäre eine Politik 
der Arbeiterbewegung notwendig ge¬ 
wesen, die nicht unmittelbar auf anti- 
kapitalistische Umwälzung, sondern 
auf Schaffung und Verteidigung der 
demokratischen Republik gerichtet 
wäre. 

Auf dem 15. KPD-Parteitag wur¬ 
de die „eindeutige Selbstkritik“ aus¬ 
gebreitet, die die Kommunistische 
Partei auf ihrer Brüsseler Konferenz 
1935 erarbeitet hatte: Es sind nicht 
rechtzeitig aus den Veränderungen in 
der Lage im Jahre 1932 die politischen 
Schlussfolgerungen gezogen worden. 
„Die allgemeine Veränderung in der 


Lage erforderte die Konzentration 
und Einigung aller Kräfte auf die Ver¬ 
teidigung der Reste der Demokratie 
und auf die Vernichtung der faschisti¬ 
schen Kräfte. Gleichzeitig wurde nicht 
rechtzeitig erkannt, dass sich die Lage 
in der Sozialdemokratie geändert hat¬ 
te. Durch die Entfernung der Sozial¬ 
demokratie aus den Regierungs- und 
Verwaltungspositionen war die Sozi¬ 
aldemokratie in eine neue Lage ge¬ 
bracht worden, die es leichter möglich 
machte, die sozialdemokratischen Or¬ 
ganisationen für die Schaffung einer 
festen Einheitsfront zu gewinnen.“ In 
den Beschlüssen der Brüsseler Kon¬ 
ferenz wurde gesagt, „dass der Kampf 
um die demokratische Republik das 
strategische Kampfziel ist, für das alle 
antihitlerischen Kräfte in breiter Front 
zusammengeschlossen werden müss¬ 
ten.“ (Aus der Rede Walter Ulbrichts 
vom 19. April 1946 It. „Bericht vom 
15. Parteitag der Kommunistischen 
Partei Deutschlands“ Seite 36/37, Ver¬ 
lag Neuer Weg, Berlin. - Die Brüsseler 
Konferenz fand 1935 bei Moskau statt 
und gilt als 13. Parteitag der KPD.) 

Ebenfalls in „harter Selbstkritik“ 
wurde festgestellt: „Einen weiteren 
grundlegenden Fehler begingen wir 
in der Einschätzung der Sozialdemo¬ 
kratischen Partei, in der wir jahrelang 
unseren Hauptfeind sahen und ge¬ 


gen den wir das Hauptfeuer unseres 
Kampfes auch dann noch richteten, 
als bereits die Faschisten ihre Mord¬ 
banden gegen die Arbeiterklasse führ¬ 
ten 44 (Aus der Rede Wilhelm Piecks auf 
dem 15. Parteitag, It. „Bericht ... “ Sei¬ 
te 193) 

Die demokratische Republik 
gering zu achten - 
ein kapitaler Fehler 

Die Linken sollten heute unbedingt 
darauf aus sein, alte Fehler nicht zu 
wiederholen. Solche Fehler wären, 
nicht die demokratische Republik zu 
verteidigen, den antikapitalistischen 
Umsturz zur unmittelbaren Aufgabe 
zu machen und kein Bündnis auch mit 
nicht antikapitalistischen Bündnis¬ 
partnern zu schaffen. Das heißt An¬ 
tifaschismus auch ohne Beseitigung 
des Kapitalismus. Es hegt mir daran, 
dies hier festzustellen, denn ich werde 
in den Dokumenten sämtlicher Ver¬ 
fassungsschutzämter als der entschei¬ 
dende Repräsentant des kommunisti¬ 
schen Antifaschismus dargestellt, der 
auf die Beseitigung der freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung aus 
sei. 

Ulrich Sander 

Ausführlich wird obiger Beitrag auf 
der Webseite der DKP zu lesen sein. 
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Die Chronistin der Revolution 

Larissa Reissners Reportagen sind neu aufgelegt 

„So eine wie Dich möchten wir so gerne haben. Eine, die liebt und hasst 
und in dem Papierkram das sieht, was er wirklich ist: Handwerkszeug. Du 
bist eine Erfüllung gewesen und eine Sehnsucht. Die Sehnsucht nach ei¬ 
nem, der den Garten Gottes bis zu den Mistbeeten herunter durchwandert, 
scharf abmalt, die Gemälde voller Liebe aufhängt oder den Betrachtern 
um die Ohren schlägt. Einer, der Bescheid weiß und nicht damit prahlt. 

Einer, der aus seinem Wissen eine Waffe macht für uns und für die Milli¬ 
onen Stummer, deren Stimmen nicht gehört werden.“ 

Das klingt wie eine Liebeserklärung und es ist eine. Sie stammt von Kurt 
Tucholsky und gilt der russischen Schriftstellerin und Journalistin Larissa 
Reissner. Als Tucholsky diese Zeilen schrieb, war die Adressatin schon an 
der Tuberkulose gestorben, erst 30-jährig. Was sie in ihre Jahre gepackt hat 
als Revolutionärin, Kommissarin der Roten Flotte, Kundschafterin, das 
hat sie in bildreicher Sprache in ihren Reportagen aus dem Bürgerkrieg, 
aus Afghanistan und den Fabriken im Ural beschrieben. 

Der Promedia Verlag hat diese Berichte mit dem Titel „Oktober“ neu he¬ 
rausgebracht. Reissners Stil ist mit dem folgenden Auszug besser Umrissen 
als durch eine herkömmliche Rezension. 


Kultursplitter 


Große Töne 

Brandenburg unterstützt in diesem Jahr 
öffentlich geförderte Musikschulen mit 
rund 5,1 Millionen Euro - doppelt soviel 
wie im Vorjahr. Derzeit beteiligen sich 
mehr als 4 000 Schüler aus rund 170 Mu¬ 
sikklassen von 66 Grund- und Förder¬ 
schulen. Wie man es schaffen will, dass 
ab dem nächsten Jahr rund 33 000 Kin¬ 
der und Jugendliche unterrichtet werden 
sollen, sagte Kulturministerin Martina 
Münch leider nicht. Denn wenn die hal¬ 
be Summe bisher für die wenigen Schü¬ 
ler mehr schlecht als recht ausreichte, ge¬ 
hört viel Phantasie dazu, achtmal so viele 
Lernwillige mit nur der doppelten För¬ 
dersumme zu unterrichten. Hier scheint 
wieder viel Nebel und eine willige PR- 
Übernahme zu herrschen, von einer se¬ 
riösen Finanzierung ist das Bundesland 
weit entfernt. Die Ministerin (der SPD 
zugehörig) war schon einmal verantwort¬ 
lich für das Ressort, musste aber 2011 
nach zwei wenig erfolgreichen Jahren 
zurücktreten, erst 2016 kam sie wieder 
als Nachrückerin in Amt und Würden zu¬ 
rück. Schon früher war sie bekannt durch 
große Töne, aber auch durch Dissonan¬ 
zen, scheint ihr Markenzeichen zu sein. 

Zweite Wahl 

Aus Ärger über die stockende Erweite¬ 
rung des Kölner Wallraf-Richartz-Mu- 
seums will Stifterin Marisol Corboud 
die als Dauerleihgabe nach Köln ge¬ 
gebenen Bilder abziehen. Der geplan¬ 
te Neubau auf dem benachbarten Ge¬ 
lände soll unter anderem zur Präsen¬ 
tation der Sammlung Corboud genutzt 
werden. Die großzügige Dauerleihga¬ 
be von mehr als 170 Kunstwerken hat¬ 
te der Ehemann, der Schweizer Gerard 
J. Corboud, 2001 getätigt. Seither trägt 
das Wallraf-Richartz-Museum den Zu¬ 
satz „Fondation Corboud“. Die impres¬ 
sionistische Sammlung des Museums 
ist eine der größten deutschlandweit, 
der die Stadt ihren Rang als Kunstme¬ 
tropole verdankt, während Corboud ihr 
eine nicht ganz erstklassige Kollektion 
von Impressionisten und Postimpressi¬ 
onisten angedient hat. Dass der Neubau 
nicht vorankommt, hängt natürlich am 
fehlenden Geld, schlampiger Planung 
und dem Streit der Ratsfraktionen. Sich 
von der Sammlung eines Neureichen, der 
sein Geld mit Immobilien und Finanz¬ 
geschäften gemacht hat, so vorführen zu 
lassen, ist beschämend. Die Impertinenz 
der Witwe, für ihren zusammengetrage¬ 
nen Haufen auch noch medial aufzu¬ 
trumpfen, sollte die Stadt großzügig be¬ 
antworten und die Dame nebst Samm¬ 
lung ziehen lassen. 

Bestes Kino 

Ein Mann und eine Frau. Mitten auf ei¬ 
nem nebligen Rollfeld. Die Entschei¬ 
dung. Was wird aus uns? - „Uns bleibt 
immer Paris.“ Der gebrochene Held gibt 
seine große Liebe frei - für etwas Größe¬ 
res als sein Glück. Schmerz in Schwarz¬ 
weiß. Dann hebt das Flugzeug ab. Rick 
Blaine bleibt zurück mit gebrochenem 
Herzen, aber als moralischer Sieger. Die 
Rolle für Humphrey Bogart. Sie hat ihn 
unsterblich gemacht. Und Ingrid Berg- 
man als Ilsa Lund in ihrer wunderschö¬ 
nen Zerrissenheit wurde durch diesen 
Film ein Weltstar. Ins Kino kam der 
Film vor 75 Jahren parallel zur Alliier¬ 
tenkonferenz von Casablanca. Beinahe 
wäre alles anders gekommen. „Casablan¬ 
ca“ wäre nur einer von vielen US-Propa- 
gandafilmen geworden - wenn nicht alles 
zufällig gepasst hätte. Die Mehrheit der 
Schauspieler war vor den Faschisten ge¬ 
flohen und in Hollywood gelandet. Con¬ 
rad Veidt, Peter Lorre, Paul Henreid und 
Curt Bois, bis in die kleinste Nebenrolle 
atmete der Film Echtheit. Auch wenn die 
Kulisse aus einem anderen, zweitklassi¬ 
gen Film stammte. Der Film wirkt immer 
noch. Schöner-trauriger war Kino selten, 
seitdem ist jedes Bild ein Poster, viele Di¬ 
aloge ein Zitat. Ein Film, für den der Be¬ 
griff Klassiker erfunden zu sein scheint. 
Auch wenn Bogart in der Schlussszene 
auf einer Kiste stehen muss. Der berühm¬ 
te letzte Satz fiel dem Regisseur übrigens 
auch erst nach den Dreharbeiten ein, er 
wurde nachvertont. Zum Glück. Für die 
Zuschauer. Und das Kino. „Ich glaube, 
dies ist der Beginn einer wunderbaren 
Freundschaft, Louis.“ Uns bleibt immer 
Casablanca. Herbert Becker 


Man gab mir Mantel, Hosen Stiefel, 
führte zwei Kavalleriepferde vor, aber, 
mein Gott, wie soll man sich auf dieses 
wilde Biest setzen? Von rechts oder von 
links, und was macht man dann mit den 
Beinen und mit den nicht ohne boshaf¬ 
te Absicht angeschraubten angeschraub¬ 
ten mächtigen Sporen? Wir reiten im 
Schritt, es geht. Dann im Trab - Angst 
und Schrecken. Und wir haben vierzig 
Kilometer vor uns. 

Am ersten Tage meiner Bekannt¬ 
schaft mit dem roten Fuchs begann un¬ 
sere zärtliche Freundschaft, die im gan¬ 
zen drei Jahre dauerte. Weit hinter der 
Wolga, dicht am Eisenbahndamm, wird 
das Pferd plötzlich unruhig. Ich gebe ihm 
einen Schlag mit der Gerte: die nervö¬ 
sen Ohren zittern, das heiße Auge schielt 
mich an - es geht nicht vom Fleck. Auch 
die uns begleitenden Kavalleristen ma¬ 
chen halt und lachen mich aus. Und 
plötzlich erheben sich unmittelbar vor 
uns nacheinander drei Säulen aus dem 
Boden, drei staubige rote Donnerschlä¬ 
ge: drei Tote. Wir bogen in den Wald ein. 

Es gab hier viele verwundete Bäume, 
mit einem sonderbar kreischenden Ge¬ 
räusch fielen die Geschosse ins Dickicht. 

Die Bäume stehen still da, wie zum 
Tode verurteilt, erstaunlich still und ge¬ 
rade. Und ebenso still liegen die Men¬ 
schen auf einer kleinen Waldwiese un¬ 
ter roten, duftenden Fichten. Die Sol¬ 
daten und zwei Kommandeure neben 
ihrer verstummten, lauernden Batterie. 
Sie waren gerade beim Mittagessen. Im 
glutheißen Rasen dampften die Suppen¬ 
schüsseln, zwei und drei Menschen zu¬ 
gleich aßen aus einer Schüssel. Sie frag¬ 
ten uns, aus irgendeinem Grunde flüs¬ 
ternd, als fürchteten sie sich, die kleine 
Wildwiese zu verraten, nach unseren 
Passierscheinen und boten uns dann an, 


an ihrem Mittagmahl teilzunehmen. Es 
ging ein komischer Geruch von ihrer 
Suppe aus: sie roch nach Kohlbrühe und 
Walderdbeeren, die allenthalben zwi¬ 
schen dem dünnen trockenen Lanzen¬ 
gras hervorleuchteten. In der Stille, als 
irgendwo draußen, weit hinterm Walde, 
ein schwarz verräucherter und fast tau¬ 
ber Artillerist mit Hilfe einiger Zahlen 
und seines tierischen Instinkts unseren 
dunkel geahnten Zufluchtsort suchte - 
in der Zwischenpause, als die an ihren 
Fleck gefesselten Fichten Atem holten -, 
hörte man irgendwo in unserer nächs¬ 
ten Nähe das unschlüssige Trillern eines 
Waldvogels. Es wird wohl eine Meise ge¬ 
wesen sein. Ein Triller, ein zweiter, und 
es wird wieder still. Die Soldaten hören 
auf zu essen und horchen aufmerksam in 
den Wald. Der eine setzt eine geschäftig 
rennende Ameise auf seinen Löffel und 
betrachtet sie mit schwerer, konzentrier¬ 
ter Aufmerksamkeit. Und alle fühlen 
sich leichter, als wieder ein unsichtba¬ 
res Geschoss heulend über unsere Köpfe 
streicht und im Dickicht krepiert, weiße, 
harzige Späne der zerschmetterten Fich¬ 
ten um sich sprühend. Nicht erwischt, 
vorbei - und alle Löffel sind wieder in 
der Suppe. 

Wir reiten weiter durch den verzau¬ 
berten, toten Wald, bis am Waldsaum 
große verlassene Sommervillen auf¬ 
tauchen. Hinter den Häusern liegt der 
Eisenbahndamm - er sieht seltsam aus. 
Einzelne Waggons stehen zu zweit, zu 
dritt, weit voneinander entfernt, als ob 
sie miteinander „Zauberer“ spielten, als 
wenn man sich nur abzuwenden brauch¬ 
te, damit sie wieder weiterlaufen, um 
dann, beim ersten Blick, den man ihnen 
zuwirft, wieder wie überrascht in unge¬ 
schickten Stellungen stehenzubleiben. 
Hier und da liegen tote Pferde, und die¬ 


ser ganze öde, verlassene Ort wird nur 
von Zeit zu Zeit von einfallenden Ge¬ 
schossen belebt. 

Der Stab ist in nächster Nähe, in ei¬ 
ner Villa an der Bahnstation. Ungefähr 
eine Stunde, nachdem wir sie verließen, 
fand ihn endlich eine entfernt liegende 
Batterie: einer unserer besten Komman¬ 
deure, Genosse Jüdin, kam dabei ums 
Leben. Aber als wir dort waren, kurz 
vorher, lebte er noch, hat uns selbst 
empfangen. Und in den letzten Stunden 
seines gesteigert pulsierenden, bis zum 
Platzen gespannten Lebens füllten wir 
einige rasche, sachlich-herbe Minuten 
aus. Er prüfte unsere Papiere, ließ sie vor 
sich auf dem Tisch liegen, ließ uns Essen 
und Betten geben. Und während wir uns 
erholten und Tee tranken, rief im Neben¬ 
zimmer (diese Sommerhäuser sind leicht 
gebaut) jemand telefonisch den revoluti¬ 
onären Kriegsrat in Swijaschsk an: 

„Kennen Sie eine Reissner? ... Ja, 
Reissner? Sie haben ihr den Passier¬ 
schein gegeben? Ja? Es ist gut... Ja, wir 
dachten ... Na ja ... bleiben Sie gesund! 
Schluss.“ 

Der Mensch, der in irgendwelchen 
Geschäften in eine Bank gerät, fühlt 
sich anfangs immer als Dieb. Gitter, 
einbruchsichere Sehränke, dicke Kas¬ 
senbücher, tadellos gebohnertes Par¬ 
kett - diese ganze vergitterte Höflich¬ 
keit schnappender Schlösser vermutet 
in jedem Besucher einen Einbrecher 
und Gauner. Und in dem Augenblick, 
als das Telefon sich über eine gewisse R. 
erkundigte, kam mir auf einmal in den 
Sinn, dass mein ganzes Benehmen ver¬ 
teufelt unglaubwürdig und das Äußere 
verdächtig sein müsse. Der Teufel hol‘s, 
und die Stimme? Ich sagte laut vor mich 
hin: „Ich gehe nach Kasan mit einem ge¬ 
heimen Aufträge“ - eine fremde, falsche 
Stimme, es ist doch klar: eine Spionin. 

In der Abenddämmerung kam Ge¬ 
nosse Jüdin zu uns ins Zimmer. Sein Ge¬ 
sicht war fast gar nicht zu sehen, aber die 
ganze Gestalt - die groben weiten Galli- 
fethosen, die Sporen, die gelassen in den 
Taschen ruhenden Hände - machte ei¬ 
nen freundschaftlichen Eindruck. Nach¬ 
dem er uns noch ein wenig ausgefragt, 
riet er uns, die Reise sofort fortzusetzen, 
wenn wir nun einmal ein so verzweifelt 
dummes Unternehmen begonnen hät¬ 


ten. „Leben Sie wohl, ich hoffe, wir se¬ 
hen uns noch.“ Er drückte uns fest die 
Hand und mochte sich dabei gedacht 
haben, dass wir diesen Wald wohl kaum 
lebendig verlassen würden. Der hinter 
seinem Rücken stehende Tod lächelte 
zynisch in die Finsternis hinein. 

Ich prüfte trübselig meine riesigen 
Stiefel und Hosen und bemerkte dabei, 
dass auch der Rotarmist, der uns den 
Tee brachte, mein Äußeres nicht min¬ 
der interessiert betrachtete: „Genosse 
Madame, lass uns tauschen: du gibst mir 
deine Montur und ich dir richtige Frau¬ 
enkleidung - mit Falten und Federn.“ 

Und er brachte von irgendwoher, 
von dem Dachboden wahrscheimlich, 
ein elegantes Pariser Korsett, tadellose 
Hosen eines Kammerherrn und, zu mei¬ 
nem Glück, ein dunkles Damenkostüm. 
Das Gold des Kammerherrnrocks fun¬ 
kelte bald auf dem mageren Gesäß eines 
Botenjungen, das rosafarbene Korsett 
gefiel einem Rotarmisten so sehr, dass 
er es anprobierte, während Mischka und 
ich aus dieser Maskerade als dermaßen 
anständige Bourgeois hervorkamen, 
dass schon der nächste Wachtposten 
uns trotz aller Parolen, Dokumente und 
Passierscheine glattweg verhaftete. Der 
wütende Mischka wurde unter Beglei¬ 
tung zurück zum Stab befördert, und als 
er endlich wieder da war, war es schon 
ganz finster geworden. Zum Abschied 
gab uns der Posten einen guten Rat: 
dem Eisenbahndamm sorgfältig fern¬ 
zubleiben und den Weg durch den Wald 
zu nehmen. „Hier aber“ - die Schienen 
leuchteten unangenehm aus der Dun¬ 
kelheit - „wird man euch im Handum¬ 
drehen niederknallen.“ 

Einige Stunden stillen Waldwegs. 
Wir begegneten unterwegs einer Pa¬ 
trouille - zwei Kavalleristen. Im Dun¬ 
keln jagten wir einander einen großen 
Schreck ein. 

Wir unterhielten uns ein wenig, ge¬ 
nossen die Wärme des menschlichen 
Gespräches, dann ging es weiter. 

Larissa Reissner: Oktober. Aufzeichnun¬ 
gen aus Russland und Afghanistan in 
den 1920er Jahren. Promedia 2017, 320 
S. Print: 24,- Euro. ISBN: 978—3-85 371— 
429-4. E-Book: 19,99 Euro. ISBN: 978-3- 
85371-858-2. 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 


Andre Scheer 
Kampf um Venezuela 

Hugo Chävez und die 
Bolivarianische Revolution 

Am Dezember 1982 gründeten drei 
Offiziere die „Revolutionäre Bolivari¬ 
anische 200“. Einer von ihnen: Hugo 
Rafael Chävez Frias, geboren am 28. Juli 1954. 

Wie die Ereignisse in Venezuela ihren Lauf nahmen, ist 
uns (weitgehend!) bekannt. Wenn auch in der Zwischen¬ 
zeit viel geschehen ist, so ist es doch nützlich, einen Blick 
in die Anfänge der Bewegung zu werfen. Das vorliegende 
Buch schildert das Geschehen bis zum Jahre 2004. 

Neue Impulse Verlag 2004, kartoniert, 169 Seiten, mit 
einem Dokumententeil, verlagsneu, 3,-- Euro 

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 
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Domenico Losurdo 
WENN DIE LINKE FEHLT... 

Gesellschaft des Spektakels, Krise, Krieg 

Während sich auch in entwickelten Ländern soziale Ungleichheit 
verschärft, folgt international ein »kleiner Krieg< auf den ande¬ 
ren - und es drohen gar größere Konflikte. Wie rechtfertigt die 
>Spektakelgesellschaft< die Kriegspolitik? Und warum glänzt die 
westliche Linke durch Abwesenheit? 

ISBN 978-3-89438-651-1 | 373 Seiten | € 19,90 


Annette Groth/Norman Paech/ Richard Falk (Hg.) 
PALÄSTINA-Vertreibung, Krieg und Besatzung 
Wie der Konflikt die Demokratie untergräbt 

Autorinnen aus Israel, Palästina, den USA und der BRD stellen 
den Siedlungsbau, die massiven Einschränkungen durch Check¬ 
points und Mauer, die Lage in Gaza, die Rolle der UNO und den 
Abbau demokratischer Rechte dar. Und sie zeigen die Legitimität 
zivilen Widerstands. 

ISBN 978-3-89438-654-2 | 284 Seiten | € 16,90 
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Florence Herve/Melanie Stitz (Hg.) 

WIR FRAUEN 2018 
Taschenkalender 

Übersichtliches Kalendarium, viel Platz für Eintragungen, prakti¬ 
scher flexibler Kunststoffeinband. Jede Menge Fotos, Gedichte 
und Prosatexte sowie Buchtipps, Adressen und Internet-Links. 
Dazu Informatives und Spannendes aus Gegenwart und Ge¬ 
schichte, Politik, Kunst und Kultur. 

ISBN 978-3-89438-629-0 | 240 Seiten | € 11,90 
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Zur antimonopolistischen 
Strategie 

Beiträge zur Diskussion des Leitantrages zum 22. Parteitag 



Zur Dialektik unserer Strategie 


Wie in der Diskussion in der DKP mehr¬ 
fach richtig dargestellt wurde, besteht 
die Aufgabe einer Kommunistischen 
Partei darin, die Strategie und Taktik zu 
entwickeln, um die Arbeiterklasse aus 
ihrem unbewussten Dasein heraus in die 
sozialistische Revolution zu führen. In 
diesem Sinne antwortete Rosa Luxem¬ 
burg Eduard Bernstein auf seine For¬ 
mel - „Das Ziel ist mir nichts, die Be¬ 
wegung alles“ - mit den Worten: „Die 
Eroberung der politischen Macht bleibt 
das Endziel, und das Endziel bleibt die 
Seele des Kampfes“ 

Zugleich nannten Karl Marx und 
Friedrich Engels aber in der deutschen 
Ideologie „den Kommunismus die wirk¬ 
liche Bewegung, welche den jetzigen Zu¬ 
stand aufhebt“. Ist das ein Widerspruch? 
Natürlich! Ein dialektischer. Weder Karl 
Marx noch Friedrich Engels noch Rosa 
Luxemburg haben die „wirkliche Bewe¬ 
gung“ und das „Endziel“ einseitig gegen- 


Ich begrüße den Leitantrag als einen 
wichtigen Schritt, unsere aktuelle Stra¬ 
tegie zu bestimmen, insbesondere da 
meines Erachtens Lenins Imperialis¬ 
mustheorie als Grundlage genommen 
wird. 

Als Mangel empfinde ich aber, dass 
über die Rolle der Ideologie der Klas¬ 
senversöhnung innerhalb der Arbei¬ 
terklasse und der dahinter stehenden 
Kräfte keine systematische Aussage 


Wir haben in unserem Dortmunder 
Kreisverband den Leitantrag des Bun¬ 
desvorstands diskutiert. Die dabei zu 
Tage getretenen Meinungsdifferenzen 
waren dergestalt, dass ich mich zu die¬ 
sem Beitrag gedrängt fühle. Ich fürchte, 
die Situation in unserer Kreisorganisa¬ 
tion ist nicht singulär. (...) 

In vielen Teilen, so war jedenfalls 
der Eindruck hier in Dortmund, wird 
der Antrag den Bedürfnissen der Ge¬ 
nossinnen nach politischer Analyse und 
Orientierung nicht wirklich gerecht. 
Grob formuliert: Ihre Probleme kom¬ 
men im Antrag kaum vor. Es wird über 
das reale Leben „hinwegtheoretisiert“. 
Der Analyseteil 

Der Analyseteil A I-III (26-454) ver¬ 
sucht eine historische, periodisierende 
Imperialismusanalyse bis etwa 2010, 
dazu eine Klassenanalyse und eine Be¬ 
schreibung der Produktivkraftentwick¬ 
lung (297-454). Ein reichlich ambitio¬ 
niertes, dazu nicht gerade auf kollekti¬ 
ver Diskussion fußendes Unterfangen, 
welches - nach Jahren nur schwach 
entwickelter Bildungsarbeit - in einem 


übergestellt, sondern beide stets in einen 
Zusammenhang gebracht. 

Dass uns dies heute bei der Behand¬ 
lung unserer politischen Probleme sehr 
schlecht gelingt, scheint mir ein Grund 
zu sein für die tiefen Zerwürfnisse in 
unserer Partei. Über die Ziele unserer 
Bewegung, die Formen des Übergangs 
zum Sozialismus und die allgemeinen 
Grundsätze unserer Strategie wird in 
sehr abstrakter Form gestritten. Ihnen 
gegenüber stehen unterschiedliche Er¬ 
fahrungen der „wirklichen Bewegung“, 
die entweder kaum betrachtet oder zu 
einseitigen Schlussfolgerung verallge¬ 
meinert werden. 

Die schwierige Aufgabe, den Zu¬ 
sammenhang zwischen „wirklicher Be¬ 
wegung“ und dem „Endziel“ in der Ge¬ 
staltung unserer Strategie und Taktik 
herzustellen, leistet auch der Leitantrag 
des Parteivorstandes nicht. Insofern ich 
einen Versuch dazu suche, finde ich ihn 


getroffen wird. So heißt es im Leit¬ 
antrag: „Das kapitalistische Monopol 
ist die Verbindung von ökonomischer 
Macht zum Zweck der Erlangung von 
Extraprofit, die sich politisch als Ten¬ 
denz zum Militarismus, zum Krieg und 
zur Verneinung der Demokratie bis 
hin zum Faschismus ausdrückt.“ 

Nach Lenin ermöglicht der Extra¬ 
profit dem Imperialismus aber auch, 
Teile der Arbeiterklasse durch Privi- 


Antrag naturgemäß nur unzureichend 
machbar ist. Durch den vorgeschalteten 
Abschnitt, der die „Grundlagen unse¬ 
rer antimonopolistischen Strategie“ ge¬ 
wissermaßen a priori postuliert, drängt 
sich beim Lesen der Eindruck auf, es 
wird gegen eine nicht explizit genann¬ 
te Position, welche eben diese Strate¬ 
gie infrage stellt, argumentiert. Der 
Analyseteil erscheint dadurch wie eine 
nachgeschobene Legitimationssschrift. 
Auch wenn seine Kernaussagen wenig 
in Zweifel stehen, entsteht dennoch der 
Eindruck, als solle eher ein Basispapier 
für die ideologische Festigung, eine Art 
„Grundsatzerklärung light“ formuliert 
werden, statt einer politische Leitlinie 
der Partei zwischen zwei Parteitagen. 
(...) 

Antimonopolistische Strategie 
Vielleicht konnte man dem Thema „an¬ 
timonopolistische Strategie“ nicht aus- 
weichen. Leider ist die Debatte hierzu 
häufig ein Musterbeispiel politischer 
Scholastik. Als Robert und Willi die¬ 
ses Strategiekonzept entwickelten, war 
die Welt eine andere. Es gab den real 


im letzten Absatz: „Die DKP ist heute 
zu schwach und zu wenig in der Klasse 
verankert. Deshalb ist der Kampf um die 
Reorganisation und Stärkung der DKP 
von entscheidender Bedeutung.“ 

Nur hätte diese Feststellung nicht 
den Schluss, sondern den Ausgangs¬ 
punkt der Erarbeitung einer Strate¬ 
gie und Taktik bilden müssen. Und das 
Quäntchen Pessimismus, das die Ein¬ 
sicht enthält, dass wir uns reorganisieren 
müssen, genügt nicht, um die „wirkliche 
Bewegung“ abzubilden. Dazu gehört aus 
meiner Sicht - und wie ich viele Debat¬ 
tenbeiträge verstehe -, die verschiede¬ 
nen und gegensätzlichen Erfahrungen 
aufzugreifen, die unsere Genossen in 
ihrer politischen Arbeit machen. 

Es gehört wenig Gespür dazu, fest¬ 
zustellen, dass antimonopolistische 
Bündnisarbeit ein bestimmtes Maß an 
Organisation und eine gewisse Anzahl 
Mitglieder vor Ort erfordert und dass 

legien an sich zu binden. Dazu finde 
ich im im Leitantrag zu wenig. 

Natürlich kämpfe ich um die 
„Einheit der Arbeiterklasse“, z. B. in¬ 
dem ich mit linken Sozis gegen die 
AfD vorgehe (und streite mich mit 
ihnen, dass entsprechend auch die 
CSU mit ihrer „völkischen“ Politik 
angegriffen werden muss). Auf der 
anderen Seite „schone“ ich die glei¬ 
chen Sozis in der Frage der Kriegs¬ 
politik der SPD (ich stelle es im 
Antifa-Bündnis nicht in den Vor¬ 
dergrund), greife aber ihren dritten 


existierenden Sozialismus, eine starke 
sowjetische Armee, ein militärisches, 
atomares Patt. Es gab starke nationale 
Befreiungsbewegungen und real exis¬ 
tierende, wenn auch reformistische 
Arbeiterbewegungen in den imperi¬ 
alistischen Staaten. Eine nichtimpe¬ 
rialistische Perspektive war auch für 
Bürgerliche vorstellbar. Das alles ist 
Geschichte. Der europäische Reformis¬ 
mus hat die Fronten gewechselt und ist 
zum Vorkämpfer der neoliberalen Ge¬ 
genreformation geworden. Die margi- 
nalisierte Arbeiterbewegung kämpft 
partielle, strategisch zusammenhanglo¬ 
se Abwehrkämpfe auf häufig verlore¬ 
nem Posten. Für einen antimonopolis¬ 
tischen Bündnisansatz ins bürgerliche 
bzw. kleinbürgerliche Lager, so wichtig 
der wäre, ist auf absehbare Zeit die Ge¬ 
schäftsgrundlage entfallen. (...) 

Die Bedeutung der Niederlage 
Vor nahezu 30 Jahren hat der Sozia¬ 
lismus, die Arbeiterbewegung, ja die 
Menschheit insgesamt eine ihrer ka¬ 
tastrophalsten Niederlagen hinneh¬ 
men müssen. Viele haben diese Phase 


diese Voraussetzungen zunächst ge¬ 
schaffen werden müssen - auch wenn 
das bedeutet, sich zunächst nur an Ar¬ 
beiter und keine anderen antimonopo¬ 
listischen Schichten zu wenden. Ebenso 
einsichtig ist es, dass eine Parteigruppe, 
die über Abgeordnete in kommunalen 
Parlamenten verfügt, aber sonst keine 
anderweitigen Strukturen besitzt, „zi¬ 
vilgesellschaftliche Gestaltungsspiel¬ 
räume“ ausnutzt, auch wenn das wiede¬ 
rum bedeutet, dass die Grenzen des Ka¬ 
pitalismus und sein politischer Rahmen 
dabei nicht überschritten werden. Und: 
Soll man nun in einem Zustand der Re¬ 
organisation beide Handlungsoptionen 
beschneiden und beiden die gleiche po¬ 
litische Orientierung auferlegen? 

Das erste ist aus meiner Sicht Un¬ 
sinn, das zweite eine Frage des richtigen 
Verhältnisses von Strategie und Taktik. 
Was nicht gleich ist, kann auch nicht 
gleich behandelt werden, aber das heißt 
nicht, dass verschiedene Dinge nicht et¬ 
was Gemeinsames enthalten können. 
Wie bereits geschrieben: Die gegensätz- 


Bürgermeister öffentlich an, weil der 
sich erblödete, bei einer Gedenkver¬ 
anstaltung zu behaupten, die deut¬ 
schen Soldaten der Weltkriege sei¬ 
en „für Deutschland gefallen“. Und 
dies nicht „pazifistisch“, sondern mit 
Nennung der wirklichen Kriegstrei¬ 
ber und was Karl Liebknecht dazu 
äußerte. (Noch nie wurde ich von 
so vielen Sozis so herzlich bei der 
nächsten l.-Mai-Demonstration be¬ 
grüßt.) Solche Begrüßungen wärmen 
das Herz, aber mache ich die richtige 
Politik gegenüber den linken Sozis? 


nicht bewusst miterlebt, vielleicht ihre 
Bedeutung nicht wirklich realisiert. Es 
gibt offenbar eine Neigung, die Frage 
nach unseren Schwierigkeiten und rela¬ 
tiven Erfolglosigkeit voluntaristisch zu 
beantworten. (...) 

Wende (730ff) 

So wichtig es wäre, wenn es den pro¬ 
gressiven Kräften, der Arbeiterbewe¬ 
gung gelänge, aus ihrer historischen 
Defensive herauszukommen - eine 
Wende, also die Fähigkeit, die Initiati¬ 
ve zumindest taktisch zurückerobern zu 
können, wieder partiell in die Offensive 
zu kommen, ist weit jenseits der aktuel¬ 
len Möglichkeiten. (...) 

Rolle des Nationalismus als 
Spaltungsinstrument im Interesse 
der Monopole (598-652) 

Der Nationalismus, die „nationale Fra¬ 
ge“, ist eines der umstrittensten Themen 
in der deutschen Linken. Die faschis¬ 
tische Vergangenheit ebenso wie der 
staatstragende PR-Antifaschismus, ein 
Kernelement des Narrativs des deut¬ 
schen Imperialismus zur Wiedererlan¬ 
gung seiner europäischen Vormacht¬ 
stellung, haben die linken Abwehr¬ 
reflexe zum Nationalismus zu einem 
kanonisierten Essential der „Political 


Widersprüche nutzen 


Basispapier statt politischer Leitlinie 


„Wird der Entwurf der politischen Lage gerecht?“ 


Der Leitantrag zum 22. Parteitag muss 
sich der Frage stellen: „Wird der Ent¬ 
wurf der politischen Lage gerecht?“ 
Nur wenn das der Fall wäre, lohnte das 
Feilen an Begriffen und Absätzen. Ich 
nehme als Beispiel zur Überprüfung 
den Absatz „Der Charakter der Krise 
2007“: Diese Krise wird beschrieben 
als „typische Überproduktions- und 
chronische Überakkumulationskrise“, 
als „weltweite Krise“ und als „Um¬ 
bruchkrise der Weltwirtschaft“. 

Abgesehen davon, dass hier drei völ¬ 
lig verschiedene Krisenbegriffe anein¬ 


ander gereiht werden: Was ist damit zur 
Analyse der konkreten Situation ausge¬ 
sagt, in der diese Krise entstand? Nichts! 

Analysieren wir dagegen die reale 
Wirtschaft im Jahr 2007/2008, so sehen 
wir drei Dinge: 

★ eine seit mehreren Jahren zurückge¬ 
hende Bruttolohnquote am deutschen 
BIP (im Jahr 1993 lag sie bei 72,9 Pro¬ 
zent, 2008 bei 64,5 Prozent), 

★ einen seit der Jahrhundertwende 
kontinuierlich ansteigenden Export¬ 
überschuss vor allem in die europäi¬ 
schen Nachbarländer, 


★ einen ebenfalls seit Jahrzehnten an¬ 
haltenden Rückgang des Arbeitszeit¬ 
volumens der deutschen Gesellschaft. 

Diese Erscheinungen gilt es im Zu¬ 
sammenhang zu begreifen und deren 
Ursachen aufzudecken! 

Wenn die Bruttolohnquote so stark 
abgesunken ist, dass dies 2008 allein 
einen Bruttolohnverlust von etwa 200 
Mrd. Euro ausmachte (kumuliert über 
die Vorjahre waren es mehr als 1 Bil¬ 
lion Euro), bedeutet das auch riesige 
Einnahmeverluste in den Sozialversi¬ 
cherungen. 


Es wäre jetzt genau zu analysie¬ 
ren, wie es zu diesem Absinken der 
Bruttolohnquote kommen konnte! 
Davon findet sich kein Wort im Ent¬ 
wurf! 

Gleiches gilt für das Entstehen 
des seit Jahren zweistelligen Mil- 
liarden-Exportüberschusses der 
deutschen Volkswirtschaft und für 
die Folgen daraus für die Import¬ 
länder. 

Auch hier schweigt der Entwurf. 
Die Arbeitszeitfrage, die in den Zu¬ 
sammenhang der Krise von 2007/2008 


liehen Erscheinungen der „wirklichen 
Bewegung“ dürfen nicht einseitig ver¬ 
allgemeinert werden, wie die allgemei¬ 
ne (antimonopolistische) Strategie nicht 
abstrakt, sondern in den Formen ihrer 
Ausgestaltung unter verschiedenen Be¬ 
dingungen entwickelt werden muss. 

Ich halte daher eine Analyse des Zu¬ 
standes unserer Partei hinsichtlich des 
Organisationsgrades, der Zusammen¬ 
setzung oder der politischen Arbeit ih¬ 
rer Organisationen für notwendig. Nur 
so lassen sich ihre Meinungsverschieden¬ 
heiten als Ausdruck einer sehr verschie¬ 
denen Praxis begreifen. Der Parteitag 
sollte den Leitantrag und den Unverein¬ 
barkeitsbeschluss nicht verabschieden - 
sondern einen Beschluss fassen, dass eine 
solche Analyse erarbeitet wird und als 
Grundlage einer Strategieentwicklung 
dient, die die Debatte um den Leitan¬ 
trag aufnimmt, aber auf die Praxis unse¬ 
rer Partei bezieht und von daher unse¬ 
rer Strategie und ihre unterschiedlichen 
(und gegensätzlichen) Formen der Tak¬ 
tik entwickelt. Roman Stelzig, Leipzig 


Ich glaube schon, ich möchte es aber 
wissen. 

Meine Erfahrung ist, dass viele So¬ 
zis heute gegen die Agenda 2010, ge¬ 
gen die Kriegstreiberei ihrer „Spitzen¬ 
genossen“ sind. Wie können wir diese 
Widersprüche systematisch nutzen? 
Dazu bedarf es einer Analyse des Re¬ 
formismus innerhalb der Arbeiter¬ 
klasse in Deutschland und wie damit 
umzugehen ist. Das benötigen wir, um 
unsere Strategie bestmöglich durch 
Agitation und Propaganda verbreiten 
zu können. Gregor Thaler, Augsburg 


correctness“ gemacht. Der Abschnitt 
vermeidet daher wohl auch eine ana¬ 
lytische Betrachtung und verlegt sich 
ziemlich prinzipeil argumentierend auf 
die Funktion, „die Rolle“ der „reaktio¬ 
nären und faschistischen Kräfte“. Wobei 
„nationaler Nihilismus“ als Unterstüt¬ 
zung der imperialistischen Offensive 
ohne Erläuterung abgelehnt wird. Das 
kann kaum befriedigen. (...) 

Auf dem Weg zum Sozialismus? 

(...) Der Untertitel des Leitantrags 
„Nicht nur die DKP diskutiert über 
den Weg, diesen Kapitalismus zu über¬ 
winden“ suggeriert allerdings eine Lage, 
die es nicht gibt. Wir sind nicht auf ei¬ 
nem wie auch immer gearteten „Weg, 
den Kapitalismus zu überwinden“. Die 
dürre Wirklichkeit ist: Der Kapitalismus 
hat soeben den Sozialismus „überwun¬ 
den“ und wir, die weltweit Übriggeblie¬ 
benen, kämpfen ums nackte Überleben. 
Die historische Ironie besteht darin, ge¬ 
rade in seiner historischen Niederlage 
zeigt sich die objektive Notwendigkeit 
für das Überleben des organisierten 
Marxismus, einer kampfkräftigen Ge¬ 
genmacht, einer realistischen Systemal¬ 
ternative. (...) 

Klaus Wagener, Dortmund 


zu stellen gewesen wäre, wird statt- 
dessen an anderer Stelle zusammen¬ 
hanglos aufgegriffen. 

Wenn der Entwurf also den An¬ 
spruch erheben sollte, der politischen 
Lage gerecht zu werden, kann ich nur 
feststellen, dass dies nicht der Fall ist. 
Was soll aber an einem Entwurf vol¬ 
ler Allgemeinplätze und Phrasen und 
ohne konkreten Bezug zur Wirklich¬ 
keit und ohne eine Analyse dieser 
konkreten Tatsachen punktuell ver¬ 
bessert werden? 

Fritz Sendebeck, Erlangen 
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Kritik des Leitantrages 


Es ist zu begrüßen, dass nun die „Wen¬ 
de zu demokratischem und sozialem 
Fortschritt“ als zentrales Element un¬ 
serer Strategie wiederentdeckt wor¬ 
den ist. Sie war nach dem 20. Parteitag 
schlicht verschwunden, was u.a. von 
uns kritisiert worden ist. Immerhin ist 
das als Absage an besonders linksradi¬ 
kale Positionen zu begrüßen, die ohne 
Übergänge zum Sozialismus kommen 
wollen. 

Es gibt allerdings keinerlei Begrün¬ 
dungen für diesen Zickzackkurs. Oder 
soll die Formulierung von Phasen des 
Imperialismus die Begründung sein? 
Doch diese Phaseneinteilung ist unzu¬ 
reichend. Die kapitalistische Interna¬ 
tionalisierung wird ausgeblendet. Das 
geltende Parteiprogramm widmet die¬ 
ser Entwicklung wichtige Passagen. Mit 
dem vorliegenden Leitantrag werden 
diese Teile des Programms entsorgt. 

Kubanische Marxisten haben in ih¬ 
rem Werk „Imperialismus heute“ die 
Entwicklung von einem nationalen 
staatsmonopolistischen Kapitalismus 
zu Zeiten Lenins zu dem heutigen 
transnationalen Monopolkapitalismus 
beschrieben. Eine korrekte Analyse 
des heutigen Imperialismus ist in der 


Tat für uns ein wichtiger Kompass. Sie 
ist wichtig für das richtige Verständ¬ 
nis des Verhältnisses vom nationalen 
zum internationalen Aspekt unseres 
Kampfes - ein seit Beginn der Pro¬ 
grammdebatte der DKP umstrittenes 
Thema. Die kapitalistische Internati¬ 
onalisierung, die Herausbildung trans¬ 
nationaler Monopole, die qualitative 
Zunahme der Rolle des spekulativen 
Kapitals verändert die Rolle des Staa¬ 
tes. Anders als noch im Leitantrag for¬ 
muliert ist der heutige staatsmono¬ 
polistische Kapitalismus im Zuge der 
Durchsetzung des Neoliberalismus 
eben nicht mehr durch zunehmende 
direkte Wirtschaftstätigkeit des Staa¬ 
tes gekennzeichnet. Heute werden mit 
anderen Formen seines Eingreifens die 
Profite primär des transnational täti¬ 
gen Kapitals und der Finanzoligarchie 
gesichert. 

Die kapitalistische Internationali¬ 
sierung engt die Spielräume für pro¬ 
gressive Veränderungen im Interesse 
von Mensch und Natur im nationalen 
Rahmen ein. Das voranzutreiben ist 
auch das Ziel des Systems der soge¬ 
nannten Freihandelsabkommen, die in 
ihrem Kern Investitionsschutzabkom¬ 


men sind. Sie begründen einen neuen 
Konstitutionalismus, in dem Konzerne 
und Banken völkerrechtlich abgesi¬ 
chert über Staaten gestellt werden und 
mit den neuen Institutionen der Re¬ 
gulatorischen Kooperation maßgeb¬ 
lichen Einfluss auf alle Gesetze und 
Regulierungen der Staaten erhalten. 
Diese Konstruktionen des heutigen 
staatsmonopolistischen Kapitalismus 
werden begleitet von einem Arsenal 
finanzieller Erpressungsmöglichkei¬ 
ten. Demokratische, soziale und öko¬ 
logische Veränderungen von unten sol¬ 
len verhindert werden. Konflikte zwi¬ 
schen den imperialistischen Staaten bei 
diesen Verhandlungen gehen nur um 
die Frage, wer die maximalen Vorteile 
für die eigene staatliche Machtposition 
und die besten Bedingungen für das im 
eigenen nationalen Rahmen niederge¬ 
lassene Kapital erreicht, wobei beides 
miteinander verknüpft ist. 

Die Positionierung zu diesen Ver¬ 
trägen im Leitantrag (Zeilen 919 f.) 
ist daher völlig unzureichend. Es fehlt 
jede Einschätzung der Bewegung ge¬ 
gen diese Verträge, die Massen mobi¬ 
lisierte, äußerst breite Kräfte umfasst, 
sich gegen Konzernmacht (zumindest 


gegen den Machtzuwachs für Konzer¬ 
ne und Banken) richtet, also antimo¬ 
nopolistisch ausgerichtet ist, Teilerfolge 
erreichte und Spuren im gesellschaft¬ 
lichen Bewusstsein hinterlassen hat. 
Eine Bewegung mit dem Potential, die 
Standortlogik in Ansätzen in Frage zu 
stellen. Die internationale Kooperati¬ 
on, mit Schwerpunkt auf der Ebene der 
Länder der EU, erwies sich als ein Mo¬ 
ment ihrer Stärke. 

Im Leitantrag fehlen die vorhande¬ 
nen Bewegungen, ihre Potenzen und 
Grenzen werden nicht benannt, unsere 
Anknüpfungspunkte im widersprüch¬ 
lichen gesellschaftlichen Bewusstsein, 
insbesondere in der differenzierten 
Arbeiterklasse und in den Gewerk¬ 
schaften bleiben ausgespart. Das ist 
ein Zeichen dafür, dass unsere Analy¬ 
se der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
unseres Landes mehr als nur lücken¬ 
haft ist. Daran und nicht in Proklama¬ 
tionen von einer ML-Partei und langen 
Zitaten erweist sich aber, ob eine Partei 
die Lehren von Marx, Engels und Le¬ 
nin auch anwendet und nicht nur als 
Postulat vor sich her trägt. 

Hier drängt sich die Frage auf: 
Fehlt der Aspekt der Internationali¬ 


sierung des Kapitals, weil das der ge¬ 
wollten Beschränkung auf den nati¬ 
onalen Rahmen widerspricht? Hin¬ 
sichtlich der EU bleibt es bei der 
Forderung, dass Deutschland, die vor¬ 
herrschende Macht in der EU, aus die¬ 
ser EU und der Eurozone austreten 
müsse, ohne dass eine gesellschaftli¬ 
che Perspektive jenseits des Austritts 
benannt wird. Mit diesem Beschluss 
hat der letzte Parteitag die Orientie¬ 
rung des Parteiprogramms revidiert, 
dass auch die EU eine Ebene des 
Klassenkampfes ist. In der Zwischen¬ 
zeit gab es immerhin etwas Einsicht 
in die Realität, als auf der 7. Tagung 
des PV der Hinweis von Lucas Zei¬ 
se ernst genommen wurde, die „Ab¬ 
wicklung des Euro und der EU nicht 
in den Vordergrund unserer Politik zu 
stellen“. Denn mit dieser Abwicklung 
wären erhebliche ökonomische Pro¬ 
bleme verbunden. Die vom letzten 
Parteitag beschlossene Position wird 
damit den vorhandenen Realitäten 
in der EU nicht gerecht. Diese Rea¬ 
litäten aber zwingen zu Schlussfolge¬ 
rungen im Sinne einer Rückkehr zum 
Parteiprogramm. 

DKP Minden 


Digitalisierung und Produktivkraftentwicklung 


Im Abschnitt A III des Leitantrags, in 
der Beschreibung der wissenschaft¬ 
lich-technischen Entwicklung seit den 
1950er Jahren, erscheint die so genann¬ 
te digitale Revolution lediglich als 
„eine von mehreren Bausteinen der 
Etappe“ (Leitantrag, Z. 30lf.). Das wird 
ihrer Bedeutung nicht gerecht. Kaum 
eine der genannten Errungenschaften 
wäre ohne die „digitale Revolution“ 
möglich gewesen bzw. vorangetrieben 
worden. Das hat seinen Grund. 

Es war hellsichtig von Marx, in sei¬ 
ner Analyse der großen Maschinerie 
neben Werkzeug- und Bewegungs¬ 
maschine den Transmissionsmecha¬ 
nismus herauszuschälen. Während die 
(erste) industrielle Revolution ihren 
Ausgang von der Werkzeugmaschi¬ 
ne nahm („welche die revolutionierte 
Dampfmaschine notwendig machte“, 
MEW, Bd. 23, S. 396), ging die digitale 
Revolution vom Transmissionsmecha¬ 
nismus aus: Steuerung, Regelung und 
Kontrolle gingen vom Arbeiter auf die 
Maschine über. Diese Umwandlung 
des Naturprozesses in einen indust¬ 
riellen (Marx) erfasst auf Grund der 
Universalität logischer Schaltungen 
immer mehr Bereiche von Wissen¬ 
schaft, Technik und Gesellschaft und 
untergräbt nun auch von der Produk¬ 


tivkraftseite her (ökonomisch ist mit 
dem Stamokap das Neue im Schoße 
der alten Ordnung spätestens seit 100 
Jahren herangewachsen) die auf dem 
Privateigentum ruhende kapitalistische 
Produktionsweise - wie Marx etwa im 
„Maschinenfragment“ (MEW, Bd. 42., 
S. 590-609) andeutete. 

Im Leitantrag wird das Verhältnis 
des zum Kontrolleur „aufgestiegenen“ 
Arbeiters zur Maschine in ein „Herr- 
Diener-Verhältnis“ gebracht,was sich 
zunehmend verkehre (Z. 327-329). 
Wieso das? Im Verhältnis zur Maschi¬ 
ne ist es immer noch so. Es stimmt nicht 
im Verhältnis des Arbeiters zum Kapi¬ 
talisten, er hat nichts zu melden über 
den Einsatz der Maschinen; aber das 
war vorher auch schon so. Nichtsdesto¬ 
trotz werden unmittelbar anschließend 
Depressionen und Burn-Out aus der 
Produktivkraftentwicklung abgeleitet 
(Z. 329-332), was wohl schwer nachzu¬ 
vollziehen ist. 

Dem „Verhältnis des Menschen zu 
der in der modernen Technologie ver¬ 
gegenständlichten Arbeitskraft“ (ge¬ 
meint ist wohl Arbeit) wird „eine neue 
Stufe der Entfremdung“ zugeschrieben 
(Z. 314-318). Warum ist die Entfrem¬ 
dung eines Arbeiters zu einem in einer 
digitalisierten Werkhalle hergestellten 


Autos höher als die des Arbeiters an 
der Werkbank zu dem von ihm herge¬ 
stellten Maschinenteils? 

Was das Internet angeht wird nur 
auf den Aspekt des sozialen Austauschs 
und der Kommunikation zwischen 
Menschen eingegangen, ohne dass ein 
Bezug zur Produktivkraftentwicklung 
sichtbar wird. 

In Z. 391 wird die Verwandlung 
der Wissenschaft in eine unmittelba¬ 
re Produktivkraft angesprochen. Und 
was folgt? Statt einer Auskunft über 
die Stellung des Arbeiters im verwis¬ 
senschaftlichten Produktionsprozess 
erfahren wir, dass „immer größere Tei¬ 
le der Arbeiterklasse aus dem Verwer¬ 
tungsprozess“ (Z. 395 f.) ausgeschlos¬ 
sen sind (was so auch nicht stimmt). 
Dass „die Überarbeit des beschäftig¬ 
ten Teils der Arbeiterklasse die Reihen 
ihrer Reserve schwellt, während um¬ 
gekehrt der vermehrte Druck, den die 
letztere durch ihre Konkurrenz auf die 
erstere ausübt, diese zur Überarbeit 
und Unterwerfung unter die Diktate 
des Kapitals zwingt“ (MEW, Bd. 23, S. 
665), ist nun allerdings nichts Neues. 
Marx beschrieb die Rolle des Arbei¬ 
ters, der aus dem unmittelbaren Pro¬ 
duktionsprozess heraustritt und sich 
zu ihm als „Wächter und Regulator“ 


verhält, in der weiten Perspektive des 
auf die Spitze getriebenen prozessie¬ 
renden Widerspruchs des Kapitals, die 
Arbeitszeit herabzudrücken, wo sie 
doch das einzige Maß des Reichtums 
ist: Die Arbeit hört auf, Quelle des 
Reichtums und Maß der Arbeitszeit 
zu sein, die auf dem Tauschwert beru¬ 
hende Produktion bricht zusammen. 
Wie weit hat sich dieser Widerspruch 
heute zugespitzt? 

Im Text ist mehrmals von einem 
Produktivkraftsprung die Rede. Seit¬ 
dem Robert Solow Ende der 1989er 
Jahre das Paradoxon formulierte: „Du 
kannst überall das Computerzeitalter 
sehen außer in den Produktivitätssta¬ 
tistiken“, wundern sich die Theoreti¬ 
ker darüber, dass die Digitalisierung 
nicht zu einer sprunghaften Entwick¬ 
lung der Produktivkraft geführt hat. 
Die gesamtgesellschaftlich verausgab¬ 
te Arbeitszeit in Deutschland ist in den 
letzten Jahren konstant geblieben oder 
hat leicht zugenommen, die organische 
Zusammensetzung des Kapitals steigt 
trotzdem, die Profitraten fallen tenden¬ 
ziell. Es sieht nach einem anderen Ende 
der kapitalistischen Produktionsweise 
aus als Marx es sich vorstellte. 

Sinn und Zweck des Slogans „In¬ 
dustrie 4.0“ wird nicht wirklich auf den 


Punkt gebracht: Eine Offensive des 
deutschen Monopolkapitals zur Fes¬ 
tigung und Ausbau der Dominanz des 
deutschen Imperialismus in der EU 
und in der Konkurrenz zu den USA 
auf Kosten der Arbeiterklasse. Dabei 
stehen ihre Elemente in diesem Ab¬ 
schnitt (Z. 359-387) durchaus drin - 
verstreut zwischen etwas willkürlich 
herausgegriffenen, manchmal auch 
fragwürdigen Aussagen (Siemens als 
Softwareunternehmen, Umbruch in 
der Autoindustrie). 

Im Teil „Strukturveränderungen 
auf Seite der Arbeiterklasse“ fehlt völ¬ 
lig, wie sich die Gewerkschaften gegen¬ 
über dieser Entwicklung aufzustellen 
haben. Und insgesamt fehlt der Blick 
auf das Neue im Alten, denn die besse¬ 
re Welt kann nur aus der bestehenden 
hervorgehen. 

Dem Anliegen des Leitantrags 
entsprechend schlage ich eine Be¬ 
schränkung dieses Abschnitts auf fol¬ 
gende Fragen vor: Was bedeutet „In¬ 
dustrie 4.0“ technisch, politisch und 
ökonomisch und wie haben sich die 
Gewerkschaften dazu aufzustellen? 
Ich habe dazu einen ersten Aufschlag 
versucht, der im DKP-Portal nachzu¬ 
lesen ist 

Helmut Dunkhase, Berlin 


Hegemonie des Proletariats ernst nehmen 


Das Referat von Hans-Peter Brenner 
(UZ v. 10.11.2017, S. 17) war gerade in 
der Situation, in der sich die Debatte 
unter anderem auf news.dkp.de befin¬ 
det, eine Wohltat. In der Auseinander¬ 
setzung mit Linksradikalen, die sich 
die Frage „Wie weiter?“ nun endlich, 
wenn auch leider erst zu Teilen außer¬ 
halb der Partei stellen, sind die ange¬ 
führten Aussagen Lenins zum Zusam¬ 
menhang zwischen dem demokrati¬ 
schen und dem sozialistischen Kampf 
ungeheuer wichtig. 

Leider macht es sich Hans-Peter 
hier in der Darstellung doch etwas 
zu einfach. Die Einheit zwischen dem 
antifaschistischen, antikapitalistischen 
und antimonopolistischen Kampf ist 
eben nicht automatisch hergestellt. 
Demokratische und antifaschistische 
Kämpfe werden, und das gerade ist ja 
ihre Bedeutung (s. Leitantrag Z. 628 
ff.), zu einem nicht geringen Teil von 
Leuten geführt, die eben kein Klas¬ 
senbewusstsein haben bzw. verschie¬ 
denen Formen bürgerlicher Ideolo¬ 
gie anhängen (was, wie Lenin in „Was 
tun?“ ausführt, ein- und dasselbe ist). 
Daraus folgt, dass sich das berechtig¬ 
te Interesse, z.B. etwas gegen Nazis zu 
machen, in Formen ausdrückt, die die 


bürgerliche Herrschaft nicht angrei¬ 
fen, beispielhaft: in kleinbürgerlich¬ 
autonomen Formen individuellen 
Terrors, in Lichterketten-Umzügen 
oder in der Variante „Aufstehen ge¬ 
gen Rassismus“: „Wir ziehen die rote 
Linie neu“, moralisch, in letzter Ins¬ 
tanz desorientierend. 

Es ist vollkommen richtig, an die¬ 
se Formen anzuknüpfen und dazu Teil 
der Bewegungen zu sein. Aber der im 
Referat von Hans-Peter Brenner auf¬ 
scheinende Automatismus - weil der 
Kapitalismus die Demokratie ver¬ 
stümmelt wird der Kampf um Demo¬ 
kratie antikapitalistisch - stimmt eben 
schlicht nicht. Um diese Bewegungen 
wirklich in den Kampf um Demokra¬ 
tie zu führen, um wirklich einen an¬ 
tiimperialistischen, antimonopolisti¬ 
schen (und das ist der Antikapitalis¬ 
mus unserer Zeit) Kampf zu führen, 
bedarf es, wie Lenin für die Revolu¬ 
tion von 1905 formuliert, der „Hege¬ 
monie des Proletariats“ in den demo¬ 
kratischen Bewegungen. 

Das ist nicht so neu, wie es scheint, 
vielmehr ist es z.B. der Inhalt vieler 
Überlegungen der DKP zum Umgang 
mit den vor allem kleinbürgerlichen 
„neuen sozialen Bewegungen“ auf 


dem Parteitag von 1986. Um Bewe¬ 
gungen orientieren zu können, muss 
die Arbeiterklasse ihre führende Rol¬ 
le in solchen Bündnissen oder Bewe¬ 
gungen erkämpfen. Das heißt konkret: 
Wer ist der Gegner? Die Monopole 
oder Straßen-Nazis (oder wie im Fal¬ 
le von „Aufstehen gegen Rassismus“ 
noch näher an der antideutschen 
Ideologie 13 Prozent der deutschen 
Bevölkerung). Die Arbeiterklasse 
(durch ihre Vertreter: die Kommunis¬ 
ten, aber auch konsequente Gewerk¬ 
schafter und im Jugendbereich oft 
die DIDF) muss hier erklären, dass 
es nicht um die Bekämpfung falschen 
Bewusstseins geht, sondern um die 
Bekämpfung der Ursachen. Sie muss 
also ihre Weltanschauung vermitteln 
(vermitteln heißt nicht sie im Bündnis 
vorauszusetzen, es heißt, sie als Ana¬ 
lyseinstrument der demokratischen 
Kräfte zu propagieren!). 

Das heißt weiterhin: Was sind die 
Kampfformen? Ausschließende For¬ 
men gewaltorientierter Straßenkämp¬ 
fer? Lichterketten? Die SDAJ hat in 
ihrem Beitrag zur Antifa-Debatte in 
der „jungen Welt“ dazu einen guten 
Beitrag geleistet: Die konkrete Form 
der Massenblockaden bringt die Mas¬ 


sen, und für solche ist die Aktion taug¬ 
lich, in Widerspruch mit dem Staat, 
der die Faschisten schützt, sie erleben 
Gemeinschaft, Solidarität usw. Solche 
Formen werden die Kommunisten 
nicht im Alleingang als Vorturner der 
Bewegung entwickeln, sie vorzusetzen 
überlassen wir dann, siehe „Aufste¬ 
hen gegen Rassismus“, doch der „In¬ 
terventionistischen Linken“, aber die 
demokratische Bewegung wird ohne 
den Beitrag der Kommunisten nicht 
in der Lage sein, die richtigen Kampf¬ 
formen zu entwickeln. 

Die Monopole sind die letzte Ur¬ 
sache der Einschränkungen der De¬ 
mokratie. Eine demokratische Bewe¬ 
gung, will sie wirklich demokratisch 
sein, muss sich also gegen diese rich¬ 
ten. Aufgabe 
der Partei ist 
es, die He¬ 
gemonie des 
Proletariats 
anzustreben, 
also selbst¬ 
bewusst, 
werbend, 
orientie¬ 
rend in die 
Bewegun¬ 


gen einzugreifen. Nur so verwirklicht 
sich die Dialektik zwischen sozialis¬ 
tischem und demokratischem Kampf. 
Ich unterstelle Hans-Peter Brenner 
nicht, dass er das nicht weiß, aber die 
unglücklichen Formulierungen kön¬ 
nen wir hier dennoch nicht so stehen 
lassen. Gleichzeitig ist die Kritik von 
Lloyd und Mehner zwar richtig, aber 
der Fortschritt ist - dialektisch - im¬ 
mer relativ zu dem, was vorher da war. 
Die absolute Erkenntnis ist nicht zu 
erwarten, aber in langer, kämpfen¬ 
der Wieder-Aneignung der Historie, 
der Theorie und vor allem der Praxis 
der Partei lässt er sich nicht aufhalten. 
Diese Perspektive ist dann optimisti¬ 
scher. 

Kurt Baumann, Hamburg 
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Wir verabschieden uns von 

Manja Aschmoneit 

10.11.1931 -6.11.2017 

Manja war eine hervorragende, selbstlose und engagierte Genos¬ 
sin in der legalen KPD und in der Illegalität nach dem KPD-Verbot. 
Nach der Neukonstituierung der DKP war sie eine Aktive der ers¬ 
ten Stunde. Viele Jahre war sie in der Wohngebietsgruppe Gerres¬ 
heim in der Partei und auf der Straße aktiv - zum Beispiel bei den 
legendären kämpferischen Kundgebungen und Demonstrationen 
zum Erhalt der Glashütte. Die Teilnahme an Infoständen und die 
Verteilung der „Flaschenpost" gehörten zu ihrem selbstverständ¬ 
lichen Einmaleins der kommunistischen Kleinarbeit. 

Ebenso intensiv war sie in die Düsseldorfer Friedensarbeit ein¬ 
gebunden. Kein Ostermarsch ohne Manja! Kein Protest in Kalkar 
ohne Manja. Ihr herausragendes Engagement wurde mit der Ver¬ 
leihung des Düsseldorfer Friedenspreises gewürdigt. 

Der Kampf gegen Altfaschisten und Neonazis war ihr ein Herzens- 
anliegen. Jahrzehntelang gehörte sie zu den Aktivistinnen der 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund der Antifa¬ 
schistinnen Düsseldorf. 

Nur die Krankheit konnte diesen Einsatz beenden. 

Manja, wir danken Dir dafür! 

Die Trauerfeier findet statt am Mittwoch, 6. Dezember, 13.20 Uhr, 
in der Kapelle des Stoffeier Friedhofes. Im Anschluss an die Trau¬ 
erfeier lädt die Familie ein ins „TG 1881", Stoffeier Kapellweg 65 
(neben dem Platz von „Rock gegen Rechts"). 

DKP Düsseldorf 
DKP Gerresheim / DKP Düren 
Düsseldorfer Friedensforum 
WN-BdA Düsseldorf 


Einladung zur Mitgliederversammlung 

an alle DKP-Mitglieder im Gebiet der ehemaligen 
Bezirksorganisation Südbayern 

Samstag, 9. Dezember 2017,14.00 Uhr 

KommTreff, Holzapfelstraße 3, 80339 München 

Tagesordnung (Vorschlag): 

1. Eröffnung / Begrüßung / Wahl einer Versammlungsleitung 

2. Beschlussfassung über die Tages-, Geschäfts- 
& Wahlordnung 

3. Wahl einer Mandatsprüfungskommission und einer 
Wahlkommission 

4. Bericht zur Situation in der ehemaligen Bezirksorganisation 
Südbayern / Aussprache 

- Diskussion über die Reorganisation der Bezirksstrukturen 

- Diskussion über eine Teilnahme an den Landtagswahlen 2018 

5. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

6 . Vorbereitung des 22. Parteitags / Antragsdebatte 

7. Wahl der Delegierten und der Ersatzdelegierten 
zum 22. Parteitag 

8 . Bericht der Wahlkommission 

9. Verschiedenes 

Im Anschluss findet eine Versammlung der Mitglieder der 
kreisfreien Gruppen im Gebiet der ehemaligen Bezirks¬ 
organisation Südbayern statt. Auf dieser Versammlung werden 
entsprechend des vom Parteivorstand beschlossenen Dele¬ 
giertenschlüssels die Delegierten der kreisfreien Gruppen zum 
22. Parteitag gewählt. 

Bitte das Parteibuch mitbringen. 

Einlader: DKP-Parteivorstand, pv@dkp.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




rfolareich steuern 


Unternehm* 


www.stb-mannherz.de 


a FACHBERATER 

lür Untemehmensoiäthfo^e 
(DStVeV.) 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Lieferservice für Lesende Linke (LLL) 


An Allle! An Allle! 

20 Weihnachtsgeschenke 

... in unserem neu-dekorierten Internet-Schaufenster 
und insgesamt über 

3 Millionen 

... Artikel (Bücher, CD's, DVD's, E-Books ...) 
in unserem Web-Shop auch für Schule, Studium, Beruf, Freizeit 
und zum Sich-selbst-und-anderen-eine-Freude-machen: 

www.neue-impulse-verlag.de 

Da wird doch wohl etwas für Dich/für Sie dabei sein!* 

* Der revolutionäre Nebennutzen unseres LLL: Mit jeder Be¬ 
stellung wird die Zeitschrift Marxistische Blätter finan¬ 
ziell unterstützt. Und das nicht nur zur Weihnachtszeit... 



Afrika und ★ / a 
die Rolle Chinas! 


Licht- und Schattenseiten der China-fllrika-Palitik 



im Anschluss ab 19.00 Uhr : 

Culture 2020 

Saxophon, Trommeln, Tanzen .. 
aus Nigeria, Syrien & Münster 


Referat und Diskussion: 


17. Dezember 2017 
um 16.00 Uhr 
Kulturkneipe , ( f24" 
FrauenstraOe 24 
48143 Münster 


www.dkp-muenster.de / news.dkp.de 



Unser Genosse 

Alois Thoma 

ist am 29. November 90 geworden! 

Alois war Gründungsmitglied der WN-BdA Ravens¬ 
burg-Oberschwaben und ist bis heute Kommunist. 
Mit Hugo Machelett, Heinz Günter Hornung und Man¬ 
fred Eger war er Mitglied im Bezirksvorstand der DKP. 

Alois ist Ehrenmitglied der Partisanen von Torino. 
Seine Erfahrungen und Erlebnisse lässt er bei vielen 
Besuchen in Schulklassen lebendig werden. 

Er gehört zu denen, die bis heute aktiv sind gegen 
Faschismus und Krieg und die so „ewig jung" bleiben. 

Auch wenn die herrschende Klasse heute versucht, 
uns Kommunisten und den politischen Widerstand 
totzuschweigen - nichts ist vergessen und niemand! 

Lieber Alois, 

wir gratulieren Dir ganz herzlich zu Deinem Geburts¬ 
tag und wünschen Dir und Deiner Frau alles Gute, vor 
allem Gesundheit! 

DKP Baden-Württemberg 


Wir gratulieren nachträglich unserer Genossin 

Christel Wegner 

die am 16. November ihr 70. Lebensjahr vollendete, 
herzlich zum Geburtstag und wünschen ihr für die 
weitere Zukunft alles Gute, viel Kampfesmut 
bei optimaler Gesundheit. 

Christel ist seit über 50 Jahren in der kommunistischen 
Bewegung organisiert. 1968 war sie in die Neukonstituie¬ 
rung der DKP involviert, ln den darauffolgenden Jahrzehn¬ 
ten beteiligte sich Christel an der Ausarbeitung und Um¬ 
setzung der Politik der Partei in Funktionen auf Kreis- und 
Bezirksebene. 

2008 wurde sie auf der Liste der Partei „Die Linke" in den 
niedersächsischen Landtag gewählt. Nach einem zusam¬ 
mengestückelten Fernsehinterview, entlud sich eine me¬ 
diale Hetzkampagne gegen unsere Genossin. Die Fraktion 
der „Linken" hielt diesem Druck nicht stand und schloss 
Christel aus ihrer Fraktion aus. ln den folgenden fünf Jah¬ 
ren nutzte Christel die eingeschränkten Möglichkeiten ei¬ 
ner fraktionslosen Abgeordneten, kurze Redebeiträge im 
Plenum und Anfragen an die Landesregierung, um im Sin¬ 
ne des Landtagswahlprogramms der Linken tätig zu sein. 

Wir danken Christel für ihre gradlinige politische Haltung 
gestern, heute und hoffentlich noch lange in der Zukunft. 

DKP Niedersachsen Bezirksvorstand 
DKP Buchholz/Nordheide 


UZ zusätzlich online lesen! 
Info: Tel. 0201177889-23 


Frisch „gepresst" zum Pressefest www.uzshop.de 

Die ersten Werbematerialien zum 20. uz-Pressefest jetzt bestellen! Tel: 0201 17788923 



Rote Spenden-Faust 
(Sparschwein) 

Rote Keramik mit weißem 
Aufdruck, Höhe 12 cm, 
Breite 10 cm; 5,00 Euro 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DtS FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 


KONSTANTIN WECKER 
tStllEH BUAflANO 
* MICRÖPfKKVC WAFtA 
CALUM BAIRD 
XAI KGENHASOT 
KLAUS Di« GtIGtfi 
ISICH 5C KAfTNUt 



Plakat »20. UZ-Pressefest« 

DIN AI 

10 Stück 2,00 € 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 



Gegen Krieg 
und Militarismus 

7» S« ptnnibÄT »li, Pürtrriurtrf 


Aufkleber 
»Gegen Krieg 
und Militarismus« 

DIN A6, 50 Stück 2,00 € 



Aufkleber Werbeflyer 

»Schöner feiern »20. UZ-Pressefest« 

ohne Nazis!« Mit Rückantwort, DIN lang 

DIN A6, 50 Stück 2,00 € 100 Stück 2,00 € 


Pressefest-Maus 

Handgehäkelt 
„Spenden-Maus" 
5,00 Euro 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 1. Dezember 2017 


Termine@unsere zeit.de 

SA ★ 2. DEZ 


Die „Verantwortung“ der SPD 

„Herrchen Glückwunsch, Sigmar!“, 
UZ vom 24.11., S. 9 

Im Kommentar macht sich H.-P. Bren¬ 
ner Gedanken über die möglichen Mo¬ 
tive für einen Schwenk der SPD von 
der angekündigten Oppositionsrolle 
zur erneuten Teilnahme an einer Gro¬ 
ßen Koalition mit der CDU. Als Draht¬ 
zieher sieht er Sigmar Gabriel, der mit 
ihm in früheren Tagen bei der Luftwaffe 
in Goslar die Strategien des „Tarnens, 
Täuschens und Verpissens“ erlernt 
habe. Daraus ergebe sich - so Bren¬ 
ner - fast „zwangsläufig“ ein Hang zum 
„staatsmännischen Ja“ und dem Drang, 
„Verantwortung und Pflicht für unser 
Land“ zu übernehmen. Dass die SPD- 
Führungsfiguren wie Gabriel aus inne¬ 
rer Überzeugung handeln könnten und 
es tatsächlich auch ernst meinen mit 
der Verantwortung für „unser Land“, 
kommt dem psychologisierenden Ge¬ 
nossen Brenner leider nicht in den Sinn. 

Benannt werden müssten die 
Gründe für das sozialdemokratische 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

ich möchte euch bitten, heute den 
Genossen Lars Mörking zum Chefre¬ 
dakteur der UZ zu ernennen. Ich habe 
zwei Gründe dafür: Erstens, Lars ist 
der geeignete Mann, um die Redak¬ 
tion zu führen und die Zeitung zu ge¬ 
stalten. Zweitens, ich kann aus gesund¬ 
heitlichen Gründen die Chefredaktion 
der Zeitung nicht weitermachen. 

Auf der letzten PV-Tagung habt 
ihr Lars bereits zum stellvertreten¬ 
den Chefredakteur und zugleich zum 
Chefredakteur mit Ablauf des Par¬ 
teitags ernannt. Ich will kurz begrün¬ 
den, warum er die Aufgabe jetzt sofort 
übernehmen sollte. 

Der Grund ist auf meiner Seite, 
dass ich es gesundheitlich nicht mehr 
schaffe. Ich möchte betonen, dass es 
sich dabei - leider - nicht um eine poli¬ 
tische Krankheit handelt. Es ist auch - 
erfreulicherweise - keine Krankheit, 
die lebensbedrohlich ist. Kern des Pro¬ 
blems ist es, dass ich die Redaktion mit 
nur gelegentlicher Anwesenheit in Es¬ 
sen nicht führen kann. Das hatte ich 
zunächst gehofft und gedacht, bis zum 
Parteitag die Arbeit des Chefredak¬ 
teurs weiterzuführen und erst dann 
an Lars zu übergeben. Es funktioniert 
aber nicht. Es muss sofort etwas ge¬ 
schehen. 

Ich möchte hier noch einige Sätze 
zu unserer Zeitung sagen. Die UZ hat 
sich meiner Meinung nach in den letz¬ 
ten Jahren gut entwickelt. Sie ist bes¬ 
ser geworden. Was soll das heißen? 


Mitmachen, sei es als staatstragende 
Opposition, sei es in der Regierungs¬ 
verantwortung. Die Übernahme von 
„Verantwortung für unser Land“ ist 
nämlich spätestens seit Beginn des 
letzten Jahrhunderts zur Maxime der 
SPD-Führung geworden: Das Mitma¬ 
chen in der kapitalistischen Markt¬ 
wirtschaftsdemokratie sei der einzig 
mögliche Weg, damit am Ende für die 
Lohnabhängigen auch etwas abfalle. 
Seitdem die soziale Marktwirtschaft 
zur „marktkonformen Demokratie“ 
(Merkel) mutiert ist, ist der Neolibe¬ 
ralismus auch für die SPD Staatsrä¬ 
son. 

Hans-Peter Jacobitz, per E-Mail 

Blockade geduldet 

Völkerrechtswidrige Landnahme“, 

UZ v. 17.11. S.7 

Dass eine solche Konferenz stattfin¬ 
den konnte, ist ein großer Fortschritt. 
Denn dass es sich bei der Politik Is¬ 
raels in den (meisten) 1967 besetzten 
Gebieten um Siedlerkolonialismus 


Ich meine, dass sie weniger als früher 
hinter der politischen Entwicklung 
auf der Linken - mit kleinem und mit 
großem „L‘ - hinterhertrabt, dass sie 
weniger als früher unsere Einstellun¬ 
gen und politischen Überzeugungen 
in hergebrachten Wendungen wieder¬ 
holt. 

Ich glaube, dass sie dabei ist, ihre 
Aufmerksamkeit stärker als früher auf 
die aktuellen Klassenkämpfe zu rich¬ 
ten. Dass sie mehr als früher dem Klas¬ 
sengegner, seiner Strategie und Tak¬ 
tik die Aufmerksamkeit widmet. Kurz, 
dass sie zu einer Zeitung wird, in der 
Kommunisten und Nichtkommunisten 
gleichermaßen lernen können, was die 
Monopole und ihre politischen Inter¬ 
essenvertreter so treiben. Ich bilde mir 
ein, dass ich meinen Beitrag zur Ent¬ 
wicklung der Zeitung in diese Rich¬ 
tung beigetragen habe. 

Aber die Entwicklung ist älter. 
Das hat auch mit dem Eintritt von 
Lars (und Olaf Mathes) in die Re¬ 
daktion vor einigen Jahren zu tun. 
Sie haben die Zeitung jünger und fri¬ 
scher gemacht. Ich bin zuversichtlich, 
dass diese Entwicklung weitergeht. 
Und dass in einigen Jahren die UZ 
nicht nur von wenigen politisch inte¬ 
ressierten Zeitgenossen (einschließ¬ 
lich des Verfassungsschutzes) gelesen 
wird, um zu erfahren, was Kommu¬ 
nisten so denken und Vorhaben. Son¬ 
dern, dass die UZ als Pflichtlektüre 
für alle gilt, die sich über den Stand 
der ökonomischen, politischen und 


handelt, ist offensichtlich. Dass die 
BDS-Kampagne - von ihr ist im Ar¬ 
tikel leider keine Rede - gegen diese 
Politik und nicht gegen Juden oder 
Israelis gerichtet ist, sollte erwähnt 
werden. Ob man jedoch den Gaza¬ 
streifen als „israelisch besetzt“ be¬ 
zeichnen kann, ist m.E. fraglich; dort 
wurden alle Siedlungen aufgegeben, 
und de facto hat Israel dort keine mi¬ 
litärisch-polizeiliche Macht (im Ge¬ 
gensatz zur Westbank), sondern be¬ 
lagert diesen m.E. letzten Rest des 
freien Palästina. 

Ganz richtig wird von Idler gesagt, 
Israel errichte „auf der West-Bank ein 
,Apartheid-Regime‘“. Nicht im Gaza¬ 
streifen! Es handelt sich dort also um 
eine Waffenstillstandslinie wie etwa 
in Zypern, in Korea oder in Kaschmir. 
Warum wird aber dann die israelische 
Blockade zu Lande (mit ägyptischer 
Hilfe) und zur See sowie in der Luft 
von der berühmt-berüchtigten „inter¬ 
nationalen Gemeinschaft“ geduldet? 

Volker Wirth, Berlin 


kulturellen Klassenkämpfe informie¬ 
ren wollen. 

Ich bin mir sicher, dass Lars als 
Chefredakteur der richtige ist, um 
diesen Kurs der Zeitung weiter vo¬ 
ranzutreiben. Er hat in seiner Zeit 
als Redakteur zunächst den Bereich 
„Wirtschaft & Soziales“ und dann „In¬ 
ternationales“ verantwortet. In ande¬ 
ren Zeitungen nennt man das „Res¬ 
sortleiter“. Aber natürlich muss in der 
UZ der Ressortleiter alles machen. 
Beide Bereiche haben in seiner Zeit, 
wie ihr feststellen könnt, Schritte nach 
vorn gemacht. 

Lars hat auch jetzt schon den bes¬ 
ten Überblick über den Stand der Pro¬ 
duktion, die Kontakte mit den Auto¬ 
ren und die aktuellen politischen Not¬ 
wendigkeiten. Lars hat viel Erfahrung 
mit politischer Arbeit in der SDAJ und 
unserer Partei. Ich bin mir ziemlich si¬ 
cher, dass es ihm auch deshalb - bes¬ 
ser als mir - gelingen wird, die UZ als 
Mittel der Öffentlichkeitsarbeit für die 
Partei nützlicher werden zu lassen. 

Schließlich will ich die Gelegenheit 
nutzen, um euch dafür zu danken, dass 
ihr mir den Job als Chefredakteur der 
UZ auf Zeit überlassen habt. Es war 
sehr anstrengend. Aber es war auch in¬ 
teressant und gelegentlich vergnüglich 
und befriedigend. Danke. 

Lucas Zeise 

Der PV hat dieser Bitte entsprochen und 
Lars Mörking einstimmig zum Chefre¬ 
dakteur der UZ ernannt. 


Dresden: Landesmitgliederversammlung 
der DKP Sachsen, Haus der Begegnung, 
Großenhainer Straße 93,11 Uhr_ 

Kassel: Friedensratschlag 2017, Uni Kas¬ 
sel, Wilhelmshöher Allee 73, bis 3. Dezem¬ 
ber 


SO ★ 3. DEZ 


Duisburg: Marx in Marxloh mit Klaus von 
Raussendorf, Mitglied des Bundesvorstan¬ 
des des Deutschen Freidenkerverbandes, 
Jugend- und Kulturzentrum, Kaiser-Wil- 
helm-Straße 284,11 Uhr 


MO ★ 4. DEZ 


Hamburg: Jahreshauptversammlung der 
DKP Hamburg-Nord, Bürgerhaus Langen- 
horn, Tangstedter Landstraße 41,19 Uhr 

Münster: Afrika global betrachtet, Linkes 
Zentrumm der PdL, Achtermannstraße 19, 
20 Uhr 


Dl ★ 5. DEZ 


München: Gruppenabend München-West, 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.15 Uhr 


Ml ★ 6. DEZ 


München: Klassenkämpfe in der BRD seit 
1945, DKP Betriebsaktiv München, Komm¬ 
Treff, Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


DO ★ 7. DEZ 


Marburg: Saudi-Arabien und der Iran - Der 
Kampf um die Vormacht im Nahen Osten, 
mit Dr. Matin Baraki, DKP Marburg-Bieden¬ 
kopf, DGB-Haus Marburg, Käte-Dinnebier- 
Saal, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr 


SA ★ 9. DEZ 


Berlin: Die Oktoberrevolution und ihre Fol¬ 
gen mit Dr. Gert Meyer, Beate Landefeld 
und Andreas Wehr, Marx-Engels-Stiftung 
in Zusammenarbeit mit dem Marx-Engels- 
Zentrum Berlin, MEZ, Spielhagenstraße 13, 
11 Uhr_ 

München: Versammlung der DKP-Mitglie- 
der in Südbayern, KommTreff, Holzapfel¬ 
straße 3,14 Uhr 


SO ★ 10. DEZ 


Nürnberg: Roter Spielenachmittag, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,13 Uhr_ 

Nürnberg: Roter Filmabend, Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,17 Uhr 


Dl ★ 12. DEZ 


Fürth: Gruppenabend der DKP Fürth, Info- 


Am 16. November 2017 konstituierte 
sich feierlich auch in Brandenburg an 
der Havel in Anwesenheit des Landes¬ 
vorsitzenden Mario Berrios Miranda 
eine örtliche Parteigruppe der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei (DKP). 

Im Unterschied zur Partei „Die Lin¬ 
ke“ sieht sie sich nicht als kapitalismus¬ 
kritisch, sondern in Übereinstimmung 


laden Benario, Nürnberger Straße 82,19.30 
Uhr 


Ml ★ 13. DEZ 


Röthenbach: Jahresabschlußfeier der DKP 
Nürnberger Land, Floraheim, Siedlerstraße 
10,19 Uhr_ 

Wuppertal: Georg Kaiser „Klawitter“ - 
Tragikomödie in fünf Akten mit Liedern 
aus Robert Schumanns Liederzyklus 
„Dichterliebe“ zum 220. Geburtstag von 
Heinrich Heine, Literaturhaus Wuppertal - 
Haspelhaus, Friedrich-Engels-Allee 83,19 
Uhr 


DO ★ 14. DEZ 


Nürnberg: Kommunaler Ordnungsdienst - 
Folgen im täglichen Leben, DKP Nürnberg, 
Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


SA ★ 16. DEZ 


Fürth: Revolutionärer Liederabend, DKP 
Fürth, Infoladen Benario, Nürnberger Straße 
82,19 Uhr 


SO ★ 17. DEZ 


Münster: Jahresabschlussveranstaltung 
DKP Münster: Afrika und die Rolle Chinas - 
Licht- und Schattenseiten mit Georges Hal¬ 
lermayer, Vorstandsmitglied Marx-Engels- 
Stiftung, Kulturkneipe, Frauenstraße 24,16 
Uhr 


Dl ★ 19. DEZ 


München: Gruppenabend München-West, 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.15 Uhr 


Ml ★ 20. DEZ 


München: Jahresabschlussfeier der DKP 
München: Auf den Spuren der sloweni¬ 
schen Partisanen, KommTreff, Holzapfel¬ 
straße 3,19 Uhr 


DO ★ 21. DEZ 


Nürnberg: Antideutsche - was steckt da¬ 
hinter?, DKP Nürnberg, Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18, 45127 Essen. Die Termine erschei¬ 
nen online auch auf news.dkp.de. 


mit der Gesamtpartei als antikapitalis¬ 
tisch. Als Vorsitzender der Gruppe wur¬ 
de Horst Drewke gewählt, Werner Be¬ 
cker als Stellvertreter und Stefan Kems- 
ke als Kassierer. 

Die Gruppe trifft sich regelmäßig 
an jedem zweiten Mittwoch des Monats 
von 17.00 bis 19.00 Uhr in der Gaststätte 
Agentenzentrale. Werner Becker 


Unsere UZ 


Warum Lars Mörking 
ab jetzt Chefredakteur ist 

Schreiben von Lucas Zeise an den Parteivorstand der DKP am 26.11. 2017 


DKP-Gruppe in der Stadt 
Brandenburg gegründet 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Ärger in der Ostkurve 

Politik im Stadion: Der SV Werder Bremen 


The Book of Eli 

Der letzte Kämpfer, gespielt von Den¬ 
zel Washington, gibt den apokalypti¬ 
schen Szenarien in diesem Film der 
Hughes-Brüder, einen beeindrucken¬ 
den Touch. Endzeit-Vorstellungen 
nach totaler Verwüstung der Erde 
sind im Kino keine Seltenheit, das 
Drehbuch lässt dabei nichts aus und 
das Rettende liegt nicht nur nah - eine 
Ausgabe der Bibel - sondern auch in 
der sehnsuchtsvollen Suche nach Soli¬ 
darität und Gemeinschaft. Gerry Old- 
man gibt den skrupellosen Gegner, 
der ahnt, dass sowohl das Buch wie 
auch die Hoffnungen der Überleben¬ 
den seinen diktatorischen Strategien 
Widerstand entgegenbringen. 

Spät am Abend, aber auch dank 
beeindruckender Szenerie und Ka¬ 
meraführung sehenswert. 

Fr., 1 . 12 ., 23.30 Uhr, ARD 

Heinrich Böll 

Am 21. Dezember wäre Böll 100 Jah¬ 
re alt geworden. Eine aktuelle Do¬ 
kumentation über den Schriftsteller, 
streitbaren Demokraten und als mo¬ 
ralische Instanz der Bonner Republik 


geht weit zurück und beginnt mit sei¬ 
nen Kriegstagebüchern, die erst jetzt 
veröffentlicht wurden. 

Im Anschluss eine Verfilmung 
seines Romans „Gruppenbild mit 
Dame“, gedreht 1977 mit Romy 
Schneider in der Hauptrolle, war ein 
schwaches Buch, man ist versucht zu 
sagen, der Film ist um einiges besser. 
Sa., 2 . 12 ., 20.15 Uhr, 3 sat 

Kontinente in Bewegung 

Eine großangelegte Dokumentati¬ 
on des kanadischen Fernsehens über 
mehrere Stunden in fünf Abschnitten 
lässt sowohl die Entstehungsgeschich¬ 
te wie die ständigen Veränderungen 
und Wanderungen der Kontinente 
deutlich werden. Welche tektonischen 
Bewegungen und vulkanischen Aus¬ 
brüche hatten welche Auswirkungen 
auf Fauna und Flora. Wer den Sonn¬ 
tagnachmittag auf der Couch verbrin¬ 
gen möchte, wird gut informiert, zwar 
spektakuläre Bilder, aber ein wohltu¬ 
end nüchterner sachlicher Kommen¬ 
tar. 

So., 3 . 12 ., 12.45 Uhr, arte 


D eutschlandweit kennt und schätzt 
der Fußballfan den grün-weißen 
Club von der Weser. Der SV Wer¬ 
der Bremen gehört zum Inventar der 
Fußball-Bundesliga. War der Verein bis 
vor wenigen Jahren noch regelmäßig im 
oberen Tabellendrittel zu finden, bereitet 
ihm das fehlende Geld und das Fehlen 
von Starspielern gewaltige Probleme. 

Sechs Mal war der SV Werder Bre¬ 
men Pokalsieger, vier Mal deutscher 
Meister und befindet sich in der ewigen 
Tabelle auf Platz Zwei, hinter dem FC 
Bayern. 1992 gewann man den Pokal der 
Pokalsieger gegen den AS Monaco. 

Doch diese Zeiten sind längst pas¬ 
se, trotzdem pilgern alle zwei Wochen 
immer noch über 42 000 Zuschauer ins 
Weserstadion, um ihre Mannschaft an¬ 
zufeuern. Dabei musste die große Fan¬ 
szene in Bremen über Jahre große Kraft 
darauf verwenden, ihr Negativimage los¬ 
zuwerden. Bekannt und berüchtigt war 
die Skinheadszene in und um Bremen 
und Delmenhorst, die sich zum über¬ 
wiegenden Teil aus Neonazis rekrutier¬ 
te. Ausgehend von den 1980er Jahren, als 
sich deutsche Oi!-Musik in der jugend¬ 
lichen Subkultur immer mehr etablierte 
und rechtsradikale Bremer Bands wie 
„Endstufe“ oder die „Boots Brothers“ 
aus Delmenhorst sich großer Beliebt¬ 
heit erfreuten, bildeten sich auch in der 
Werder-Fankurve Gruppen aus Nazi- 
Skinheads und anderen Rechtsradika¬ 
len. Heute sind Gruppen wie „Kategorie 
C - Hungrige Wölfe“ um Hannes Osten¬ 
dorf aktiv. Eben dieser spielte mit seiner 
Band oder alleine mehrmals Solikonzer¬ 
te für den inhaftierten Landser-Sänger 
oder bei Gedenkveranstaltungen für Ian 
Stewart (verstorbener Sänger der engli¬ 
schen Band „Skrewdriver“ und Begrün¬ 
der des „Blood & Honour“-Netzwerkes). 
Auch trat er bei der Demonstration von 
„Hooligans gegen Salafisten“ in Köln auf. 
Musik ist ein klarer Türöffner zu neona¬ 
zistischem Gedankengut und wichtig für 
den Kampf um die Köpfe, gerade unter 
Jugendlichen. 

Anfang der 2000er lösten sich erste 
Fanclubs vom Kern der Ostkurve. Die 
damals größte Ultragruppe war „East- 
side“ die, und das war umstritten, das 
Image des „unpolitischen“ Fans pflegte. 
Der Slogan „Politik raus aus dem Stadi¬ 
on“ kommt jedoch aus rechten Kreisen 
und ist ein immer wiederkehrender Ver¬ 
such, linke Meinungen im Keim zu er¬ 
sticken. Mit Schals, Shirts und Bannern 
werden dann rechtsradikale Inhalte „un¬ 
politisch“ ins Stadion getragen. Ein ge¬ 
sunder Gegenpol ist die Antwort: „Fa¬ 
schismus ist keine Meinung, sondern ein 
Verbrechen“. 


Beim SV Werder wurde die Ausein¬ 
andersetzung unter den Fans öffentlich: 
2002 gründete sich erstmals eine sich zum 
Antirassismus bekennende Ultra-Grup¬ 
pe, die „Cercle d‘Amis“ (CDA). Dieser 
„Freundeskreis“ bestand anfangs aus nur 
wenigen Mitgliedern, wuchs jedoch ste¬ 
tig an und als sich 2005 die „Eastside“ - 
aufgrund von Differenzen innerhalb der 
Gruppe - offiziell auflöste, entstanden 
weitere antirassistische Gruppen. Auf 
den ersten Blick hatten die Neonazis ihr 
Sprachrohr innerhalb der Fanszene ver¬ 
loren. Ein Trugschluss, im Januar 2008 
überfielen Hooligans und Neonazis das 
Geburtstagsfest der „Racaille Verte“. 

Der rechte Teil der Fankurve versuch¬ 
te die noch junge Ultraszene zu zerstören, 
indem sie permanent Gewalt anwandten. 
Die Polizei sah wie üblich keinen Grund, 
in die „Streitigkeiten jugendlicher Grup¬ 
pen“ einzugreifen. Auch zeigte sich das 
Fanprojekt des SV Werder zunächst to¬ 
lerant gegenüber rechten Gruppen und 


schlug vor, Täter und Opfer zu einem Di¬ 
alog an einen Runden Tisch zu bringen. 
Die aktive Fanszene ließ sich davon je¬ 
doch nicht beeindrucken. Beim Auswärts¬ 
spiel in Bochum im Herbst 2008 versuch¬ 
ten Anhänger der rechten Gruppierung 
„Norsturm Brema - NSHB“ (ehemals 
„Standarte Bremen“) im Fanblock ihr 
Banner zu zeigen. Mutige Fans stellten 
sich ihnen in den Weg und verhinderten 
dies. Die Situation schien zu eskalieren, 
bis die Polizei eingriff und die Nazis über 
das Spielfeld aus dem Fanblock führte. 

Bis heute gibt es immer wieder Aus¬ 
schreitungen von rechten Hooligans, die 
sich zwar beim SV Werder nicht mehr öf¬ 
fentlich zeigen, aber in der Stadt versu¬ 
chen, ihre Gegner einzuschüchtern. Die 
Fanszene in Bremen ist eine aufgeweckte 
grün-weiße Wand, die unsere Solidarität 
verdient. Der Spuk von rechts ist nicht 
zu Ende - das wird noch viel Arbeit er¬ 
fordern. 

Andres Irrure 


Eine Erscheinung bei sterbenden Gesellschaften ist der Drang nach hemmungs¬ 
loser Völlerei. So überschlugen sich die Orgien im spätantiken Rom an Pomp und 
Extravaganz, während die sozialen, wirtschaftlichen und politischen Probleme 
ungelöst blieben. 

Ähnliches kommt einem in den Sinn, wenn man die neueste Marketingerfin¬ 
dung sieht, die zu uns über den Atlantik schwappt. Der „Black Friday“ verspricht 
„unerhörte Rabatte“ auf Konsumgüter, die sich der Durchschnittskonsument we¬ 
der leisten kann, noch eigentlich braucht. Die immer schmaler werdende Lohn¬ 
tüte wird dann ausgequetscht, damit man in kollektiver Raserei einen 40-Zoll- 
Fernseher ergattert. 

Anstatt sich mit ein bisschen neuem Elektroschrott kurzzeitig abzulenken, wäre 
es wohl sinnvoller, sich Gedanken über die heutigen sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Probleme zu machen und wie die kommende Gesellschaftsform sie 
lösen kann. CH 



Black Friday 



Schlechter Fußball bereitet den Fans des SV Werder Bremen keine schlaflosen 
Nächte, neonazistische Umtriebe schon. 


DER NEUE UZ SHOP! uzshop.de 
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Schaut mal rein. 

Es ist wirklich 
schrecklich einfach! 
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